
Übersicht über Bestimmungen und Informationen zu Ihrem Vertrag
(Vertragsdokumente Übersicht)

Profi-Schutz Sachversicherung und Profi-Schutz Haftpflichtversicherung bei AXA Versicherung AG

Der Kunde

Herr Muster Apotheker
Schirmerstr. 4
76133 Karlsruhe

geboren am 

bestätigt, die folgenden Vertragsunterlagen vor Antragstellung erhalten zu haben.

Profi-Schutz Sachversicherung

·  Versicherungsbedingungen zur Verbundenen Firmen-Sachversicherung - 2008 (VFS 08) - mit Anhang 
Sicherheitsvorschriften Feuer für Selbständige/Gewerbetreibende (Stand 09.14)

·  Zusatzbedingungen für die Flexible Ertragsausfallversicherung - 2008 (ZFEA 08) (Stand 09.14)
·  Klauseln Sach-Inhaltsversicherung

76133 Karlsruhe, Schirmerstr. 4
·  B01060331 Werbeanlagen, Firmenschilder
·  B15000131 Kühlgutversicherung
·  B16020131 Umzug (Wechsel des Versicherungsortes)
·  B16020231 Neu hinzukommende Betriebsstätten

·  Klauseln Flexible Ertragsausfallversicherung (FEA)
·  B16020131 Umzug (Wechsel des Versicherungsortes)
·  B16020231 Neu hinzukommende Betriebsstätten

·  Vertragsinformationen (Stand 04.10)

Profi-Schutz Haftpflichtversicherung

·  Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) (Stand 05.09)
·  Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch 

Umwelteinwirkung im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung (Umwelthaftpflicht-
Basisversicherung) (Stand 05.09)

·  Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen zur Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung - Profi-
Schutz für Handel, Handwerk, Dienstleister und freie Berufe - (Stand 09.15)

·  Zusatzbedingungen für die Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung für die Nutzer von Internet-
Technologien (Stand 01.08)

·  Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen für die Versicherung der Haftpflicht privater Risiken im 
Rahmen der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung (Stand 05.09)

·  Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen zur Umweltschadensversicherung im Rahmen der Betriebs-
 und Berufshaftpflichtversicherung (Stand 12.13)

·  Vertragsinformationen Haftpflicht (Stand 04.10)

Allgemeine Information
·  Information zur Verwendung Ihrer Daten



Vertragsinformationen

1. Vertragspartner

AXA Versicherung AG
Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
Internet: www.AXA.de
Vorsitzender des Vorstandes: Dr. Thomas Buberl
Sitz der Gesellschaft: Köln
Handelsregister Köln HR B Nr. 21298

2. Weitere Ansprechpartner

Der Name des Vermittlers befindet sich im Antrag oder im Angebot.

3. Ladungsfähige Anschriften des Vertragspartners/Vermittlers

Die ladungsfähige Anschrift der AXA Versicherung AG ist unter
Punkt 1 genannt. Die Anschrift des Vermittlers der AXA, der dem
Versicherungsnehmer gegenüber tätig wird, befindet sich im Antrag
oder im Angebot.

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und Anschrift der
zuständigen Aufsichtsbehörde

Die Hauptgeschäftstätigkeit der AXA Versicherung AG ist der Betrieb
von Versicherungsgeschäften.

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
- Bereich Versicherungen -
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

5. Garantiefonds

Ein Garantiefond ist gesetzlich nicht vorgesehen.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot.
Es gelten die zu Vertragsbeginn gültigen und dem Versicherungsneh-
mer zuvor ausgehändigten Versicherungsbedingungen.

7. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Prämie einschließlich der Steuer ist dem Antrag zu ent-
nehmen bzw. dem Angebot und dem Versicherungsschein, welche dem
Versicherungsnehmer überreicht bzw. zugesandt werden.

8. Zusätzlich anfallende Kosten und/oder Gebühren

Für Tätigkeiten die über die gewöhnliche Verwaltung Ihres Vertrages
hinausgehen, stellen wir Gebühren in Rechnung, insbesondere Gebüh-
ren für Mahnungen (zur Zeit 5,- Euro), für Lastschriftrückläufer (zur
Zeit 10,- Euro) und angemessene Geschäftsgebühren bei Rücktritt vom
Vertrag wegen Nichtzahlung des Erstbeitrages. Hierzu verweisen wir
auf § 39 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbin-
dung mit den dem Vertrag zugrundeliegenden Bedingungen.

9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung

Angaben zur Fälligkeit des Beitrags sind den dem Vertrag zugrundelie-
genden Bedingungen zu entnehmen.
Der Versicherungsnehmer hat seine Pflicht zur Zahlung des Beitrags
erfüllt, wenn die Zahlung bei der AXA Versicherung AG eingegangen
ist. Das ist bei einer Überweisung der Zeitpunkt, zu dem der Beitrag
auf dem Konto der AXA Versicherung AG gutgeschrieben wird. Bei
Zahlung im Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ist zusätzlich die
wirksame Belastung des Kontos des Versicherungsnehmers erforder-
lich.

Ihre Zahlung ist rechtzeitig, wenn
- bei einem Überweisungsauftrag an die Bank des Versicherungs-

nehmers der Beitrag innerhalb der Zahlungsfrist vom Konto des
Versicherungsnehmers abgebucht wurde;

- Einzahlungen auf das Konto der AXA Versicherung AG bei Bank
oder Post innerhalb der Zahlungsfrist vorgenommen werden.

Hat der Versicherungsnehmer der AXA Versicherung AG ein SEPA-
Lastschriftmandat erteilt, hat er lediglich dafür zu sorgen, dass der Bei-
trag zum Zeitpunkt der Fälligkeit von seinem Konto abgebucht werden
kann, also ausreichende Kontodeckung besteht.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten
Informationen bzw. der Gültigkeit befristeter Angebote

Sofern die AXA Versicherung AG die Gültigkeit von Informationen
oder Angeboten begrenzt hat, befindet sich dort ein entsprechender
Hinweis. Im übrigen gelten die Regelungen des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB), insbesondere des § 147 BGB. Danach kann der einem
Abwesenden gemachte Antrag nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen
werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter
regelmäßigen Umständen erwarten darf.

11. Spezielle Risiken

Für die Unfallversicherung mit Beitragsrückzahlung gilt:
Die Leistungen aus der Überschussbeteiligung können nicht garantiert
werden, da die Überschussentwicklung von den künftigen Kapitalerträ-
gen und der Entwicklung der Kosten abhängig ist.

12. Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn der Versicherung
und des Versicherungsschutzes sowie zur Antragsfrist

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Vertragserklärung nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie der wei-
teren gesetzlich vorgeschriebenen Informationen widerruft. Bei einem
vom Antrag des Versicherungsnehmers abweichenden Versicherungs-
schein kommt der Versicherungsvertrag mit dem vom Antrag abwei-
chenden Inhalt zustande, wenn der Versicherungsnehmer nicht inner-
halb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform
widerspricht.
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versiche-
rungsscheines durch Zahlung des Erstbeitrages und der Versicherung-
steuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.
Sofern vereinbart gilt:
Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann
aber ohne Verzug gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem
vereinbarten Zeitpunkt.
Die Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im übrigen
aus dem Antrag oder dem Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde
liegenden Bedingungen.
Eine Frist, während der der Versicherungsnehmer an seinen Antrag
gebunden ist, besteht nicht.

13. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem der Versicherungsneh-
mer den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informatio-
nen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Ver-
bindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung
und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten hat. Zur Wahrung der
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der
Widerruf ist zu richten an:
AXA Versicherung AG
Colonia - Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
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Sofern der Versicherungsnehmer einen Versicherungsbeginn beantragt,
der vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt, erklärt er sich damit ein-
verstanden, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf dieser Frist be-
ginnt und der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) - abwei-
chend von der gesetzlichen Regelung - vor Ablauf der Frist fällig, d.h.
unverzüglich zu zahlen ist.
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und
die AXA Versicherung AG erstattet dem Versicherungsnehmer den auf
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien,
wenn der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf die
AXA Versicherung AG in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich
um einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet:

1/360 der im Antrag
ausgewiesenen
Jahresprämie
1/180 der im Antrag
ausgewiesenen
Halbjahresprämie
1/90 der im Antrag
ausgewiesenen
Vierteljahresprämie
1/30 der im Antrag
ausgewiesenen
Monatsprämie

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, späte-
stens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Wi-
derruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und
gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.
Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers erlischt, wenn der Ver-
trag auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl von
ihm als auch von der AXA Versicherung AG vollständig erfüllt ist, be-
vor der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht ausgeübt hat.
Ende der Widerrufsbelehrung

14. Laufzeit

Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag, dem Angebot
oder aus dem Versicherungsschein.

15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den ver-
traglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertrags-
strafen

Wenn der Versicherungsnehmer den Erstbeitrag nicht oder nicht recht-
zeitig zahlt, ist der Versicherer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.
Wenn der Versicherungsnehmer seine vorvertragliche Anzeigepflicht
verletzt, kann der Versicherer ebenfalls vom Vertrag zurücktreten oder
kündigen.
Der Vertrag kann von beiden Seiten zum vereinbarten Ablauf und nach
Eintritt eines Versicherungsfalles gekündigt werden.
Der Versicherungsvertrag kann außerdem von beiden Seiten (Erwerber
und Versicherer) im Fall der Veräußerung der versicherten Sachen ge-
kündigt werden.
Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie,
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Erhöhung, kündigen.
Der Versicherer kann außerdem bei Zahlungsverzug mit einem Folge-
beitrag kündigen.
Unrichtige Angaben zu den Tarifmerkmalen können zu Vertragsstrafen
führen.
Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen und et-
waigen Vertragsstrafen, sind den dem Vertrag zugrundeliegenden Be-
dingungen zu entnehmen.

16. Angabe des Rechts welches der Versicherer bei der Vertragsan-
bahnung der Beziehung zum Versicherungsnehmer zugrunde legt

Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde.

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Anwendbares Recht
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland
(deutsches Recht) Anwendung.
Zuständiges Gericht
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände der Bundesrepublik Deutschland.
Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohn-
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des
Versicherungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz, Sitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.
Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden
durch diese Vereinbarungen nicht ausgeschlossen.

18. Maßgebliche Vertragssprache

Alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Vertragsinformationen
werden in deutscher Sprache mitgeteilt. Während der Laufzeit dieses
Vertrages wird in Deutsch kommuniziert.

19. Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbehelfsverfahren

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen der AXA Versi-
cherung AG nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit zur au-
ßergerichtlichen Streitbeilegung, den Versicherungsombudsmann als
einen unabhängigen und neutralen Schlichter anzurufen:
"Versicherungsombudsmann e. V."

Postfach 080632, 10006 Berlin,
Tel.: 0800 3696000, Fax 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de
Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von
100.000,- Euro möglich und kostenfrei.
Der Beschwerdegegenstand darf noch nicht bei Gericht anhängig sein.

20. Möglichkeit einer Beschwerde bei der unter Ziffer 4. genannten
Aufsichtsbehörde

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen des Versicherers
nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit bei der unter Ziffer
4. genannten Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen.

Anzahl der Tage
an denen
Versicherungsschutz
bestanden hat

multipliziert
mit



Vertragsinformationen

1. Vertragspartner

AXA Versicherung AG
Colonia-Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
Internet: www.AXA.de
Vorsitzender des Vorstandes: Dr. Thomas Buberl
Sitz der Gesellschaft: Köln
Handelsregister Köln HR B Nr. 21298

2. Weitere Ansprechpartner

Der Name des Vermittlers befindet sich im Antrag oder im Angebot.

3. Ladungsfähige Anschriften des Vertragspartners/Vermittlers

Die ladungsfähige Anschrift der AXA Versicherung AG ist unter
Punkt 1 genannt. Die Anschrift des Vermittlers der AXA, der dem
Versicherungsnehmer gegenüber tätig wird, befindet sich im Antrag
oder im Angebot.

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers und Anschrift der
zuständigen Aufsichtsbehörde

Die Hauptgeschäftstätigkeit der AXA Versicherung AG ist der Betrieb
von Versicherungsgeschäften.

Die zuständige Aufsichtsbehörde ist die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
- Bereich Versicherungen -
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.

5. Garantiefonds

Ein Garantiefond ist gesetzlich nicht vorgesehen.

6. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Der Leistungsumfang ergibt sich aus dem Antrag oder dem Angebot.
Es gelten die zu Vertragsbeginn gültigen und dem Versicherungsneh-
mer zuvor ausgehändigten Versicherungsbedingungen.

7. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Prämie einschließlich der Steuer ist dem Antrag zu ent-
nehmen bzw. dem Angebot und dem Versicherungsschein, welche dem
Versicherungsnehmer überreicht bzw. zugesandt werden.

8. Zusätzlich anfallende Kosten und/oder Gebühren

Für Tätigkeiten die über die gewöhnliche Verwaltung Ihres Vertrages
hinausgehen, stellen wir Gebühren in Rechnung, insbesondere Gebüh-
ren für Mahnungen (zur Zeit 5,- Euro), für Lastschriftrückläufer (zur
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auf § 39 Abs. 1 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) in Verbin-
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9. Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung

Angaben zur Fälligkeit des Beitrags sind den dem Vertrag zugrundelie-
genden Bedingungen zu entnehmen.
Der Versicherungsnehmer hat seine Pflicht zur Zahlung des Beitrags
erfüllt, wenn die Zahlung bei der AXA Versicherung AG eingegangen
ist. Das ist bei einer Überweisung der Zeitpunkt, zu dem der Beitrag
auf dem Konto der AXA Versicherung AG gutgeschrieben wird. Bei
Zahlung im Wege des SEPA-Lastschriftverfahrens ist zusätzlich die
wirksame Belastung des Kontos des Versicherungsnehmers erforder-
lich.

Ihre Zahlung ist rechtzeitig, wenn
- bei einem Überweisungsauftrag an die Bank des Versicherungs-

nehmers der Beitrag innerhalb der Zahlungsfrist vom Konto des
Versicherungsnehmers abgebucht wurde;

- Einzahlungen auf das Konto der AXA Versicherung AG bei Bank
oder Post innerhalb der Zahlungsfrist vorgenommen werden.

Hat der Versicherungsnehmer der AXA Versicherung AG ein SEPA-
Lastschriftmandat erteilt, hat er lediglich dafür zu sorgen, dass der Bei-
trag zum Zeitpunkt der Fälligkeit von seinem Konto abgebucht werden
kann, also ausreichende Kontodeckung besteht.

10. Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten
Informationen bzw. der Gültigkeit befristeter Angebote

Sofern die AXA Versicherung AG die Gültigkeit von Informationen
oder Angeboten begrenzt hat, befindet sich dort ein entsprechender
Hinweis. Im übrigen gelten die Regelungen des Bürgerlichen Gesetz-
buches (BGB), insbesondere des § 147 BGB. Danach kann der einem
Abwesenden gemachte Antrag nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen
werden, in welchem der Antragende den Eingang der Antwort unter
regelmäßigen Umständen erwarten darf.

11. Spezielle Risiken

Für die Unfallversicherung mit Beitragsrückzahlung gilt:
Die Leistungen aus der Überschussbeteiligung können nicht garantiert
werden, da die Überschussentwicklung von den künftigen Kapitalerträ-
gen und der Entwicklung der Kosten abhängig ist.

12. Angaben zum Vertragsabschluss, zum Beginn der Versicherung
und des Versicherungsschutzes sowie zur Antragsfrist

Der Versicherungsvertrag kommt zustande, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Vertragserklärung nicht innerhalb von zwei Wochen nach
Erhalt des Versicherungsscheins und der Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie der wei-
teren gesetzlich vorgeschriebenen Informationen widerruft. Bei einem
vom Antrag des Versicherungsnehmers abweichenden Versicherungs-
schein kommt der Versicherungsvertrag mit dem vom Antrag abwei-
chenden Inhalt zustande, wenn der Versicherungsnehmer nicht inner-
halb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform
widerspricht.
Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung des Versiche-
rungsscheines durch Zahlung des Erstbeitrages und der Versicherung-
steuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt.
Sofern vereinbart gilt:
Wird der erste Beitrag erst nach diesem Zeitpunkt eingefordert, alsdann
aber ohne Verzug gezahlt, so beginnt der Versicherungsschutz mit dem
vereinbarten Zeitpunkt.
Die Angaben zum Beginn der Versicherung ergeben sich im übrigen
aus dem Antrag oder dem Angebot sowie den dem Vertrag zugrunde
liegenden Bedingungen.
Eine Frist, während der der Versicherungsnehmer an seinen Antrag
gebunden ist, besteht nicht.

13. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung innerhalb von
14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax,
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem der Versicherungsneh-
mer den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich
der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informatio-
nen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Ver-
bindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung
und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten hat. Zur Wahrung der
Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der
Widerruf ist zu richten an:
AXA Versicherung AG
Colonia - Allee 10-20, 51067 Köln
Postanschrift: 51171 Köln
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Sofern der Versicherungsnehmer einen Versicherungsbeginn beantragt,
der vor dem Ablauf der Widerrufsfrist liegt, erklärt er sich damit ein-
verstanden, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf dieser Frist be-
ginnt und der erste oder einmalige Beitrag (Einlösungsbeitrag) - abwei-
chend von der gesetzlichen Regelung - vor Ablauf der Frist fällig, d.h.
unverzüglich zu zahlen ist.
Widerrufsfolgen
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und
die AXA Versicherung AG erstattet dem Versicherungsnehmer den auf
die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien,
wenn der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf die
AXA Versicherung AG in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich
um einen Betrag, der sich je nach Zahlweise wie folgt berechnet:

1/360 der im Antrag
ausgewiesenen
Jahresprämie
1/180 der im Antrag
ausgewiesenen
Halbjahresprämie
1/90 der im Antrag
ausgewiesenen
Vierteljahresprämie
1/30 der im Antrag
ausgewiesenen
Monatsprämie

Die Erstattung zurückzuzahlender Beiträge erfolgt unverzüglich, späte-
stens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Wi-
derruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und
gezogene Nutzungen (z.B. Zinsen) herauszugeben sind.
Besondere Hinweise
Das Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers erlischt, wenn der Ver-
trag auf ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers sowohl von
ihm als auch von der AXA Versicherung AG vollständig erfüllt ist, be-
vor der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht ausgeübt hat.
Ende der Widerrufsbelehrung

14. Laufzeit

Die Laufzeit des Vertrages ergibt sich aus dem Antrag, dem Angebot
oder aus dem Versicherungsschein.

15. Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den ver-
traglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertrags-
strafen

Wenn der Versicherungsnehmer den Erstbeitrag nicht oder nicht recht-
zeitig zahlt, ist der Versicherer berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten.
Wenn der Versicherungsnehmer seine vorvertragliche Anzeigepflicht
verletzt, kann der Versicherer ebenfalls vom Vertrag zurücktreten oder
kündigen.
Der Vertrag kann von beiden Seiten zum vereinbarten Ablauf und nach
Eintritt eines Versicherungsfalles gekündigt werden.
Der Versicherungsvertrag kann außerdem von beiden Seiten (Erwerber
und Versicherer) im Fall der Veräußerung der versicherten Sachen ge-
kündigt werden.
Erhöht der Versicherer auf Grund einer Anpassungsklausel die Prämie,
ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes entsprechend
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger
Wirkung, frühestens jedoch zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Erhöhung, kündigen.
Der Versicherer kann außerdem bei Zahlungsverzug mit einem Folge-
beitrag kündigen.
Unrichtige Angaben zu den Tarifmerkmalen können zu Vertragsstrafen
führen.
Weitere Einzelheiten, insbesondere zu den Kündigungsfristen und et-
waigen Vertragsstrafen, sind den dem Vertrag zugrundeliegenden Be-
dingungen zu entnehmen.

16. Angabe des Rechts welches der Versicherer bei der Vertragsan-
bahnung der Beziehung zum Versicherungsnehmer zugrunde legt

Den vorvertraglichen Beziehungen liegt deutsches Recht zugrunde.

17. Anwendbares Recht und zuständiges Gericht

Anwendbares Recht
Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland
(deutsches Recht) Anwendung.
Zuständiges Gericht
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen
Gerichtsstände der Bundesrepublik Deutschland.
Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohn-
sitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich des
Versicherungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz, Sitz oder ge-
wöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
ist das Gericht am Sitz des Versicherers zuständig.
Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden
durch diese Vereinbarungen nicht ausgeschlossen.

18. Maßgebliche Vertragssprache

Alle Vertragsbedingungen und die vorliegenden Vertragsinformationen
werden in deutscher Sprache mitgeteilt. Während der Laufzeit dieses
Vertrages wird in Deutsch kommuniziert.

19. Außergerichtliche Beschwerde und Rechtsbehelfsverfahren

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen der AXA Versi-
cherung AG nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit zur au-
ßergerichtlichen Streitbeilegung, den Versicherungsombudsmann als
einen unabhängigen und neutralen Schlichter anzurufen:
"Versicherungsombudsmann e. V."

Postfach 080632, 10006 Berlin,
Tel.: 0800 3696000, Fax 0800 3699000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de
Internet: www.versicherungsombudsmann.de
Das Schlichtungsverfahren ist bis zu einem Beschwerdewert von
100.000,- Euro möglich und kostenfrei.
Der Beschwerdegegenstand darf noch nicht bei Gericht anhängig sein.

20. Möglichkeit einer Beschwerde bei der unter Ziffer 4. genannten
Aufsichtsbehörde

Sollte der Versicherungsnehmer mit Entscheidungen des Versicherers
nicht einverstanden sein, besteht die Möglichkeit bei der unter Ziffer
4. genannten Aufsichtsbehörde Beschwerde einzulegen.

Anzahl der Tage
an denen
Versicherungsschutz
bestanden hat

multipliziert
mit



mit Anhang Sicherheitsvorschriften Feuer für Selbständige/Gewerbetreibende
Versicherungsbedingungen für die Verbundene Firmen-Sachversicherung - 2008 (VFS 08)

Inhaltsübersicht

Teil A - Allgemeiner Teil

§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertre-
ters bis zum Vertragsschluss

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter
Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages
§ 4 Folgeprämie
§ 5 SEPA-Lastschriftverfahren
§ 6 Ratenzahlung
§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9 Gefahrerhöhung
§ 10 Überversicherung, Mehrere Versicherer, Führung, Prozessfüh-

rung
§ 11 Versicherung für fremde Rechnung
§ 12 Übergang von Ersatzansprüchen
§ 13 Kündigung nach dem Versicherungsfall
§ 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung
§ 15 Sachverständigenverfahren
§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen
§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters
§ 19 Repräsentanten
§ 20 Verjährung
§ 21 Zuständiges Gericht
§ 22 Anpassung von Bedingungen
§ 23 Anpassung der Prämie
§ 24 Anzuwendendes Recht

Teil B - Sach-Inhalt/Ertragsausfall

§ 1 Versicherte Sachen
§ 2 Ertragsausfall
§ 3 Versicherte und nicht versicherte Kosten
§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle

Ausschlüsse
§ 5 Feuer
§ 6 Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie

Raub
§ 7 Leitungswasser
§ 8 Sturm, Hagel
§ 9 Elementargefahren
§ 10 Überschwemmung, Rückstau
§ 11 Zusätzliche Gefahren
§ 12 Glasbruch
§ 13 Unbenannte Gefahren
§ 14 Transportgefahren
§ 15 Elektronik-Pauschalversicherung
§ 16 Versicherungsort
§ 17 Besondere Gefahrerhöhungen und vertraglich vereinbarte Si-

cherheitsvorschriften
§ 18 Versicherungswert und Versicherungssumme
§ 19 Summenanpassung
§ 20 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung, Versicherung

auf Erstes Risiko
§ 21 Wiederherbeigeschaffte Sachen
§ 22 Veräußerung der versicherten Sachen

Anhang - Sicherheitsvorschriften Feuer für Selbständige/
Gewerbetreibende

21
00

82
26

(0
9.

14
)

C
1.

92
.3

10



Teil A: Allgemeiner Teil

§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder seines Vertreters
bis zum Vertragsschluss

1. Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von Gefahrumstän-
den

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen Ent-
schluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu
schließen.
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet,
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Ver-
sicherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich
verletzt und hätte der Versicherer bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Gefahrumstände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen
geschlossen, so werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des
Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden die
anderen Bedingungen ab der laufenden Versicherungsperiode Ver-
tragsbestandteil.
Erhöht sich durch eine Vertragsänderung die Prämie um mehr als
zehn Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung
für den nicht angezeigten Umstand aus, so kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen.
In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Versicherer den
Versicherungsnehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

b) Rücktritt und Leistungsfreiheit
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1,
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, es sei denn, der
Versicherungsnehmer hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch
grob fahrlässig verletzt.
Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist das Rück-
trittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen
Bedingungen abgeschlossen hätte.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalles zurück,
so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versiche-
rungsnehmer weist nach, dass die Verletzung der Anzeigepflicht
sich auf einen Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder
den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist.
Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt,
ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

c) Kündigung
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Nr. 1
leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der Versicherer den Vertrag
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, es sei
denn, der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht an-
gezeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingungen abge-
schlossen.

d) Ausschluss von Rechten des Versicherers
Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (siehe a), zum
Rücktritt (siehe b) und zur Kündigung (siehe c) sind jeweils ausge-
schlossen, wenn der Versicherer den nicht angezeigten Gefahren-
umstand oder die unrichtige Anzeige kannte.

e) Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt.

3. Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

Die Rechte zur Vertragsänderung (siehe Nr. 2 a), zum Rücktritt (siehe
Nr. 2 b) oder zur Kündigung (siehe Nr. 2 c) muss der Versicherer in-
nerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die Um-
stände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Begründung kann
er nachträglich weitere Umstände innerhalb eines Monats nach deren
Kenntniserlangung angeben.

Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer
von der Verletzung der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis er-
langt, die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4. Rechtsfolgenhinweis

Die Rechte zur Vertragsänderung (siehe Nr. 2 a), zum Rücktritt (siehe
Nr. 2 b) und zur Kündigung (siehe Nr. 2 c) stehen dem Versicherer nur
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht hingewiesen
hat.

5. Vertreter des Versicherungsnehmers

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 1 und Nr. 2 sowohl die
Kenntnis und die Arglist des Vertreters als auch die Kenntnis und die
Arglist des Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versiche-
rungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrläs-
sigkeit zur Last fällt.

6. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (siehe Nr. 2 a), zum
Rücktritt (siehe Nr. 2 b) und zur Kündigung (siehe Nr. 2 c) erlöschen
mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die
Frist beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder
sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen verspäteter
Zahlung oder Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie

1. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelungen in
Nr. 3 und Nr. 4 zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeit-
punkt.

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie

Die erste oder einmalige Prämie ist unabhängig von dem Bestehen eines
Widerrufrechts unverzüglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und
im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen.
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Ver-
tragsschluss, ist die erste oder einmalige Prämie unverzüglich nach
Vertragsschluss zu zahlen.
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1
oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst,
nachdem die Zahlung bewirkt ist.
Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Versicherungsneh-
mers oder getroffenen Vereinbarungen ab, ist die erste oder einmalige
Prämie frühestens einen Monat nach Zugang des Versicherungsscheins
zu zahlen.
Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt die erste Rate als
erste Prämie.

3. Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem nach Nr. 2 maßge-
benden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der Versicherer vom Ver-
trag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist.
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. Leistungsfreiheit des Versicherers

Hat der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie nicht zu
dem nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so ist der
Versicherer für einen vor Zahlung der Prämie eingetretenen Versiche-
rungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der
Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht hat.
Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.



§ 3 Dauer und Ende des Vertrages

1. Dauer

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebenen Zeitraum
abgeschlossen.

2. Stillschweigende Verlängerung

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht einer der Vertragsparteien
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres eine Kündigung zugegangen ist.

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei Jahren
zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Ein-
haltung einer Frist von drei Monaten vom Versicherungsnehmer ge-
kündigt werden.
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag,
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. Wegfall des versicherten Interesses

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weg,
endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer vom
Wegfall des Risikos Kenntnis erlangt.

§ 4 Folgeprämie

1. Fälligkeit

a) Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt der jeweili-
gen Versicherungsperiode fällig.

b) Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des im Versi-
cherungsschein oder in der Prämienrechnung angegebenen Zeit-
raums bewirkt ist.

2. Schadenersatz bei Verzug

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Folgeprämie in
Verzug, ist der Versicherer berechtigt, Ersatz des ihm durch den Ver-
zug entstandenen Schadens zu verlangen.

3. Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a) Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei nicht rechtzei-
tiger Zahlung einer Folgeprämie auf dessen Kosten in Textform zur
Zahlung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei
Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen (Mah-
nung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der Versicherer je
Vertrag die rückständigen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten
im Einzelnen beziffert und außerdem auf die Rechtsfolgen - Lei-
stungsfreiheit und Kündigungsrecht - aufgrund der nicht fristge-
rechten Zahlung hinweist.

b) Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungsfrist ein
Versicherungsfall ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt
des Versicherungsfalles mit der Zahlung der Prämie oder der Zin-
sen oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der Ver-
pflichtung zur Leistung frei.

c) Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten
Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der Versicherungsnehmer
mit der Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist.
Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so
verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der
Versicherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in
Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung
ausdrücklich hinzuweisen.

4. Zahlung der Prämie nach Kündigung

Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer in-
nerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der
Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach
Fristablauf die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit
des Versicherers (siehe Nr. 3 b) bleibt unberührt.

5. Bündelnachlass

Sofern die Voraussetzungen für den Bündelnachlass nicht mehr gege-
ben sind, ist der Versicherer berechtigt, den Versicherungsbeitrag ent-
sprechend anzupassen.

§ 5 SEPA-Lastschriftverfahren

1. Pflichten des Versicherungsnehmers

Ist zur Einziehung der Prämie das SEPA-Lastschriftverfahren verein-
bart worden, hat der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Fällig-
keit der Prämie für eine ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. Änderung des Zahlungsweges

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine oder mehrere
Prämien, trotz wiederholtem Einziehungsversuch, nicht eingezogen
werden können, ist der Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschrift-
mandat in Textform zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündi-
gung darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet
ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien selbst zu übermit-
teln. Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlge-
schlagene SEPA-Lastschrift können dem Versicherungsnehmer in
Rechnung gestellt werden.

§ 6 Ratenzahlung

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausstehenden Raten bis zu
den vereinbarten Zahlungsterminen als gestundet.
Die gestundeten Raten der laufenden Versicherungsperiode werden so-
fort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit einer Rate ganz oder
teilweise in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig wird.

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. Allgemeiner Grundsatz

a) Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf
der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

b) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt be-
antragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des In-
teresses Kenntnis erlangt hat.

2. Prämie oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, Anfechtung und
fehlendem versicherten Interesse

a) Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine Vertragserklä-
rung innerhalb von zwei Wochen zu widerrufen, hat der Versiche-
rer nur den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden
Teil der Prämien zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versi-
cherer in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die Rechts-
folgen des Widerrufs und den zu zahlenden Betrag hingewiesen und
der Versicherungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versicherungs-
schutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt.
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zu-
sätzlich die für das erste Versicherungsjahr gezahlte Prämie zu er-
statten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

b) Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers
beendet, weil der Versicherungsnehmer Gefahrumstände, nach de-
nen der Versicherer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat,
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer die Prämie bis zum
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu.
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers
beendet, weil die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig
gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer eine angemessene Ge-
schäftsgebühr zu.

c) Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung des Versiche-
rers wegen arglistiger Täuschung beendet, so steht dem Versicherer
die Prämie bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

d) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der Versiche-
rung nicht besteht, oder wenn das Interesse bei einer Versicherung,
die für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.



Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in der
Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer
steht in diesem Fall die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis er-
langt.

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a) Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versicherungsneh-
mer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, sind:
aa) die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen sowie vertraglich

vereinbarten Sicherheitsvorschriften (siehe Regelung in Teil B
§ 17);
Abweichungen von Sicherheitsvorschriften, denen die zuständi-
ge Behörde in Textform zugestimmt hat, beeinträchtigen die
Entschädigungspflicht nicht;

bb) die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbarten Oblie-
genheiten.

b) Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob fahrlässig
eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles gegen-
über dem Versicherer zu erfüllen hat, so kann der Versicherer in-
nerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis
erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht
des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer
beweist, dass er die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig verletzt hat.

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versicherungsfalles

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles
aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des

Schadens zu sorgen;
bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er von ihm

Kenntnis erlangt hat, unverzüglich gegebenenfalls auch münd-
lich oder telefonisch anzuzeigen;

cc) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung gegebenenfalls auch mündlich oder telefonisch einzuholen,
wenn die Umstände dies gestatten;

dd) Weisungen des Versicherers zur Schadenabwendung/-minde-
rung, soweit für ihn zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere
an dem Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsnehmer nach
pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen das Eigentum un-
verzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich ein Verzeichnis
der abhanden gekommenen Sachen einzureichen;

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, bis die Scha-
denstelle oder die beschädigten Sachen durch den Versicherer
freigegeben worden sind. Sind Veränderungen unumgänglich,
sind das Schadenbild nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B.
durch Fotos) und die beschädigten Sachen bis zu einer Besich-
tigung durch den Versicherer aufzubewahren;

hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich jede Auskunft -
auf Verlangen in Schriftform - zu erteilen, die zur Feststellung
des Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leistungspflicht
des Versicherers erforderlich ist sowie jede Untersuchung über
Ursache und Höhe des Schadens und über den Umfang der
Entschädigungspflicht zu gestatten;

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizubringen, deren Be-
schaffung ihm billigerweise zugemutet werden kann;

jj) für zerstörte oder abhanden gekommene Wertpapiere oder
sonstige aufgebotsfähige Urkunden unverzüglich das Aufge-
botsverfahren einzuleiten und etwaige sonstige Rechte zu wah-
ren, insbesondere abhanden gekommene Sparbücher und ande-
re sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren zu lassen.

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Versicherers ei-
nem Dritten zu, so hat dieser die Obliegenheiten nach a ebenfalls
zu erfüllen soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtlichen
Umständen möglich ist.

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a) Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit nach Nr. 1
oder Nr. 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von der Verpflichtung
zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung ist der
Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, soweit der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver-
sicherers ursächlich ist.

c) Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehende Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit, so
ist der Versicherer nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 9 Gefahrerhöhung

1. Begriff der Gefahrerhöhung

a) Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe der Vertragser-
klärung des Versicherungsnehmers die tatsächlich vorhandenen
Umstände so verändert werden, dass der Eintritt des Versiche-
rungsfalles oder eine Vergrößerung des Schadens oder die unge-
rechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher
wird.

b) Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere - aber nicht nur - vorlie-
gen, wenn sich ein gefahrerheblicher Umstand ändert nach dem der
Versicherer vor Vertragsschluss gefragt hat.
Eine Änderung eines gefahrerheblichen Umstandes liegt z. B. dann
vor, wenn von der dokumentierten Betriebsbeschreibung abgewi-
chen wird, Neu- oder Erweiterungsbauten durchgeführt werden,
oder ein Gebäude oder der überwiegende Teil des Gebäudes nicht
genutzt wird.

c) Eine Gefahrerhöhung nach a liegt nicht vor, wenn sich die Gefahr
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als mitversi-
chert gelten soll.

2. Pflichten des Versicherungsnehmers

a) Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Versicherungsneh-
mer ohne vorherige Zustimmung des Versicherers keine Gefahrer-
höhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten ge-
statten.

b) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne vor-
herige Zustimmung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorge-
nommen oder gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer un-
verzüglich anzeigen.

c) Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Vertragserklärung
unabhängig von seinem Willen eintritt, muss der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer unverzüglich anzeigen, nachdem er von
ihr Kenntnis erlangt hat.

3. Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versicherer

a) Kündigungsrecht des Versicherers
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach
Nr. 2 a, kann der Versicherer den Vertrag fristlos kündigen, wenn
der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob
fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versi-
cherer unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.
Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach Nr.
2 b und Nr. 2 c bekannt, kann er den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung
Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem Zeitpunkt der
Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entsprechende
erhöhte Prämie verlangen oder die Absicherung der erhöhten Ge-
fahr ausschließen.



Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr als
zehn Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der er-
höhten Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. In der Mitteilung hat
der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungs-
recht hinzuweisen.

4. Erlöschen der Rechte des Versicherers

Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung
nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines Monats ab
Kenntnis des Versicherers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden
oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhö-
hung bestanden hat.

5. Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a) Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall ein, so ist
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Pflichten nach Nr. 2 a vorsätzlich verletzt hat.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig,
so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis
zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit
hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

b) Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b und Nr. 2 c ist der Ver-
sicherer für einen Versicherungsfall, der später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer
hätte zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der Versiche-
rungsnehmer seine Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der
Versicherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt
a Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht des Versicherers
bleibt bestehen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt,
zu dem ihm die Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt
war.

c) Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen,
aa) soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahrer-

höhung nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles
oder den Umfang der Leistungspflicht war oder

bb) wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist
für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kün-
digung nicht erfolgt war oder

cc) wenn der Versicherer statt der Kündigung ab dem Zeitpunkt
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen entspre-
chende erhöhte Prämie verlangt.

§ 10 Überversicherung, Mehrere Versicherer, Führung, Prozessführung

1. Überversicherung

a) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten In-
teresses erheblich, so kann sowohl der Versicherer als auch der
Versicherungsnehmer verlangen, dass zur Beseitigung der Über-
versicherung die Versicherungssumme mit sofortiger Wirkung her-
abgesetzt wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die
Höhe der Prämie der Betrag maßgebend, den der Versicherer be-
rechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein mit dem
neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

b) Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht
geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil
zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht die
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

2. Mehrere Versicherer

a) Anzeigepflicht
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr
versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung
unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versi-
cherer und die Versicherungssumme anzugeben.

b) Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht
Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nach a vor-
sätzlich oder grob fahrlässig, so ist der Versicherer unter den in
§ 8 beschriebenen Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder
auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht
ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versicherungsfalles
Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

c) Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung
aa) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-

fahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen zu-
sammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen
wären, den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversicherung
vor.

bb) Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner ver-
pflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen hat, dessen
Zahlung ihm nach seinem Vertrag obliegt. Der Versicherungs-
nehmer kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt entsprechend,
wenn die Verträge bei demselben Versicherer bestehen.
Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versicherte aus an-
deren Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben
Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden
Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus allen Verträ-
gen insgesamt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbetrag der
Versicherungssummen, aus denen die Prämien errechnet wurde,
nur in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich der
Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen insgesamt
keine höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn der Ge-
samtbetrag der Versicherungssummen in diesem Vertrag in
Deckung gegeben worden wäre.

cc) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht ge-
schlossene Vertrag nichtig.
Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu
dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umständen
Kenntnis erlangt.

d) Beseitigung der Mehrfachversicherung
aa) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die

Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem
Entstehen der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er ver-
langen, dass der später geschlossene Vertrag aufgehoben oder
die Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung
der Prämie auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die
frühere Versicherung nicht gedeckt ist.
Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der Ver-
sicherungssumme und Anpassung der Prämie werden zu dem
Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung dem Versicherer zu-
geht.

bb) Die Regelungen nach aa sind auch anzuwenden, wenn die
Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach Ab-
schluss der mehreren Versicherungsverträge der Versiche-
rungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren Ver-
sicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen der Ver-
sicherer geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssum-
men und der Prämien verlangen.

3. Führung

Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenser-
klärungen des Versicherungsnehmers für alle beteiligten Versicherer
entgegenzunehmen.

4. Prozessführung

Soweit die vertraglichen Grundlagen für die beteiligten Versicherer die
gleichen sind, ist folgendes vereinbart:

a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfällen aus diesem Vertrag
seine Ansprüche nur gegen den führenden Versicherer und nur we-
gen dessen Anteil gerichtlich geltend machen.

b) Die beteiligten Versicherer erkennen die gegen den führenden Ver-
sicherer rechtskräftig gewordene Entscheidung sowie die von die-
sem mit dem Versicherungsnehmer nach Rechtshängigkeit ge-
schlossenen Vergleiche als auch für sich verbindlich an.

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers die Berufungs- oder
Revisionssumme nicht erreicht, ist der Versicherungsnehmer be-
rechtigt und auf Verlangen des führenden oder eines mitbeteiligten
Versicherers verpflichtet, die Klage auf einen zweiten, erforderli-
chenfalls auf weitere Versicherer auszudehnen, bis diese Summe er-
reicht ist. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so gilt b nicht.



§ 11 Versicherung für fremde Rechnung

1. Rechte aus dem Vertrag

Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsvertrag im eigenen
Namen für das Interesse eines Dritten (Versicherten) schließen. Die
Ausübung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur dem Versiche-
rungsnehmer und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn
der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. Zahlung der Entschädigung

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung an den Versi-
cherungsnehmer den Nachweis verlangen, dass der Versicherte seine
Zustimmung dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der
Entschädigung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlan-
gen.

3. Kenntnis und Verhalten

a) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsnehmers
von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für
fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des Ver-
sicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, muss sich der
Versicherungsnehmer für sein Interesse das Verhalten und die
Kenntnis des Versicherten nur zurechnen lassen, wenn der Versi-
cherte Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

b) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, wenn der
Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen worden ist oder ihm eine
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht
möglich oder nicht zumutbar war.

c) Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen an, wenn der
Versicherungsnehmer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten
geschlossen und den Versicherer nicht darüber informiert hat.

§ 12 Übergang von Ersatzansprüchen

1. Übergang von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Drit-
ten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit der Ver-
sicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil
des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eige-
nes Personal oder gegen anderweitige berechtigte Benutzer (nicht Re-
paratur-/Wartungsfirmen), kann der Übergang nur geltend gemacht
werden, soweit diese Personen den Schaden vorsätzlich oder grob fahr-
lässig herbeigeführt haben oder soweit für den Schaden Ersatz aus einer
Haftpflichtversicherung beansprucht werden kann.
Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher Gemeinschaft
lebt, kann der Übergang nicht geltend gemacht werden, es sei denn,
diese Person hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Si-
cherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der gelten-
den Form- und Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des
Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung durch
den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der
Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolge des-
sen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für
das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer.

§ 13 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. Kündigungsrecht

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede der Vertragspar-
teien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kündigung ist in Schrift-
form zu erklären. Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen
Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschädigung zugegan-
gen sein.

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach
ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungsperi-
ode, wirksam wird.

3. Kündigung durch Versicherer

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. Fälligkeit der Entschädigung

a) Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellungen des Versi-
cherers zum Grunde und zur Höhe des Anspruchs abgeschlossen
sind.
Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Meldung des
Schadens den Betrag als Abschlagszahlung beanspruchen, der nach
Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

b) Der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädi-
gung wird fällig, nachdem der Versicherungsnehmer gegenüber dem
Versicherer den Nachweis geführt hat, dass er die Wiederherstel-
lung oder Wiederbeschaffung sichergestellt hat.

c) Der über den gemeinen Wert hinausgehende Teil der Entschädi-
gung für Anschauungsmodelle, Prototypen, Ausstellungsstücke so-
wie typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benö-
tigte Fertigungsvorrichtungen wird fällig, nachdem der Versiche-
rungsnehmer gegenüber dem Versicherer den Nachweis geführt
hat, dass er die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung sicher-
gestellt hat.

2. Rückzahlung des Neuwert- oder Zeitwertanteils

Der Versicherungsnehmer ist zur Rückzahlung der vom Versicherer
nach Nr. 1 b oder Nr. 1 c geleisteten Entschädigung verpflichtet, wenn
die Sache infolge eines Verschuldens des Versicherungsnehmers nicht
innerhalb einer angemessenen Frist wiederhergestellt oder wiederbe-
schafft worden ist.

3. Verzinsung

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen Rechtsgrund
eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a) die Entschädigung ist soweit sie nicht innerhalb eines Monats nach
Meldung des Schadens geleistet wird seit Anzeige des Schadens zu
verzinsen;

b) der über den Zeitwertschaden hinausgehende Teil der Entschädi-
gung ist ab dem Zeitpunkt zu verzinsen, in dem der Versiche-
rungsnehmer die Sicherstellung der Wiederherstellung oder Wie-
derbeschaffung versicherter Sachen gegenüber dem Versicherer
nachgewiesen hat;

c) der Zinssatz beträgt vier Prozent pro Jahr;
d) die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung fällig.

4. Hemmung

Bei der Berechnung der Fristen nach Nr. 1, Nr. 3 a und Nr. 3 b ist der
Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge Verschuldens des
Versicherungsnehmers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht ge-
zahlt werden kann.

5. Aufschiebung der Zahlung

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versicherungsnehmers
bestehen;

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren gegen den Versi-
cherungsnehmer oder seinen Repräsentanten aus Anlass dieses
Versicherungsfalles noch läuft;

c) eine Mitwirkung des Realgläubigers gemäß den gesetzlichen Be-
stimmungen über die Sicherung von Realgläubigern nicht erfolgte.



§ 15 Sachverständigenverfahren

1. Feststellung der Schadenhöhe

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versicherungsfalles
verlangen, dass die Höhe des Schadens in einem Sachverständigenver-
fahren festgestellt wird.
Ein solches Sachverständigenverfahren können Versicherer und Versi-
cherungsnehmer auch gemeinsam vereinbaren.

2. Weitere Feststellungen

Das Sachverständigenverfahren kann durch Vereinbarung auf weitere
Feststellungen zum Versicherungsfall ausgedehnt werden.

3. Verfahren vor Feststellung

Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen zu benennen.
Eine Partei, die ihren Sachverständigen benannt hat, kann die an-
dere unter Angabe des von ihr genannten Sachverständigen in
Textform auffordern, den zweiten Sachverständigen zu benennen.
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb von zwei Wochen
nach Zugang der Aufforderung benannt, so kann ihn die auffor-
dernde Partei durch das für den Schadenort zuständige Amtsgericht
ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Versicherer ist der
Versicherungsnehmer auf diese Folge hinzuweisen.

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Person benennen,
die Mitbewerber des Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in
dauernder Geschäftsverbindung steht; ferner keine Person, die bei
Mitbewerbern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen
in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c) Beide Sachverständige benennen in Textform vor Beginn ihrer
Feststellungen einen dritten Sachverständigen als Obmann. Die Re-
gelung unter b gilt entsprechend für die Benennung eines Obman-
nes durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sachverständigen
nicht, so wird der Obmann auf Antrag einer Partei durch das für
den Schadenort zuständige Amtsgericht ernannt.

4. Feststellung

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen enthalten:

a) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstörten und beschä-
digten versicherten Sachen sowie deren nach dem Versicherungs-
vertrag in Frage kommenden Versicherungswerte zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles;

b) die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten;
c) die Restwerte der vom Schaden betroffenen Sachen;
d) die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten;
e) ein Verzeichnis der nicht vom Schaden betroffenen versicherten

Sachen sowie deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage kom-
menden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Versicherungsfal-
les;

f) bei Ertragsausfallschäden
aa) Gewinn- und Verlustrechnungen für das laufende Geschäftsjahr

bis zum Beginn der Betriebsunterbrechung oder Beeinträchti-
gung und für das vorausgegangene Geschäftsjahr,

bb) eine Gewinn- und Verlustrechnung, aus der zu entnehmen ist,
wie sich Betriebsgewinn und Kosten während des Unterbre-
chungszeitraumes, längstens jedoch bis zum Ende der Haftzeit
ohne die versicherte Unterbrechung oder Beeinträchtigung des
Betriebes entwickelt hätten,

cc) eine Gewinn- und Verlustrechnung, aus der zu entnehmen ist,
wie sich Betriebsgewinn und Kosten während des Unterbre-
chungszeitraumes, längstens jedoch bis zum Ende der Haftzeit
infolge der versicherten Unterbrechung oder Beeinträchtigung
gestaltet haben,

dd) ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche den ver-
sicherten Ertragsausfallschaden beeinflussen.
Die Sachverständigen haben in den Gewinn- und Verlustrech-
nungen die Bestimmungen zum Ertragsausfallschaden zu be-
rücksichtigen. Alle Arten von Kosten sind gesondert auszuwei-
sen; die fortlaufenden Kosten sind zu kennzeichnen.

g) bei Mietausfallschäden
aa) den versicherten Mietausfall;
bb) ob und in welcher Weise Umstände vorliegen, welche den ver-

sicherten Mietausfallschaden beeinflussen.

5. Verfahren nach Feststellung

Die Sachverständigen übermitteln ihre Feststellungen allen Parteien
gleichzeitig. Weichen die Feststellungen der Sachverständigen vonein-
ander ab, so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann.
Dieser entscheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb der
durch die Feststellungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen und
übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien gleichzeitig.
Die Feststellungen der Sachverständigen oder des Obmannes sind für
die Vertragsparteien verbindlich, wenn nicht nachgewiesen wird, dass
sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Auf-
grund dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Versicherer die
Entschädigung.
Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen diese durch gerichtli-
che Entscheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen die Fest-
stellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

6. Kosten

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten
ihres Sachverständigen. Die Kosten des Obmannes tragen beide Partei-
en je zur Hälfte.

7. Obliegenheiten

Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des
Versicherungsnehmers nicht berührt.

8. Zusammentreffen mit Spezialversicherungen

Besteht auch eine Maschinen-, Elektronik- oder Transportversicherung
(Spezialversicherung) und ist streitig, ob oder in welchem Umfang ein
Schaden dem vorliegenden Vertrag oder dem Spezialversicherungsver-
trag zuzuordnen ist, so kann der Versicherungsnehmer verlangen, dass
die Höhe des Schadens zu vorliegendem Vertrag und dem Spezialversi-
cherungsvertrag in einem gemeinsamen Sachverständigenverfahren
festgestellt wird.
Nr. 1 bis Nr. 7 sind entsprechend anzuwenden. Die Kosten des Ob-
mannes tragen die Parteien zu je einem Drittel.
Steht im Zeitpunkt einer Abschlagszahlung noch nicht fest, inwieweit
der Schaden dem vorliegenden Vertrag oder dem Spezialversicherungs-
vertrag zuzuordnen ist, beteiligt sich jeder Versicherer an der Ab-
schlagszahlung vorläufig mit der Hälfte.

§ 16 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des Versicherungs-
falles

a) Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich
herbei, so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht frei.
Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräftiges Strafur-
teil wegen Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers fest-
gestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des Schadens als be-
wiesen.

b) Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob fahrlässig her-
bei, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechen-
den Verhältnis zu kürzen.
Der Versicherer verzichtet auf sein Recht zur Leistungskürzung bis
zu dem Teil der Entschädigung der 20 % der Versicherungssumme,
maximal 50.000 Euro, nicht übersteigt. Für den über diesen Betrag
hinausgehenden Teil der Entschädigung bleibt das Leistungskür-
zungsrecht unberührt.

2. Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, wenn der Versi-
cherungsnehmer den Versicherer arglistig über Tatsachen, die für den
Grund oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht
oder zu täuschen versucht.
Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges
Strafurteil gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder Be-
trugsversuches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen des Satzes 1
als bewiesen.

§ 17 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. Form

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit in diesem
Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind die für den Versicherer
bestimmten Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in
Textform abzugeben.



Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Versi-
cherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen
als zuständig bezeichnete Niederlassung/Verwaltungsdirektion gerichtet
werden. Die gesetzlichen Regelungen über den Zugang von Erklärun-
gen und Anzeigen bleiben unberührt.

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Entsprechendes gilt bei einer dem Versicherer nicht angezeigten
Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung
des Briefes als zugegangen.

3. Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Niederlassung

Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der Anschrift
seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entspre-
chend Anwendung.

4. Anzeigen zur Inhaltsversicherung und Ertragsausfallversicherung

Bestehen eine Inhaltsversicherung und eine selbständige Ertragsausfall-
oder Betriebsunterbrechungsversicherung bei demselben Versicherer
oder unter Führung desselben Versicherers, so gelten Anzeigen des
Versicherungsnehmers jeweils für beide Versicherungen, soweit es sich
um denselben versicherten Betrieb handelt.

§ 18 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherungs-
nehmer abgegebene Erklärungen entgegenzunehmen betreffend

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungsvertrages,
b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich dessen Been-

digung,
c) Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des Vertrages

und während des Versicherungsverhältnisses.

2. Erklärungen des Versicherers

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom Versicherer
ausgefertigte Versicherungsscheine oder deren Nachträge dem Versi-
cherungsnehmer zu übermitteln.

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, Zahlungen, die der
Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit der Vermittlung oder
dem Abschluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, anzunehmen.
Eine Beschränkung dieser Vollmacht muss der Versicherungsnehmer
nur gegen sich gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der Vor-
nahme der Zahlung kannte oder in Folge grober Fahrlässigkeit nicht
kannte.

§ 19 Repräsentanten

Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und das Verhalten
seiner Repräsentanten zurechnen lassen.
Schließt der Versicherungsnehmer im Rahmen seines Gewerbes laufend
eine Vielzahl von Miet- oder Pachtverträgen ab, so sind die Mieter oder
Pächter nicht Repräsentanten des Versicherungsnehmers.

§ 20 Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der An-
spruch entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch begrün-
denden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer
angemeldet worden, zählt bei der Fristberechnung der Zeitraum zwi-
schen Anmeldung und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21 Zuständiges Gericht

1. Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsvermittler

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung ist neben den Gerichtsständen der Zivilprozessordnung auch
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsneh-
mer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung ei-
nes solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es sich bei dem
Vertrag um eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Versiche-
rungsnehmer seine Ansprüche auch bei dem für den Sitz oder die Nie-
derlassung des Gewerbebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

2. Klagen gegen Versicherungsnehmer

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versicherungsver-
mittlung gegen den Versicherungsnehmer ist ausschließlich das Gericht
örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit
der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Soweit es sich bei dem Vertrag um
eine betriebliche Versicherung handelt, kann der Versicherer seine An-
sprüche auch bei dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewer-
bebetriebes zuständigen Gericht geltend machen.

§ 22 Anpassung von Bedingungen

1. Der Versicherer ist berechtigt,

a) bei Änderungen von Gesetzen, auf denen die Bestimmungen des
Versicherungsvertrages beruhen

b) bei unmittelbar den Versicherungsvertrag betreffenden Änderungen
der höchstrichterlichen Rechtsprechung, der Verwaltungspraxis der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht oder der Kartellbe-
hörden

c) im Fall der Unwirksamkeit von Bedingungen sowie
d) zur Abwendung einer kartell- oder aufsichtsbehördlichen Beanstan-

dung
einzelne Bedingungen mit Wirkung für bestehende Verträge zu ergän-
zen oder zu ersetzen. Die neuen Bedingungen sollen den ersetzten
rechtlich und wirtschaftlich weitestgehend entsprechen. Sie dürfen die
Versicherten auch unter Berücksichtigung der bisherigen Auslegung in
rechtlicher und wirtschaftlicher Hinsicht nicht unzumutbar benachteili-
gen.

2. Die geänderten Bedingungen werden dem Versicherungsnehmer
schriftlich bekanntgegeben und erläutert. Sie gelten als genehmigt, wenn
der Versicherungsnehmer nicht innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe schriftlich widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntgabe be-
sonders hingewiesen. Zur Fristwahrung ist die Absendung ausreichend.
Bei fristgerechtem Widerspruch laufen die Verträge mit den ursprüng-
lichen Bedingungen weiter.

3. Zur Beseitigung von Auslegungszweifeln kann der Versicherer den
Wortlaut von Bedingungen ändern, wenn diese Anpassung vom bishe-
rigen Bedingungstext gedeckt ist und den objektiven Willen sowie die
Interessen beider Parteien berücksichtigt. Das Verfahren nach Nr. 2 ist
zu beachten.

§ 23 Anpassung der Prämie

1. Die Prämie wird unter Berücksichtigung der in den Kalkulations-
grundlagen des Versicherers niedergelegten Prämienfaktoren (z. B.
Schaden- und Kostenaufwand, Bestandszusammensetzung, Stornoquo-
te) für eine ausreichend große Anzahl gleichartiger Risiken eines Tarifs
(Bestandsgruppe) unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der
Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik ermittelt.
2. Der Versicherer überprüft jährlich unter Berücksichtigung der tat-
sächlichen Werte der letzten 3 Kalenderjahre, ob sich die von ihm kal-
kulierten Werte der einzelnen Bestandsgruppen bestätigt haben. Unter-
nehmensübergreifende Daten dürfen für den Fall herangezogen werden,
dass eine ausreichende Grundlage unternehmenseigener Daten nicht zur
Verfügung steht.
3. Bei einer Abweichung ist der Versicherer zu Beginn jeder Versiche-
rungsperiode, zu der er ein ordentliches Kündigungsrecht gemäß § 3
hat, berechtigt, die für bestehende Verträge geltenden Prämien, auch
soweit diese für erweiterten Versicherungsschutz vereinbart sind, für die



einzelnen Bestandsgruppen anzupassen, wenn
a) die Abweichung auf Veränderungen der unternehmensbezogenen

Prämienfaktoren beruht, die seit Vertragsabschluss bzw. der letzten
Prämienanpassung eingetreten sind und weder vorhersehbar noch
beeinflussbar waren und

b) die Abweichung mindestens 3 Prozent beträgt.

Die neue Prämie ist unter Beachtung der anerkannten Grundsätze der
Versicherungsmathematik und Versicherungstechnik den tatsächlichen
Werten angemessen anzupassen und darf nicht höher sein als die Prä-
mie des Tarifs für neu abzuschließende Verträge mit gleichen Tarif-
merkmalen und gleichem Deckungsumfang. Kostenveränderungen, die
bereits aufgrund der vertraglich vereinbarten Bedingungen in die An-
passung eingeflossen sind, bleiben unberücksichtigt.
Ist der Prämiensatz nach der festgestellten Abweichung zu senken, so
ist der Versicherer dazu verpflichtet.
4. Steht dem Versicherer zum Ende einer Versicherungsperiode kein
ordentliches Kündigungsrecht zu (§ 3 Nr. 3), darf er die Prämie nach
obigen Grundsätzen zu Beginn einer neuen Versicherungsperiode nur
anpassen, wenn und soweit der kalkulierte Schaden- und Kostenauf-
wand von den tatsächlichen Werten abweicht.
Die weiteren Prämienfaktoren bleiben bei einer solchen Anpassung au-
ßer Betracht.
5. Die neue Prämie wird mit Beginn der nächsten Versicherungsperiode
wirksam. Für eine Prämienerhöhung gilt dies aber nur, wenn der Ver-
sicherer dem Versicherungsnehmer die Prämienerhöhung unter Hin-
weis auf den Unterschied zwischen alter und neuer Prämie einen Monat
vor dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens mitgeteilt und ihn schriftlich
über sein Recht nach Nr. 7 belehrt hat.
6. Sieht der Versicherer von einer Prämienerhöhung ab, ist die festge-
stellte Abweichung bei der nächsten Anpassung zu berücksichtigen.
7. Bei Erhöhung der Prämien kann der Versicherungsnehmer den Ver-
sicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung
des Versicherers mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zum Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Erhöhung schriftlich kündigen. Ande-
renfalls wird der Vertrag zu der geänderten Prämie fortgeführt.

§ 24 Anzuwendendes Recht

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.



Teil B: Sach-Inhalt / Ertragsausfall

§ 1 Versicherte Sachen

Sachen nach Nr. 1 bis Nr. 4 sind summarisch, d. h. in einer Position
versichert.

1. Versicherte bewegliche Sachen

Versichert sind die im Versicherungsvertrag bezeichneten beweglichen
Sachen.
Bewegliche Sachen sind die

a) kaufmännische Betriebseinrichtung,
b) technische Betriebseinrichtung (einschließlich dazugehöriger Fun-

damente und Einmauerungen),
c) Waren und Vorräte.

2. Versicherte Daten und Programme

Daten und Programme sind keine beweglichen Sachen nach Nr. 1. Der
Versicherer ersetzt jedoch

a) im Rahmen der sonstigen Betriebeinrichtung nach Nr. 4 die für die
Grundfunktion der versicherten technischen Betriebseinrichtung
notwendigen Daten und Programme (dies sind Systemprogramm-
daten aus Betriebssystemen und damit gleichzusetzende Daten) so-
wie die serienmäßig hergestellten Standardprogramme. Soweit dies
vereinbart ist, gilt für diese Daten und Programme eine Entschädi-
gungsgrenze;

b) im Rahmen der Waren und Vorräte nach Nr. 1 c die auf einem
versicherten und zum Verkauf bestimmten Datenträger gespeicher-
ten Daten und Programme.

Die Entschädigung sonstiger Daten und Programme regelt sich nach
§ 3 Nr. 4 g.

3. Eigentumsverhältnisse

a) Bewegliche Sachen sind nur versichert, soweit der Versicherungs-
nehmer
aa) Eigentümer ist;
bb) sie unter Eigentumsvorbehalt erworben oder mit Kaufoption

geleast hat, die zum Schadenzeitpunkt noch nicht abgelaufen
oder bereits ausgeübt war;

cc) sie sicherungshalber übereignet hat.
b) Über a hinaus ist fremdes Eigentum versichert, soweit es seiner Art

nach zu den versicherten Sachen gehört und dem Versicherungs-
nehmer zur Bearbeitung, Benutzung, Verwahrung oder zum Ver-
kauf in Obhut gegeben wurde und soweit nicht der Versicherungs-
nehmer nachweislich, insbesondere mit dem Eigentümer, vereinbart
hat, dass die fremden Sachen durch den Versicherungsnehmer nicht
versichert zu werden brauchen.

4. Sonstige Betriebseinrichtung

Zur Betriebseinrichtung gehören auch

a) in das Gebäude eingefügte Sachen, die der Versicherungsnehmer als
Mieter auf seine Kosten angeschafft oder übernommen hat und für
die er nach Vereinbarung mit dem Vermieter die Gefahr trägt;

b) Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen, soweit diese sich
üblicherweise oder auf Verlangen des Arbeitgebers innerhalb des
Versicherungsortes befinden.

5. Verglasungen

Soweit dies vereinbart ist, sind gegen die Gefahr Glasbruch (siehe § 12)
versichert fertig eingesetzte oder montierte

a) Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas,
b) Scheiben und Platten aus Kunststoff,
c) Glasbausteine, Betongläser und Profilbaugläser,
d) Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff
der gesamten Innen- und Außenverglasungen von Geschäfts-, Betriebs-
und Lagerräumen, von Betriebseinrichtung und von Außenschaukästen
und -vitrinen.
Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas bestehen-
den Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen oder von
transparentem Glasmosaik nur, wenn gleichzeitig ein ersatzpflichtiger
Schaden durch Zerbrechen (siehe § 12 Nr. 1) an der zugehörigen
Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben Ursache

beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen Schaden verur-
sacht hat. Für die Rahmen dieser Verglasungen besteht nur aufgrund
besonderer Vereinbarung Versicherungsschutz (siehe § 3 Nr. 4 p bb).

6. Nicht versicherte Sachen, Daten und Programme

Nicht versichert sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist:

a) Bargeld und Wertsachen; Wertsachen sind:
aa) Urkunden (z. B. Sparbücher und Wertpapiere),
bb) Schmucksachen (ausgenommen Modeschmuck), Perlen und

Edelsteine,
cc) auf Geldkarten geladene Beträge,
dd) unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetallen (aus-

genommen Sachen, die dem Raumschmuck dienen),
ee) Taschen- und Armbanduhren, soweit sie zu den Waren und

Vorräten gehören,
ff) Briefmarken, Münzen und Medaillen, soweit sie nicht zu den

Waren und Vorräten gehören;
b) Geschäftsunterlagen, individuelle Programme und individuelle Da-

ten, die vom Versicherungsnehmer selbst oder in seinem Auftrag
eigens für ihn erstellt worden sind;

c) Daten und Programme, zu deren Nutzung der Versicherungsneh-
mer nicht berechtigt ist, Programme die nicht betriebsfertig oder
nicht lauffähig sind und Daten, die sich nur im Arbeitsspeicher der
Zentraleinheit befinden;

d) zulassungspflichtige Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger und
Zugmaschinen sowie deren Teile und Zubehör, es sei denn, die Teile
und das Zubehör gehören zu den Waren oder Vorräten (siehe
Nr. 1 c);

e) Hausrat aller Art, sofern nicht nach Nr. 4 b versichert;
f) Anschauungsmodelle, Prototypen und Ausstellungsstücke, ferner

typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr benötigte
Fertigungsvorrichtungen;

g) Geldausgabeautomaten (einschließlich Geldwechsler und Gewinn-
spielautomaten), es sei denn, sie gehören zu den Waren und Vorrä-
ten (siehe Nr. 1 c);

h) bei der Gefahr Glasbruch (siehe § 12) zusätzlich zu a bis g
aa) optische Gläser, Geschirr und Handspiegel,
bb) Hohlgläser und Beleuchtungskörper,
cc) Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt sind,
dd) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die Bestandteil

elektronischer Daten-, Ton-, Bildwiedergabe- und Kommunika-
tionsgeräte sind (z. B. Bildschirme von Fernsehgeräten, Com-
puter-Displays),

ee) künstlerisch bearbeitete Scheiben, Platten und Spiegel aus Glas
oder Kunststoff, Blei- und Messingverglasungen mit künstleri-
scher Bearbeitung,

ff) Schriftscheiben von Fotogeräten und Rastern,
gg) Scheiben aus Glaskeramik, Scheiben von Sonnenbänken,

Scheiben von Aquarien und Terrarien, Scheiben von Sonnen-
kollektoren und Fotovoltaikanlagen,

hh) Werbeanlagen und Firmenschilder;
i) bei der Elektronik-Pauschalversicherung (siehe § 15) zusätzlich zu

a bis g
aa) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmaterialien und Arbeits-

mittel,
bb) Werkzeuge aller Art,
cc) sonstige Teile, die während der Lebensdauer der versicherten

Sachen erfahrungsgemäß mehrfach ausgewechselt werden müs-
sen,

dd) elektronische Maschinen- und CNC-Steuerungen, Geschwin-
digkeitsmessanlagen, Verkehrszähl- und Überwachungsanlagen,
Verkehrsregelungsanlagen, Fahrkarten- und Parkscheinauto-
maten, Bohrloch- und Kanalfernsehanlagen, Beulen- und Leck-
suchmolche, Tanksäulen und -automaten, Autowaschanlagen
inklusive dazugehöriger Steuerungen, Großwiegeeinrichtungen
(z. B. Fahrzeugwaagen), Fütterungscomputer, Navigationsan-
lagen und Fahrzeugelektronik in Kraft-, Wasser- und Luftfahr-
zeugen, Solaranlagen,

ee) Musikinstrumente,
ff) Musikübertragungsanlagen von Bands und Disk-Jockeys (Un-

terhalter),



gg) Anlagen und Geräte in Diskotheken,
hh) Vorführgeräte, Handelsware und zu Service-, Reparatur-, War-

tungszwecken o. ä. überlassene fremde Anlagen und Geräte,
ii) Anlagen und Geräte, für die der Versicherungsnehmer keine

Gefahr trägt, z. B. durch Haftungsfreistellung bei gemieteten,
geleasten oder geliehenen Sachen.

Die Ausschlüsse gemäß aa bis cc gelten nicht, wenn in einem Ver-
sicherungsfall zur Wiederherstellung versicherter Sachen die in aa
bis cc genannten Sachen beschädigt oder zerstört wurden und des-
halb erneuert werden müssen.

j) bei den Transportgefahren (siehe § 14) zusätzlich zu a bis g
aa) Valoren, insbesondere Briefmarken, Münzen und Medaillen,

unbearbeitete Edelmetalle sowie Sachen aus Edelmetall,
Schmucksachen, Perlen, Edelsteine und auf Geldkarten gela-
dene Beträge (z. B. Telefonkarten),

bb) lebende Tiere und lebende Pflanzen,
cc) echte Teppiche (z. B. Orientteppiche) und Pelze,
dd) mobile Daten- und Kommunikationstechnik einschließlich Da-

ten, Unterhaltungselektronik,
ee) Munition und sonstige explosive Stoffe,
ff) Radioaktive- und Kernbrennstoffe,
gg) Transportmittel oder sonstige Kraftfahrzeuge,
hh) bewegliche Sachen, die für Dritte gegen Entgelt befördert wer-

den,
ii) Tabakwaren und Spirituosen.

§ 2 Ertragsausfall

1. Gegenstand der Deckung

Ertragsausfallschäden sind nur versichert, soweit dies vereinbart ist.

a) Wird der Betrieb des Versicherungsnehmers infolge eines Sach-
schadens (siehe § 4) unterbrochen oder beeinträchtigt, leistet der
Versicherer Entschädigung für den dadurch entstehenden Ertrags-
ausfallschaden.

b) Über a hinaus wird ein Ertragsausfallschaden auch dann ersetzt,
wenn der dem Grunde nach entschädigungspflichtige Sachschaden
am Versicherungsort befindliche Gebäude oder bewegliche Sachen
betrifft, die dem versicherten Betrieb des Versicherungsnehmers
dienen, jedoch nicht durch den vorliegenden Vertrag versichert sind.

c) Ertragsausfallschäden durch den Verlust, die Veränderung oder die
Nichtverfügbarkeit von Daten und Programmen werden nur er-
setzt, wenn sie als Folge eines Sachschadens (siehe § 4) am Daten-
träger, auf dem die Daten und Programme gespeichert waren, ent-
standen sind.
Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Ertragsausfallschäden
durch den Verlust, die Veränderung oder die Nichtverfügbarkeit
von Daten und Programmen, zu deren Nutzung der Versiche-
rungsnehmer nicht berechtigt ist, Programme, die nicht betriebs-
fertig oder nicht lauffähig sind und Daten, die sich nur im Arbeits-
speicher der Zentraleinheit befinden.

d) Versicherungsschutz besteht nur, wenn die versicherte Gefahr auf
dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, oder einem
Nachbargrundstück eingetreten ist (Ereignisort). Dies gilt nicht für
die Gefahren Feuer (siehe § 5) und Einbruchdiebstahl, Vandalismus
nach einem Einbruch, Raub (siehe § 6).

e) Ereignet sich der Sachschaden im Rahmen der abhängigen Außen-
versicherung (siehe § 16 Nr. 3) an versicherten Sachen (siehe § 1),
so ist der daraus entstehende Ertragsausfall versichert.

2. Ertragsausfallschaden

a) Der Ertragsausfallschaden besteht aus den fortlaufenden Kosten
und dem Betriebsgewinn in dem versicherten Betrieb, die der Ver-
sicherungsnehmer bis zu dem Zeitpunkt, von dem an ein Unter-
brechungsschaden nicht mehr entsteht, längstens jedoch bis zum
Ende der Haftzeit, infolge der Betriebsunterbrechung oder -beein-
trächtigung nicht erwirtschaften konnte.

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung, soweit der Ertrags-
ausfallschaden vergrößert wird durch
aa) außergewöhnliche, während der Unterbrechung oder Beein-

trächtigung hinzutretende Ereignisse;
bb) behördlich angeordnete Wiederherstellungs- oder Betriebsbe-

schränkungen (siehe jedoch § 3 Nr. 4 f);
cc) den Umstand, dass dem Versicherungsnehmer zur Wiederher-

stellung oder Wiederbeschaffung zerstörter, beschädigter oder
abhanden gekommener Sachen, Daten oder Programme nicht
rechtzeitig genügend Kapital zur Verfügung steht.

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für
aa) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie für

bezogene Waren und Leistungen, soweit es sich nicht um Auf-
wendungen zur Betriebserhaltung oder um Mindest- und Vor-
haltegebühren für Energiefremdbezug handelt;

bb) Umsatzsteuer, Verbrauchssteuern und Ausfuhrzölle;
cc) umsatzabhängige Aufwendungen für Ausgangsfrachten;
dd) umsatzabhängige Versicherungsprämien;
ee) umsatzabhängige Lizenzgebühren und umsatzabhängige Erfin-

dervergütungen;
ff) Gewinne und Kosten, die mit dem Fabrikations-, Handels- oder

Gewerbebetrieb nicht zusammenhängen.

3. Haftzeit

Die Haftzeit legt den Zeitraum fest, für welchen der Versicherer Ent-
schädigung für den Ertragsausfallschaden leistet.
Die Haftzeit beginnt mit Eintritt des Sachschadens. Die Haftzeit be-
trägt 12 Monate, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.
Ist die Haftzeit nach Monaten bemessen, so gelten jeweils 30 Kalen-
dertage als ein Monat. Ist jedoch ein Zeitraum von 12 Monaten ver-
einbart, so beträgt die Haftzeit ein volles Kalenderjahr.

§ 3 Versicherte und nicht versicherte Kosten

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versiche-
rungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles den Umständen
nach zur Abwendung und Minderung des Schadens für geboten
halten durfte oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

b) Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um einen unmit-
telbar bevorstehenden Versicherungsfall abzuwenden oder in seinen
Auswirkungen zu mindern, geltend, so leistet der Versicherer Auf-
wendungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträg-
lichen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnismäßig und
erfolgreich waren oder die Aufwendungen auf Weisung des Versi-
cherers erfolgten.

c) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er
auch den Aufwendungsersatz nach a und b entsprechend kürzen.

d) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die sonstige Entschädigung
betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme je verein-
barter Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf
Weisung des Versicherers entstanden sind.

e) Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß a erforderli-
chen Betrag auf Verlangen des Versicherungsnehmers vorzuschie-
ßen.

f) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der Feuerwehr
oder anderer Institutionen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen
Interesse erbracht werden.

2. Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a) Der Versicherer ersetzt die Kosten für die Ermittlung und Feststel-
lung eines von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Um-
ständen nach geboten waren.
Zieht der Versicherungsnehmer einen Sachverständigen oder Bei-
stand hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zu-
ziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer aufgefor-
dert wurde.

b) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er
auch den Kostenersatz nach a entsprechend kürzen.

3. Kosten für die Gefahr Glasbruch

Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Glasbruch versichert ist, die
infolge eines Versicherungsfalles nach § 12 notwendigen Kosten für

a) das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notverschalungen,
Notverglasungen),

b) das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten Ablagerungs-
platz und für die Entsorgung (Entsorgungskosten).

4. Zusätzliche Kosten

Soweit dies vereinbart ist gilt:

a) Aufräumungs- und Abbruchkosten, Bewegungs- und Schutzkosten,
Feuerlöschkosten, Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen



aa) Aufräumungs- und Abbruchkosten
Aufräumungs- und Abbruchkosten sind Aufwendungen für das
Aufräumen der Schadenstätte einschließlich des Abbruchs ste-
hen gebliebener Teile, für das Abfahren von Schutt und sonsti-
gen Resten zum nächsten Ablagerungsplatz und für das Abla-
gern oder Vernichten.

bb) Bewegungs- und Schutzkosten
Bewegungs- und Schutzkosten sind Aufwendungen, die dadurch
entstehen, dass zum Zweck der Wiederherstellung oder Wie-
derbeschaffung von versicherten Sachen andere Sachen bewegt,
verändert oder geschützt werden müssen.
Bewegungs- und Schutzkosten sind insbesondere Aufwendun-
gen für De- oder Remontage von Maschinen, für Durchbruch,
Abriss oder Wiederaufbau von Gebäudeteilen oder für das Er-
weitern von Öffnungen.

cc) Feuerlöschkosten
Feuerlöschkosten sind Aufwendungen, die der Versicherungs-
nehmer zur Brandbekämpfung für geboten halten durfte, ein-
schließlich der Kosten für Leistungen der Feuerwehr oder an-
derer im öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichteter
Institutionen, soweit diese nicht nach den Bestimmungen über
die Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Scha-
dens zu ersetzen sind; ausgenommen bleiben Kosten im Sinne
von Nr. 1 b.
Freiwillige Zuwendungen des Versicherungsnehmers an Perso-
nen, die sich bei der Brandbekämpfung eingesetzt haben, sind
nur zu ersetzen, wenn der Versicherer vorher zugestimmt hatte.
Zuwendungen bis insgesamt 250 Euro bedürfen nicht der vor-
herigen Zustimmung des Versicherers.

dd) Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen
Kosten für Verkehrssicherungsmaßnahmen sind Aufwendun-
gen zur Beseitigung einer Gefahr, die durch den Eintritt eines
Versicherungsfalles innerhalb oder außerhalb des Versiche-
rungsortes entstanden ist, sofern der Versicherungsnehmer zu
deren Beseitigung aufgrund rechtlicher Vorschriften verpflichtet
ist (z.B. Absperren von Straßen, Wegen und Grundstücken).
Kosten für die Beseitigung einer Kontamination, Verseuchung
oder Verunreinigung von Erdreich, Wasser oder Luft werden
nicht ersetzt.

b) Isolierungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen Isolierungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen.
Isolierungskosten für radioaktiv verseuchte Sachen sind Kosten für
Abbruch, Aufräumung, Abfuhr und Isolierung radioaktiv ver-
seuchter Sachen, die infolge eines Versicherungsfalles nach § 4
durch auf dem Versicherungsort betriebsbedingt vorhandene oder
verwendete radioaktive Isotope entstehen und soweit die Maßnah-
men gesetzlich geboten sind.

c) Dekontaminations- und Entsorgungskosten für Erdreich
aa) Der Versicherer ersetzt Kosten, die der Versicherungsnehmer

aufgrund behördlicher Anordnungen infolge einer Kontamina-
tion durch einen Versicherungsfall nach § 4 aufwenden muss,
um
- Erdreich von eigenen, gemieteten oder gepachteten Grund-

stücken innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, auf de-
nen Versicherungsorte liegen, zu untersuchen und nötigen-
falls zu dekontaminieren oder auszutauschen;

- den Aushub in die nächstgelegene geeignete Deponie zu
transportieren und dort abzulagern oder zu vernichten;

- insoweit den Zustand des Grundstückes, auf dem der Ver-
sicherungsort liegt, vor Eintritt des Versicherungsfalles
wiederherzustellen.

bb) Die Aufwendungen (siehe aa) werden nur ersetzt, sofern die
behördlichen Anordnungen

- aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen ergangen sind, die
vor Eintritt des Versicherungsfalles erlassen wurden;

- eine Kontamination betreffen, die nachweislich infolge dieses
Versicherungsfalles entstanden ist;

- innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des Versicherungsfal-
les ergangen sind. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
dem Versicherer den Zugang einer behördlichen Anordnung
ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen unverzüglich zu mel-
den. Die Rechtsfolgen bei Verletzung dieser Obliegenheit erge-
ben sich aus Teil A § 8.

cc) Wird durch den Versicherungsfall eine bestehende Kontamina-
tion des Erdreichs erhöht, so werden nur Aufwendungen er-
setzt, die den für eine Beseitigung der bestehenden Kontamina-
tion erforderlichen Betrag übersteigen, und zwar ohne Rück-
sicht darauf, ob und wann dieser Betrag ohne den Versiche-
rungsfall aufgewendet worden wäre.

Die hiernach nicht zu ersetzenden Kosten werden nötigenfalls
durch Sachverständige festgestellt.

dd) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördlicher Anordnungen
oder aufgrund sonstiger Verpflichtungen des Versicherungs-
nehmers einschließlich der so genannten Einliefererhaftung
werden nicht ersetzt.

ee) Für Aufwendungen (siehe aa) durch Versicherungsfälle, die in-
nerhalb eines Versicherungsjahres eintreten, ist Entschädi-
gungsgrenze die Versicherungssumme als Jahreshöchstentschä-
digung.

ff) Kosten nach aa gelten nicht als Aufräumungskosten
(siehe a aa).

d) Sachverständigenkosten
Übersteigt der entschädigungspflichtige Schaden 25.000,- Euro, so
ersetzt der Versicherer bis zum vereinbarten Betrag die durch den
Versicherungsnehmer nach Teil A § 15 zu tragenden Kosten des
Sachverständigenverfahrens.

e) Mehrkosten infolge Preissteigerungen
aa) Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles

tatsächlich entstandenen Mehrkosten durch Preissteigerungen
zwischen dem Eintritt des Versicherungsfalles und der Wieder-
herstellung oder Wiederbeschaffung.

bb) Wenn der Versicherungsnehmer die Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung nicht unverzüglich veranlasst, werden die
Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei
unverzüglicher Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ent-
standen wären.

cc) Mehrkosten infolge von außergewöhnlichen Ereignissen oder
Kapitalmangel werden nicht ersetzt. Mehrkosten infolge von
behördlichen Wiederaufbau- oder Betriebsbeschränkungen
werden nur ersetzt, soweit diese Kosten nach f versichert sind.

f) Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen
aa) Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen Mehrko-

sten für die Wiederherstellung der versicherten und vom Scha-
den betroffenen Sache durch behördliche Auflagen auf der
Grundlage bereits vor Eintritt des Versicherungsfalles erlasse-
ner Gesetze und Verordnungen.
Aufwendungen, die dadurch entstehen, dass infolge behördli-
cher Wiederherstellungsbeschränkungen Reste der versicherten
und vom Schaden betroffenen Sache nicht wiederverwertet
werden können, sind mitversichert.
Soweit behördliche Auflagen mit Fristsetzung vor Eintritt des
Versicherungsfalles erteilt wurden, sind die dadurch entstehen-
den Mehrkosten nicht versichert.

bb) Wenn die Wiederherstellung der versicherten und vom Schaden
betroffenen Sache aufgrund behördlicher Wiederherstellungsbe-
schränkungen nur an anderer Stelle erfolgen darf, werden die
Mehrkosten nur in dem Umfang ersetzt, in dem sie auch bei
Wiederherstellung an bisheriger Stelle entstanden wären.

cc) Mehrkosten infolge Preissteigerungen, die dadurch entstehen,
dass sich die Wiederherstellung durch Beschränkungen der
vorgenannten Art verzögert, werden nur ersetzt, soweit diese
Kosten nach e versichert sind.

dd) Soweit ein Ersatzanspruch gegenüber einem Dritten entsteht,
verpflichtet sich der Versicherungsnehmer, diesen in Höhe des
fällig werdenden Mehrbetrages an den Versicherer abzutreten.

ee) Sofern Ertragsausfall vereinbart ist, gelten aa bis dd abweichend
von § 2 Nr. 2 b bb sinngemäß.

g) Wiederherstellungskosten für Geschäftsunterlagen, individuelle
Programme und individuelle Daten
Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles not-
wendigen Wiederherstellungskosten von Geschäftsunterlagen, indi-
viduellen Programmen und individuellen Daten (siehe § 1 Nr. 6 b),
soweit diese Aufwendungen innerhalb von zwei Jahren nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles für die Wiederherstellung von Ge-
schäftsunterlagen, individuellen Programmen und individuellen Da-
ten anfallen.
Nicht versichert sind Daten und Programme, zu deren Nutzung
der Versicherungsnehmer nicht berechtigt ist, Programme die nicht
betriebsfertig oder nicht lauffähig sind und Daten, die sich nur im
Arbeitsspeicher der Zentraleinheit befinden.

h) Aufgebots- und Wiederherstellungskosten für Urkunden
aa) Der Versicherer ersetzt die infolge eines Versicherungsfalles

notwendigen Kosten des Aufgebotsverfahrens und der Wieder-
herstellung von Wertpapieren und sonstigen Urkunden ein-
schließlich anderer Auslagen für die Wiedererlangung, die der
Versicherungsnehmer den Umständen nach für geboten halten
durfte.



bb) Die Ersatzpflicht erstreckt sich auch auf einen Zinsverlust, der
dem Versicherungsnehmer durch Verzögerung fälliger Leistun-
gen aus den Wertpapieren entstanden ist.

i) Schlüsselverlust für besondere Behältnisse
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Einbruchdiebstahl versi-
chert ist, nach Verlust eines Schlüssels zu Tresorräumen oder zu
Behältnissen nach § 16 Nr. 5, die sich innerhalb der als Versiche-
rungsort vereinbarten Räume befinden, die Aufwendungen für Än-
derung der Schlösser und Anfertigung neuer Schlüssel sowie für
unvermeidbares gewaltsames Öffnen und für Wiederherstellung der
Behältnisse, jedoch nur, soweit der Verlust durch einen Versiche-
rungsfall oder durch eine außerhalb des Versicherungsortes began-
gene Tat nach § 6 entstanden ist.

j) Gebäudebeschädigungen
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Einbruchdiebstahl versi-
chert ist, die infolge eines Versicherungsfalles notwendigen Auf-
wendungen für die Beseitigung von Gebäudeschäden.
Beseitigungskosten für Gebäudeschäden sind Aufwendungen für
Schäden an Dächern, Decken, Wänden, Fußböden, Türen, Schlös-
sern, Fenstern (ausgenommen Schaufensterverglasungen), Rolllä-
den und Schutzgittern der als Versicherungsort vereinbarten Räu-
me.
Hierzu zählen auch Aufwendungen für die Beseitigung von Schä-
den an Schaukästen und Vitrinen (ausgenommen Verglasungen)
außerhalb des Versicherungsortes, aber innerhalb des Grundstücks,
auf dem der Versicherungsort liegt und in dessen unmittelbarer
Umgebung.

k) Schlossänderungskosten
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Einbruchdiebstahl versi-
chert ist, die notwendigen Kosten für Schlossänderungen an den
Türen der als Versicherungsort vereinbarten Räume, wenn Schlüs-
sel zu diesen Türen durch einen Versicherungsfall oder durch eine
außerhalb des Versicherungsortes begangene Tat nach § 6 abhan-
dengekommen sind.

l) Kosten für provisorische Sicherungsmaßnahmen nach einem Ein-
bruch oder Einbruchsversuch
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Einbruchdiebstahl versi-
chert ist, die notwendigen Kosten für provisorische Reparaturmaß-
nahmen zum Schutz versicherter Sachen sowie für die notwendige
Bewachung zur Vermeidung von Folgeereignissen, die durch einen
Versicherungsfall oder den Versuch einer Tat nach § 6 entstehen.

m) Mehrkosten durch Technologiefortschritt
Der Versicherer ersetzt die tatsächlich entstandenen Mehrkosten
für die Wiederbeschaffung oder Wiederherstellung der versicherten
und vom Schaden betroffenen Sachen, wenn die Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung der Sache in derselben Art und Güte in-
folge Technologiefortschritts nicht möglich oder unwirtschaftlich
ist. Maßgebend ist der Betrag, der für ein Ersatzgut aufzuwenden
ist, das der vom Schaden betroffenen Sache in Art und Güte mög-
lichst nahe kommt.
Entschädigung wird nicht geleistet für Mehrkosten durch behördli-
che Wiederherstellungsbeschränkungen und -auflagen.

n) Zusätzliche Standgelder und ähnliche Mehraufwendungen
Der Versicherer ersetzt, soweit Ertragsausfall versichert ist, inner-
halb der Haftzeit zusätzliche Standgelder und ähnliche Mehrauf-
wendungen, die infolge eines versicherten Sachschadens anfallen,
weil Lagerflächen nicht mehr zur Verfügung stehen oder Trans-
portmittel nicht mehr entladen werden können.
Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall zusätzlich um den für diese Position vereinbarten Selbst-
behalt gekürzt.

o) Wertverluste und zusätzliche Aufwendungen
Der Versicherer ersetzt, soweit Ertragsausfall versichert ist, inner-
halb der Haftzeit auch Wertverluste und zusätzliche Aufwendun-
gen, die dadurch entstehen, dass vom Sachschaden nicht betroffene
Roh-, Hilfs-, Betriebsstoffe und unfertige Erzeugnisse in Folge ei-
nes versicherten Ertragsausfallschadens vom Versicherungsnehmer
nicht mehr bestimmungsgemäß verwendet werden können.
Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall zusätzlich um den für diese Position vereinbarten Selbst-
behalt gekürzt.

p) Kosten für die Gefahr Glasbruch
Der Versicherer ersetzt, soweit die Gefahr Glasbruch versichert ist,
die infolge eines Versicherungsfalles nach § 12 notwendigen Kosten
für die
aa) Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, Verzierungen,

Lichtfilterlacken und Folien auf den gemäß § 1 Nr. 5 versi-
cherten Sachen;

bb) Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, Beschlägen, Mau-
erwerk, Schutz- und Alarmeinrichtungen;

cc) Beseitigung von Schäden an ausgestellten Waren und Dekora-
tionsmitteln hinter versicherten Scheiben (z. B. von Schaufen-
stern, Schaukästen und Vitrinen), wenn gleichzeitig ein ersatz-
pflichtiger Schaden durch Zerbrechen (siehe § 12 Nr. 1) der
Scheibe vorliegt und die Waren oder Dekorationsmittel durch
Glassplitter oder durch Gegenstände zerstört oder beschädigt
worden sind, die beim Zerbrechen der Scheibe eingedrungen
sind;

dd) Gerüste und Kräne sowie für die Beseitigung von Hindernissen.
q) Kosten für die Transportgefahren

Der Versicherer ersetzt, soweit die Transportgefahren vereinbart
sind, die Kosten zum Zwecke der Bergung und/oder Beseitigung
sowie Vernichtung von versicherten Sachen, die durch einen nach
§ 14 versicherten Schaden entstanden sind.

r) Kosten für die Elektronik-Pauschalversicherung
Der Versicherer ersetzt, soweit die Elektronik-Pauschalversiche-
rung vereinbart ist, die infolge eines Versicherungsfalles nach § 15
notwendigen Kosten für Erd-, Pflaster-, Maurer- und Stemmarbei-
ten, Gerüstgestellung, Bergungsarbeiten, Bereitstellung eines Pro-
visoriums, Luftfracht sowie Eichkosten.

§ 4 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall), generelle
Ausschlüsse

1. Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungsfall)

Jede der Gefahren nach a, b aa bis dd, c, d, e aa bis dd sowie f bis k ist
einzeln zu vereinbaren.
Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Sachen
(siehe § 1), die

a) durch Feuer (siehe § 5),
b) durch Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie

Raub (siehe § 6)
aa) Einbruchdiebstahl,
bb) Vandalismus nach einem Einbruch,
cc) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks,
dd) Raub auf Transportwegen,
oder durch den Versuch einer solchen Tat,

c) durch Leitungswasser (siehe § 7),
d) durch Sturm, Hagel (siehe § 8),
e) durch Elementargefahren (siehe § 9)

aa) Erdbeben,
bb) Erdsenkung, Erdrutsch,
cc) Schneedruck, Lawinen,
dd) Vulkanausbruch,

f) durch Überschwemmung, Rückstau (siehe § 10),
g) durch Zusätzliche Gefahren (siehe § 11),
h) durch Glasbruch (siehe § 12),
i) durch Unbenannte Gefahren (siehe § 13),
j) durch Transportgefahren (siehe § 14),
k) gemäß den Vereinbarungen zur Elektronik-Pauschalversicherung

(siehe § 15),
zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen (Versiche-
rungsfall).
Soweit vereinbart, gelten Schäden durch Betriebsschließung gemäß den
Zusatzbedingungen für die Versicherung von Betrieben gegen Schäden
aufgrund behördlicher Anordnung nach dem Infektionsschutzgesetz -
ZBSV 08 - versichert.

2. Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

a) Ausschluss Krieg
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse,
Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion oder Aufstand.

b) Ausschluss Innere Unruhen
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht auf Schäden durch Innere Unruhen, soweit nicht
nach § 11 Nr. 1 versichert.

c) Ausschluss Kernenergie
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende
Ursachen nicht auf Schäden durch Kernenergie, nukleare Strahlung
oder radioaktive Substanzen.



Eingeschlossen sind jedoch Schäden an versicherten Sachen, die als
Folge einer versicherten Gefahr nach Nr. 1 durch auf dem Grund-
stück, auf dem der Versicherungsort liegt, betriebsbedingt vorhan-
dene oder verwendete radioaktive Isotope entstehen, insbesondere
Schäden durch Kontamination und Aktivierung. Dies gilt nicht für
radioaktive Isotope von Kernreaktoren.

§ 5 Feuer

1. Brand

Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd ent-
standen ist oder ihn verlassen hat und das sich aus eigener Kraft aus-
zubreiten vermag.

2. Blitzschlag

a) Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blitzes auf Sachen.
b) Überspannungs-, Überstrom- oder Kurzschlussschäden an elektri-

schen Einrichtungen und Geräten sind nur versichert, wenn an Sa-
chen auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt,
durch Blitzschlag Schäden anderer Art entstanden sind.
Spuren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen als an elek-
trischen Einrichtungen und Geräten oder an Antennen stehen
Schäden anderer Art gleich.

c) Bis zu dem hierfür vereinbarten Betrag (Entschädigungsgrenze) er-
setzt der Versicherer auch Überspannungs-, Überstrom- und
Kurzschlussschäden durch sonstige atmosphärisch bedingte Elek-
trizität an elektrischen Einrichtungen.
Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

3. Explosion

Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von Gasen oder
Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäußerung.
Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitung usw.) liegt nur vor,
wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds innerhalb und außerhalb
des Behälters stattfindet. Wird im Innern eines Behälters eine Explosion
durch chemische Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner
Wandung nicht erforderlich.

4. Implosion

Implosion ist ein plötzlicher unvorhersehbarer Zusammenfall eines
Hohlkörpers durch äußeren Überdruck infolge eines inneren Unter-
druckes.

5. Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges

Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges ist das Anprallen oder Ab-
stürzen eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung.

6. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden durch Erdbe-
ben;

b) Sengschäden, außer wenn diese dadurch verursacht wurden, dass
sich eine versicherte Gefahr nach Nr. 1 bis Nr. 5 verwirklicht hat;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch die im Ver-
brennungsraum auftretenden Explosionen, sowie Schäden, die an
Schaltorganen von elektrischen Schaltern durch den in ihnen auf-
tretenden Gasdruck entstehen.
Der Ausschluss nach Nr. 6 c gilt nicht für Schäden, die dadurch
verursacht wurden, dass sich an anderen Sachen eine versicherte
Gefahr nach Nr. 1 bis Nr. 5 verwirklicht hat.

§ 6 Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch sowie Raub

1. Einbruchdiebstahl

Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a) in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt oder mittels eines
Schlüssels, dessen Anfertigung für das Schloss nicht von einer dazu
berechtigten Person veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher
Schlüssel) oder mittels anderer Werkzeuge eindringt; der Gebrauch
eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewiesen, wenn fest-
steht, dass versicherte Sachen abhanden gekommen sind;

b) in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis aufbricht oder falsche
Schlüssel (siehe a) oder andere Werkzeuge benutzt, um es zu öff-
nen; der Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann
bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhanden ge-
kommen sind;

c) aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes Sachen entwendet,
nachdem er sich in das Gebäude eingeschlichen oder dort verborgen
gehalten hatte;

d) in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl auf frischer
Tat angetroffen wird und eines der Mittel nach Nr. 3 b aa oder
Nr. 3 b bb anwendet, um sich den Besitz des gestohlenen Gutes zu
erhalten;

e) mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb oder außerhalb des Ver-
sicherungsortes durch Einbruchdiebstahl oder außerhalb des Versi-
cherungsortes durch Raub nach Nr. 3 an sich gebracht hatte, in ei-
nen Raum eines Gebäudes eindringt oder dort ein Behältnis öffnet;
werden jedoch Sachen entwendet, die gegen Einbruchdiebstahl nur
unter der vereinbarten zusätzlichen Voraussetzungen eines beson-
deren Verschlusses versichert sind, so gilt dies als Einbruchdiebstahl
nur, wenn der Dieb die richtigen Schlüssel des Behältnisses erlangt
hat durch
aa) Einbruchdiebstahl nach Nr. 1 b aus einem Behältnis, das min-

destens die gleiche Sicherheit wie die Behältnisse bietet, in denen
die Sachen versichert sind;

bb) Einbruchdiebstahl, wenn die Behältnisse, in denen die Sachen
versichert sind, zwei Schlösser besitzen und alle zugehörigen
Schlüssel außerhalb des Versicherungsortes verwahrt werden;
Schlüssel zu verschiedenen Schlössern müssen außerhalb des
Versicherungsortes voneinander getrennt verwahrt werden;

cc) Raub außerhalb des Versicherungsortes; bei Türen von Behält-
nissen oder Tresorräumen, die mit einem Schlüsselschloss und
einem Kombinationsschloss oder mit zwei Kombinations-
schlössern versehen sind, steht es dem Raub des Schlüssels
gleich, wenn der Täter gegenüber dem Versicherungsnehmer
oder einem seiner Arbeitnehmer eines der Mittel nach
Nr. 3 b aa oder Nr. 3 b bb anwendet, um sich die Öffnung des
Kombinationsschlosses zu ermöglichen;

f) in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem Schlüssel ein-
dringt, den er - innerhalb oder auch außerhalb des Versicherungs-
ortes - durch Diebstahl an sich gebracht hatte, vorausgesetzt, dass
weder der Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber den
Diebstahl der Schlüssel durch fahrlässiges Verhalten ermöglicht
hatte.

Versichert ist auch die Wegnahme des Schaufensterinhaltes, wenn der
Täter zu diesem Zweck das Schaufenster zerstört und den Versiche-
rungsort nicht betritt.

2. Vandalismus nach einem Einbruch

Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der Täter auf eine
der in Nr. 1 a, Nr. 1 e oder Nr. 1 f bezeichneten Arten in den Versi-
cherungsort eindringt und versicherte Sachen vorsätzlich zerstört oder
beschädigt.

3. Raub

a) Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grundstücks umfasst den
Verlust von
aa) versicherten Sachen (siehe § 1 Nr. 1 bis Nr. 4) und
bb) sonstigen beweglichen Sachen, soweit deren Mitversicherung

vereinbart ist, innerhalb des Versicherungsortes (siehe § 16 Nr.
2 c).

Die Entschädigung ist auf den hierfür vereinbarten Betrag begrenzt
(Entschädigungsgrenze).

b) Raub liegt vor, wenn
aa) gegen den Versicherungsnehmer oder einen seiner Arbeitneh-

mer Gewalt angewendet wird, um dessen Widerstand gegen die
Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. Gewalt liegt
nicht vor, wenn versicherte Sachen ohne Überwindung eines
bewussten Widerstandes entwendet werden (einfacher
Diebstahl/Trickdiebstahl);

bb) der Versicherungsnehmer oder einer seiner Arbeitnehmer ver-
sicherte Sachen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine
Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben angedroht wird, die
innerhalb des Versicherungsortes - bei mehreren Versiche-
rungsorten innerhalb desjenigen Versicherungsortes, an dem
auch die Drohung ausgesprochen wird - verübt werden soll;



cc) dem Versicherungsnehmer oder einem seiner Arbeitnehmer
versicherte Sachen weggenommen werden, weil sein körperli-
cher Zustand unmittelbar vor der Wegnahme infolge eines Un-
falls oder infolge einer nicht verschuldeten sonstigen Ursache
wie beispielsweise Ohnmacht oder Herzinfarkt beeinträchtigt
und dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet ist.

c) Dem Versicherungsnehmer stehen geeignete volljährige Personen
gleich, denen er die Obhut über die versicherten Sachen vorüberge-
hend überlassen hat. Das gleiche gilt für geeignete volljährige Per-
sonen, die durch den Versicherungsnehmer mit der Bewachung der
als Versicherungsort vereinbarten Räume beauftragt sind.

4. Raub auf Transportwegen

a) Raub auf Transportwegen umfasst den Verlust von
aa) versicherten Sachen (siehe § 1 Nr. 1 bis Nr. 4) und
bb) sonstigen beweglichen Sachen, soweit deren Mitversicherung

vereinbart ist
durch Personen, die nicht mit dem Transport beauftragt sind. Der
Transportweg beginnt mit der Übernahme der versicherten Sachen
für einen unmittelbar anschließenden Transport und endet an der
Ablieferungsstelle mit der Übergabe. Die Entschädigung ist auf den
hierfür vereinbarten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

b) In Ergänzung zu Nr. 3 gilt für Raub auf Transportwegen:
aa) Dem Versicherungsnehmer stehen sonstige Personen gleich, die

in seinem Auftrag den Transport durchführen. Dies gilt jedoch
nicht, wenn der Transportauftrag durch ein Unternehmen
durchgeführt wird, das sich gewerbsmäßig mit Geldtransporten
befasst.

bb) Die den Transport durchführenden Personen, gegebenenfalls
auch der Versicherungsnehmer selbst, müssen für diese Tätig-
keit geeignet und volljährig sein.

cc) In den Fällen von Nr. 3 b bb liegt Raub nur vor, wenn die an-
gedrohte Gewalttat an Ort und Stelle verübt werden soll.

c) Sind Schäden durch Raub auf Transportwegen versichert, so leistet
der Versicherer, wenn der Versicherungsnehmer bei der Durchfüh-
rung des Transports nicht persönlich mitwirkt, Entschädigung bis
zu der je Versicherungsfall vereinbarten Summe auch für Schäden,
die ohne Verschulden einer der den Transport ausführenden Perso-
nen entstehen
aa) durch Erpressung (siehe § 253 StGB), begangen an diesen Per-

sonen;
bb) durch Betrug (siehe § 263 StGB), begangen an diesen Personen;
cc) durch Diebstahl von Sachen, die sich in unmittelbarer körperli-

cher Obhut dieser Personen befinden;
dd) dadurch, dass diese Personen nicht mehr in der Lage sind, die

ihnen anvertrauten Sachen zu betreuen.
d) Für Schäden durch Raub auf Transportwegen leistet, soweit nicht

etwas anderes vereinbart ist, der Versicherer Entschädigung
aa) über 25.000,- Euro nur, wenn der Transport durch mindestens

zwei Personen durchgeführt wurde;
bb) über 50.000,- Euro nur, wenn der Transport durch mindestens

zwei Personen und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
cc) über 125.000,- Euro nur, wenn der Transport durch mindestens

drei Personen und mit Kraftwagen durchgeführt wurde;
dd) über 250.000,- Euro nur, wenn der Transport durch mindestens

drei Personen mit Kraftwagen und außerdem unter polizeili-
chem Schutz oder unter besonderen, mit dem Versicherer vor-
her für den Einzelfall oder für mehrere Fälle schriftlich verein-
barten Sicherheitsvorkehrungen durchgeführt wurde.

e) Soweit d Transport durch mehrere Personen voraussetzt, muss ge-
meinschaftlicher Gewahrsam dieser Personen an den versicherten
Sachen bestehen. Gewahrsam haben nur Personen, die sich unmit-
telbar bei den Sachen befinden.
Soweit d Transport mit Kraftwagen voraussetzt, zählt der Fahrer
nicht als den Transport durchführende Person. Jedoch muss er als
Fahrer von Geldtransporten geeignet sein.
Gewahrsam an Sachen in Kraftwagen haben nur die Personen, die
sich in oder unmittelbar bei dem Kraftwagen befinden.

5. Sachen in Schaukästen und Vitrinen

Versicherungsschutz besteht, wenn der Dieb Schaukästen oder Vitrinen
außerhalb eines Gebäudes auf dem Grundstück, auf dem der Versiche-
rungsort liegt, oder in dessen unmittelbarer Umgebung aufbricht oder
mittels falscher Schlüssel (siehe Nr. 1 a) oder anderer Werkzeuge öff-
net.
Die Entschädigung ist auf den hierfür vereinbarten Betrag begrenzt
(Entschädigungsgrenze).

6. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schä-
den durch

a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz ei-
nes Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung oder bestim-
mungswidrig austretendes Leitungswasser; für Schäden nach
Nr. 4 c dd gilt dieser Ausschluss nicht;

b) Erdbeben;
c) Überschwemmung.

7. Geschäftsfahrräder

a) Ist die Betriebseinrichtung versichert, so erstreckt sich der Versi-
cherungsschutz in Erweiterung von § 6 Nr. 1 auch auf Diebstahl
von Geschäftsfahrrädern (einschließlich nicht versicherungspflichti-
ge E-Bikes/Pedelecs), sofern der Diebstahl zwischen 6 Uhr und 22
Uhr verübt wurde oder sich das Geschäftsfahrrad zur Zeit des
Diebstahls in Gebrauch befand.

b) Versicherungsort ist - sofern nicht etwas anderes vereinbart ist - die
Bundesrepublik Deutschland.

c) Das Geschäftsfahrrad muss in verkehrsüblicherweise durch ein
Schloss gesichert werden. Bei Verletzung dieser Obliegenheit kann
der Versicherer nach Teil A § 8 zur Kündigung berechtigt oder
auch leistungsfrei sein.

d) Für die mit dem Geschäftsfahrrad lose verbundenen und regelmä-
ßig seinem Gebrauch dienenden Sachen besteht Versicherungs-
schutz, wenn sie zusammen mit dem Geschäftsfahrrad weggenom-
men worden sind.

e) Die Entschädigung ist je Versicherungsjahr auf den hierfür verein-
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

f) Der Versicherungsnehmer hat Unterlagen über den Hersteller, die
Marke und die Rahmennummer der versicherten Geschäftsfahrrä-
der zu beschaffen und aufzubewahren.
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so kann er
Entschädigung nur verlangen, wenn er die Merkmale anderweitig
nachweisen kann.

g) Der Versicherungsnehmer hat den Diebstahl unverzüglich der zu-
ständigen Polizeidienststelle anzuzeigen und dem Versicherer einen
Nachweis dafür zu erbringen, dass das Geschäftsfahrrad nicht in-
nerhalb von drei Wochen seit Anzeige des Diebstahls wiederherbei-
geschafft wurde.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Obliegenheiten, so
kann der Versicherer nach Teil A § 8 leistungsfrei sein.

h) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versiche-
rungsjahres durch schriftliche Erklärung verlangen, dass dieser er-
weiterte Versicherungsschutz für Geschäftsfahrräder mit Beginn
des nächsten Versicherungsjahres entfällt.

§ 7 Leitungswasser

1. Bruchschäden innerhalb von Gebäuden

Der Versicherer leistet Entschädigung für innerhalb von Gebäuden
eintretende

a) frostbedingte und sonstige Bruchschäden an versicherten Rohren
aa) der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) und den damit

verbundenen Schläuchen,
bb) der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, Wärme-

pumpen- oder Solarheizungsanlagen,
cc) von ortsfesten Wasserlöschanlagen (siehe Nr. 3),
dd) sowie innenliegenden Regenfallrohren,
sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkesseln, Boilern oder
vergleichbaren Anlagen sind.

b) frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genannten versicherten
Installationen:
aa) Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, Armaturen

(z. B. Wasser- und Absperrhähne, Ventile, Geruchsverschlüsse,
Wassermesser) sowie deren Anschlussschläuche,

bb) Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichbare Teile von
Warmwasserheizungs-, Dampfheizungs-, Klima-, Wärmepum-
pen- oder Solarheizungsanlagen,

cc) ortsfeste Wasserlöschanlagen (siehe Nr. 3).

Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukörper, einschließlich
der Bodenplatte.



Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten als Rohre in-
nerhalb des Gebäudes.
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre und Installationen
unterhalb der Bodenplatte (tragend oder nicht tragend) nicht versichert.

2. Nässeschäden

Leitungswasser ist Wasser, das bestimmungswidrig ausgetreten ist aus

a) Rohren der Wasserversorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit
verbundenen Schläuchen,

b) mit dem Rohrsystem der Wasserversorgung verbundenen sonstigen
Einrichtungen oder deren wasserführenden Teilen,

c) Einrichtungen der Warmwasser- oder Dampfheizung,
d) Klima-, Wärmepumpen oder Solarheizungsanlagen,
e) ortsfesten Wasserlöschanlagen (Wasserlöschanlagen-Leckage; siehe

Nr. 3),
f) Wasserbetten und Aquarien,
g) innen liegenden Regenfallrohren.
Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärmepumpen- oder So-
larheizungsanlagen sowie Wasserdampf stehen Leitungswasser gleich.

3. Wasserlöschanlagen

Zu Wasserlöschanlagen gehören Sprinkler, Wasserbehälter, Verteiler-
leitungen, Ventile, Alarmanlagen, Pumpenanlagen, sonstige Armaturen
und Zuleitungsrohre, die ausschließlich dem Betrieb der Wasserlösch-
anlage dienen.
Der Versicherungsschutz nach Nr. 1 a cc, Nr. 1 b cc und Nr. 2 e er-
streckt sich nur auf ortsfeste Wasserlöschanlagen, die von der Techni-
schen Prüfstelle der VdS Schadenverhütung GmbH oder von einer
gleichermaßen qualifizierten Prüfstelle abgenommen sind.

4. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden durch
aa) Regenwasser aus Fallrohren, soweit es sich nicht um Rohre im

Sinne von Nr. 2 g handelt;
bb) Plansch- oder Reinigungswasser;
cc) Schwamm;
dd) Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewässer, Über-

schwemmung oder Witterungsniederschläge oder einen durch
diese Ursachen hervorgerufenen Rückstau;

ee) Erdbeben;
ff) Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass Leitungswasser

nach Nr. 2 die Erdsenkung oder den Erdrutsch verursacht hat;
gg) Druckproben, Umbauten oder Reparaturarbeiten an Wasser-

löschanlagen;
hh) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz

eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;
ii) Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder ähnlich mobilen

Behältnissen.
b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an versi-

cherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudeteilen befin-
den, die nicht bezugsfertig sind.

§ 8 Sturm, Hagel

1. Versicherte Schäden

Versichert sind Schäden, die entstehen

a) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf
versicherte Sachen oder auf Gebäude in denen sich versicherte Sa-
chen befinden;

b) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder an-
dere Gegenstände auf versicherte Sachen oder auf Gebäude in de-
nen sich versicherte Sachen befinden, wirft;

c) als Folge eines Schadens nach a oder b an versicherten Sachen;
d) durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder Hagels auf

Gebäude, die mit Gebäuden, in denen sich versicherte Sachen be-
finden, baulich verbunden sind;

e) dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, Bäume oder an-
dere Gegenstände auf Gebäude wirft, die mit Gebäuden, in denen
sich versicherte Sachen befinden, baulich verbunden sind.

2. Sturm

Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstär-
ke 8 nach Beaufort (Windgeschwindigkeit mindestens 63 km/Stunde).
Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, so wird Wind-
stärke 8 unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass

a) die Luftbewegung in der Umgebung des Versicherungsortes Schä-
den an Gebäuden in einwandfreiem Zustand oder an ebenso wider-
standsfähigen anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

b) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes des Gebäudes, in
dem sich die versicherten Sachen befunden haben, oder mit diesem
Gebäude baulich verbundenen Gebäuden, nur durch Sturm ent-
standen sein kann.

3. Hagel

Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von Eiskörnern.

4. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden durch
aa) Sturmflut;
bb) Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder Schmutz durch

nicht ordnungsgemäß geschlossene Fenster, Außentüren oder
andere Öffnungen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch
Sturm oder Hagel entstanden sind und einen Gebäudeschaden
darstellen;

cc) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder Absturz
eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner Ladung;

dd) Lawinen;
ee) Erdbeben;

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an versi-
cherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudeteilen befin-
den, die nicht bezugsfertig sind.

§ 9 Elementargefahren

1. Erdbeben

a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des Erdbodens, die
durch geophysikalische Vorgänge im Erdinnern ausgelöst wird.

b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass
aa) die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens in der Umge-

bung des Versicherungsortes Schäden an Gebäuden im ein-
wandfreien Zustand oder an ebenso widerstandsfähigen anderen
Sachen angerichtet hat, oder

bb) der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes der versicher-
ten Sachen nur durch ein Erdbeben entstanden sein kann.

c) Nicht versicherte Schäden
aa) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen Schäden durch Verfügung von hoher Hand.
bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an

versicherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudetei-
len befinden, die nicht bezugsfertig sind.

2. Erdsenkung, Erdrutsch

a) Erdsenkung
Erdsenkung ist eine naturbedingte Absenkung des Erdbodens über
naturbedingten Hohlräumen.

b) Erdrutsch
Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder Abstürzen von
Erd- oder Gesteinsmassen.

c) Nicht versicherte Schäden
aa) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen Schäden durch
- Trockenheit oder Austrocknung;
- Vulkanausbruch;
- Überschwemmung;
- Erdbeben;
- Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder

Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner La-
dung;

- Verfügung von hoher Hand.



bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
versicherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudetei-
len befinden, die nicht bezugsfertig sind.

3. Schneedruck, Lawinen

a) Schneedruck
Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- oder Eis-
massen.

b) Lawinen
Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- oder Eismas-
sen.

c) Nicht versicherte Schäden
aa) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen Schäden durch
- Überschwemmung;
- Erdbeben;
- Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder

Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner La-
dung;

- Verfügung von hoher Hand.
bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an

versicherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudetei-
len befinden, die nicht bezugsfertig sind.

4. Vulkanausbruch

a) Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim Aufreißen
der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, Asche-Eruptionen
oder dem Austritt von sonstigen Materialien und Gasen.

b) Nicht versicherte Schäden
aa) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen Schäden durch
- Erdbeben;
- Verfügung von hoher Hand.

bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
versicherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudetei-
len befinden, die nicht bezugsfertig sind.

5. Besonderes Kündigungsrecht

a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten die Elementargefahren (siehe § 4
Nr. 1 e) in Schriftform kündigen. Kündigt der Versicherungsneh-
mer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den
gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklä-
rung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 10 Überschwemmung, Rückstau

1. Überschwemmung, Rückstau

a) Überschwemmung
Überschwemmung ist eine Überflutung des Grund und Bodens des
Grundstücks, auf dem der Versicherungsort liegt, mit erheblichen
Mengen von Oberflächenwasser durch
aa) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Ge-

wässern,
bb) Witterungsniederschläge,
cc) Austritt von Grundwasser an die Erdoberfläche infolge von aa

oder bb.
b) Rückstau

Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Ausuferung von oberirdi-
schen (stehenden oder fließenden) Gewässern oder durch Witte-
rungsniederschläge bestimmungswidrig aus gebäudeeigenen Ablei-
tungsrohren oder damit verbundenen Einrichtungen in das Gebäu-
de eindringt.

c) Nicht versicherte Schäden
aa) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-

chen Schäden durch
- Erdbeben;
- Sturmflut;
- Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche gedrungen

(siehe a);
- Vulkanausbruch;
- Verfügung von hoher Hand.

bb) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an
versicherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudetei-
len befinden, die nicht bezugsfertig sind.

2. Wartezeit

a) Der Versicherungsschutz beginnt (mittags, 12.00 Uhr) frühestens
mit dem Ablauf von 30 Tagen ab Antragsstellung (Wartezeit).

b) Diese Regelung entfällt, sofern Versicherungsschutz gegen Über-
schwemmung, Rückstau nach Nr. 1 über einen anderen Vertrag
bestanden hat und der Versicherungsschutz ohne zeitliche Unter-
brechung durch den vorliegenden Vertrag fortgesetzt wird.

3. Besonderes Kündigungsrecht

a) Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten die Gefahr Überschwemmung, Rück-
stau (siehe § 4 Nr. 1 f) in Schriftform kündigen. Kündigt der Versi-
cherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass seine Kündigung erst
zum Schluss des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den
gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklä-
rung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 11 Zusätzliche Gefahren

1. Innere Unruhen

Versichert sind Schäden, die entstehen durch

a) Zerstörung oder Beschädigung unmittelbar durch Gewalthandlun-
gen im Zusammenhang mit Inneren Unruhen oder

b) Abhandenkommen in unmittelbarem Zusammenhang mit Inneren
Unruhen.

Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlenmäßig nicht unerhebliche
Teile der Bevölkerung in einer die öffentliche Ruhe und Ordnung stö-
renden Weise in Bewegung geraten und Gewalt gegen Personen oder
Sachen verüben.

2. Böswillige Beschädigung

Böswillige Beschädigung ist jede vorsätzliche, unmittelbare Zerstörung
oder Beschädigung von versicherten Sachen durch betriebsfremde Per-
sonen.
Betriebsfremde Personen sind alle Personen, die nicht im Betrieb tätig
sind.
Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schä-
den

a) durch Abhandenkommen versicherter Sachen;
b) die im Zusammenhang mit Einbruchdiebstahl entstehen;
c) an versicherten Daten, es sei denn, dass der Verlust oder die Ver-

änderung der Daten infolge eines dem Grunde nach versicherten
Schadens (siehe Nr. 2 Satz 1) an dem Datenträger eingetreten ist,
auf dem diese Daten gespeichert waren.

3. Streik, Aussperrung

Versichert sind Schäden, die entstehen durch

a) Zerstörung oder Beschädigung unmittelbar durch Streik oder Aus-
sperrung oder

b) Abhandenkommen in unmittelbarem Zusammenhang mit Streik
oder Aussperrung.

Streik ist die gemeinsam planmäßig durchgeführte, auf ein bestimmtes
Ziel gerichtete Arbeitseinstellung einer verhältnismäßig großen Zahl
von Arbeitnehmern.
Aussperrung ist die auf ein bestimmtes Ziel gerichtete planmäßige
Ausschließung einer verhältnismäßig großen Zahl von Arbeitnehmern.

4. Fahrzeuganprall

Fahrzeuganprall ist jede unmittelbare Berührung von Schienen- oder
Straßenfahrzeugen mit versicherten Sachen oder Gebäuden, in denen
sich versicherte Sachen befinden.

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
aa) Schäden, die von Fahrzeugen verursacht werden, die vom Ver-

sicherungsnehmer, dem Benutzer der Gebäude oder deren Ar-
beitnehmern betrieben werden;

bb) Schäden durch Verschleiß.
b) Nicht versichert sind Schäden an Fahrzeugen.



5. Rauch

Ein Schaden durch Rauch liegt vor, wenn Rauch plötzlich bestim-
mungswidrig aus den am Grundstück, auf dem der Versicherungsort
liegt, befindlichen Feuerungs-, Heizungs-, Koch- oder Trockenanlagen
ausgetreten ist und unmittelbar auf versicherte Sachen einwirkt.
Nicht versichert sind Schäden, die durch die dauernde Einwirkung des
Rauches entstehen.

6. Überschalldruckwellen

Ein Schaden durch eine Überschalldruckwelle liegt vor, wenn sie durch
ein Luftfahrzeug ausgelöst wurde, das die Schallgrenze durchflogen hat
und diese Druckwelle unmittelbar auf versicherte Sachen oder auf Ge-
bäude, in denen sich versicherte Sachen befinden, einwirkt.

7. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden durch
aa) Brand, Explosion oder Implosion, es sei denn, der Brand, die

Explosion oder die Implosion ist durch Innere Unruhen ent-
standen;

bb) Erdbeben;
cc) Verfügung von hoher Hand.

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden an versi-
cherten Sachen, die sich in Gebäuden oder in Gebäudeteilen befin-
den, die nicht bezugsfertig sind, es sei denn, sie entstehen durch
Brand, Explosion oder Implosion infolge von Inneren Unruhen
(siehe Nr. 1).

8. Öffentlich-rechtliche Entschädigungsansprüche

Ein Anspruch auf Entschädigung für Schäden durch Böswillige Be-
schädigung, Innere Unruhen, Streik oder Aussperrung besteht insoweit
nicht, als Schadenersatz aufgrund öffentlich-rechtlichen Entschädi-
gungsrechts beansprucht werden kann.

9. Besonderes Kündigungsrecht

a) Versicherungsnehmer und Versicherer können die Zusätzlichen
Gefahren (siehe § 4 Nr. 1 g) jederzeit in Schriftform kündigen. Die
Kündigung wird eine Woche nach Zugang wirksam.

b) Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungsnehmer den
gesamten Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklä-
rung des Versicherers zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 12 Glasbruch

1. Gesamte Verglasung

Glasbruch ist die Zerstörung oder Beschädigung der Verglasung
(siehe § 1 Nr. 5) infolge Bruches (Zerbrechen).

2. Nicht versicherte Gefahren und Schäden

Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. Schrammen,
Muschelausbrüche);

b) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Isolier-
verglasungen;

c) Schäden durch Zerbrechen von Wand- und sonstigen Platten, wenn
sich diese unversehrt gelöst haben;

d) Schäden, die nach § 4 Nr. 1 a bis g (Feuer, Einbruchdiebstahl,
Vandalismus nach einem Einbruch, Raub, Leitungswasser, Sturm,
Hagel, Elementargefahren, Überschwemmung, Rückstau, Zusätzli-
che Gefahren) versichert sind.

§ 13 Unbenannte Gefahren

1. Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende
Schäden an versicherten Sachen.
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder sei-
ne Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit
dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen
hätten vorhersehen können, wobei nur grobe Fahrlässigkeit schadet.
Als Sachschaden gilt eine nachteilige Veränderung der Sachsubstanz
(Zerstörung oder Beschädigung). Eine Zerstörung oder Beschädigung
liegt nicht vor, soweit ein ursprünglich vorhandener Mangel offenkun-
dig wird.

Darüber hinaus leistet der Versicherer auch Entschädigung für versi-
cherte Sachen, die durch einen versicherten Sachschaden abhanden
kommen.

2. Nicht versicherte Schäden

a) Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
Schäden
aa) die gemäß § 4 Nr. 1 a bis g (Feuer, Einbruchdiebstahl, Vanda-

lismus nach einem Einbruch, Raub, Leitungswasser, Sturm,
Hagel, Elementargefahren, Überschwemmung, Rückstau, Zu-
sätzliche Gefahren) versicherbar sind;

bb) durch Kontamination (z. B. Vergiftung, Ablagerung, Verru-
ßung, Verstaubung), es sei denn, dass diese Kontamination
durch einen auf dem Versicherungsgrundstück eingetretenen
und dem Grunde nach versicherten Sachschaden entstanden ist;

cc) durch Zufuhr oder Ausbleiben von Wasser, Gas, Elektrizität
oder sonstiger Energie- oder Treibstoffversorgung, es sei denn,
dass dies durch einen auf dem Versicherungsgrundstück einge-
tretenen und dem Grunde nach versicherten Sachschaden ent-
standen ist;

dd) durch Abnutzung, Alterung, dauernde Einwirkung, korrosive
Angriffe oder Abzehrungen, übermäßigen Ansatz von Kessel-
stein, Schlamm oder sonstigen Ablagerungen;

ee) durch Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler;
ff) durch Tiere, Pflanzen oder Pilze;
gg) durch natürliche Beschaffenheit oder inneren Verderb, normale

Luftfeuchtigkeit oder gewöhnliche Temperaturschwankungen
sowie normale Witterungseinflüsse, mit denen wegen der Jah-
reszeit und der örtlichen Verhältnisse gerechnet werden muss;

hh) durch Erdsenkung infolge Über- oder Untertagebau, Erosion;
ii) durch Mikroorganismen (u. a. Bakterien, Viren), Krankheiten,

Seuchen, Epidemien, Genmanipulation, Genmutation oder an-
dere Genveränderungen;

jj) durch Verfügung von hoher Hand;
kk) Sturmflut.

b) Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen
keine Entschädigung für Schäden an
aa) Vorräten durch Ausfall oder mangelhafte Funktion von Klima-,

Heiz- oder Kühlsystemen, es sei denn, dass dies durch einen auf
dem Versicherungsgrundstück eingetretenen und dem Grunde
nach versicherten Sachschaden entstanden ist;

bb) Bau- und Montageobjekten und -ausrüstungen bis zur
Fertigstellung/Bezugsfertigkeit bzw. bis zum Ende des erfolg-
reichen Probebetriebes;

cc) Maschinen, maschinellen Einrichtungen, sonstigen technischen
Anlagen, Anlagen und Geräten der Informations-, Kommuni-
kations-, Bürotechnik, sonstigen elektrotechnischen oder elek-
tronischen Anlagen und Geräten durch fehlende äußere Ein-
wirkung oder Bedienungsfehler, Wartung, Montage, Reparatur,
Versagen von Meß-, Regel- und Sicherheitseinrichtungen;

dd) Sachen, die sich in Ver- oder Bearbeitung oder in Reparatur
befinden durch Ver- oder Bearbeitung oder Reparatur;

ee) beweglichen Sachen im Freien, sowie in offenen Gebäuden,
Gebäuden, die nicht bezugsfertig sind sowie den in diesen Ge-
bäuden befindlichen beweglichen Sachen durch Witterungsein-
flüsse;

ff) lebenden Tieren und lebenden Pflanzen;
gg) versicherten Daten, es sei denn, dass der Verlust oder die Ver-

änderung der Daten infolge eines dem Grunde nach versicher-
ten Schadens an dem Datenträger eingetreten ist, auf dem diese
Daten gespeichert waren.

c) Für die Ausschlüsse gemäß Nr. 2 a bb bis hh und b aa bis ff gilt,
dass Folgeschäden an anderen versicherten Sachen ersatzpflichtig
sind, soweit die Schäden nicht selbst unter eine Ausschlussbestim-
mung fallen.

§ 14 Transportgefahren

1. Begriff

Transportgefahren sind die Zerstörung, Beschädigung oder das Abhan-
denkommen von versicherten Sachen durch Gefahren nach Nr. 2 in
Verbindung mit Nr. 3 während eines Transportes unter der Vorausset-
zung, dass

a) der Transport ausschließlich den eigenen Geschäftszwecken des
Versicherungsnehmers dient und



b) der Transport mit eigenen Kraftfahrzeugen des Versicherungsneh-
mers einschließlich Anhänger und Auflieger (Transportmittel) oder
mit von ihm geleasten oder gemieteten erfolgt und

c) der Transport mindestens teilweise auf öffentlichen Straßen oder
Wegen erfolgt und

d) die Transportmittel ausschließlich vom Versicherungsnehmer oder
seinen Arbeitnehmern bedient werden.

2. Gefahren

a) Unfall des Transportmittels
Unfall ist ein mit mechanischer Gewalt plötzlich von außen her auf
das Transportmittel einwirkendes Ereignis; Brems-, Betriebs- und
reine Bruchschäden sind keine Unfallschäden.

b) Höhere Gewalt und Elementarereignisse
Höhere Gewalt ist ein betriebsfremdes, von außen durch elementa-
re Naturkräfte oder Handlungen dritter Personen einwirkendes Er-
eignis, das nach menschlicher Einsicht und Erfahrung unvorher-
sehbar ist, mit wirtschaftlich erträglichen Mitteln und durch die äu-
ßerste, nach der Sachlage vernünftigerweise zu erwartenden Sorg-
falt nicht verhütet oder unschädlich gemacht werden kann und auch
nicht wegen seiner Häufigkeit vom Versicherungsnehmer in Kauf
zu nehmen ist.

c) Diebstahl
Diebstahl ist Bruch fremden Gewahrsams und Begründung eigenen
Gewahrsams in der Absicht rechtswidriger Zueignung (Diebstahl)
aa) durch Wegnahme des ganzen Transportmittels oder
bb) nach Aufbruch des Transportmittels.

d) Unterschlagung des gesamten Transportmittels
Unterschlagung ist die rechtswidrige Zueignung einer Sache durch
Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, die sich in deren Besitz
oder Gewahrsam befindet.

e) Raub
Raub liegt vor, wenn mindestens eine der Voraussetzungen nach
§ 6 Nr. 3 b erfüllt ist.

3. Nicht versicherte Schäden

Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-
chen nicht auf

a) Schäden, die nach § 4 Nr. 1 a (Feuer) versicherbar sind;
b) Schäden durch Aufruhr, Plünderung, Streik, Aussperrung, Sabota-

ge;
c) Schäden durch Beschlagnahme, Entziehung und sonstige Verfü-

gungen von hoher Hand;
d) Schäden durch Verstöße gegen Zoll- oder sonstige behördliche

Vorschriften sowie durch gerichtliche Verfügung oder ihre Voll-
streckung;

e) Schäden durch Witterungseinflüsse, es sei denn, dass es sich um
Folgeschäden nach Nr. 2 a handelt.

4. Beginn und Ende des Transports

a) Der Transport beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem versicherte Sa-
chen am Absendungsort zum Zwecke der unverzüglichen Beförde-
rung auf der versicherten Reise von der Stelle, an der sie hierfür
bereitgestellt sind, entfernt werden und endet mit dem Zeitpunkt, in
dem die versicherten Sachen am Ablieferungsort an die Stelle ge-
bracht sind, die der Empfänger zu ihrer Ablieferung bestimmt hat.
Voraussetzung ist, dass die Be- und Entladung durch den Versiche-
rungsnehmer selbst oder auf seine Gefahr ausgeführt wird.

b) Die für den Transport bestimmten versicherten Sachen sind in Er-
weiterung von a auch vor Beginn und nach Beendigung des versi-
cherten Transportes in dem verschlossenen Transportmittel in der
ordnungsgemäß verschlossenen Heimatgarage versichert. Voraus-
setzung ist, dass bei Ablieferung der Transport am darauffolgenden
Werktag unverzüglich beginnt bzw. dass bei Anlieferung das
Transportmittel am darauffolgenden Werktag unverzüglich am
Versicherungsort entladen wird.

c) Werkzeuge, Ersatzteile, Prüfgeräte und Installationsmaterial, die
sich ständig im Transportmittel befinden, sind in Erweiterung von
a auch in der Zeit zwischen Beendigung des vorausgegangenen und
Beginn des nachfolgenden Transportes versichert.

5. Entschädigungsgrenzen und Selbstbeteiligung

a) Die Entschädigung ist für Sach- und - soweit vereinbart - Ertrags-
ausfallschäden kombiniert auf den hierfür vereinbarten Betrag be-
grenzt (Entschädigungsgrenze).

b) Wird das Transportmittel in der Zeit von 22.00 bis 6.00 Uhr au-
ßerhalb einer verschlossenen Garage unbeaufsichtigt abgestellt,
trägt der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall gemäß
Nr. 2 c und d den vereinbarten Selbstbehalt.

§ 15 Elektronik-Pauschalversicherung

1. Versicherte Sachen

a) Versichert sind innerhalb der Position "Technische Betriebseinrich-
tung" sämtliche betriebsfertigen Anlagen und Geräte der jeweiligen
nachfolgenden Anlagengruppe, sofern die Anlagengruppe im Versi-
cherungsvertrag bezeichnet wird.
Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach beendeter Erprobung
und soweit vorgesehen nach beendetem Probebetrieb entweder zur
Arbeitsaufnahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine spä-
tere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unterbricht den Versi-
cherungsschutz nicht. Dies gilt auch während einer De- oder Re-
montage sowie während eines Transportes der Sache innerhalb des
Versicherungsortes.
aa) Anlagengruppe 1: Daten- und Kommunikationstechnik, Büro-

technik
- Netzwerkanlagen, Personalcomputer, Bürocomputer,

Textsysteme, EDV-Anlagen
- Laptops, Notebooks, Organizer
- Digitalkameras
- CAD-, CAE-, CAM-Systeme
- Telefonanlagen mit Zusatzgeräten, Auto-/Mobiltelefone
- Telefax- und Telexgeräte
- Gegen- und Wechselsprechanlagen
- Alarm-, Brandmelde- und Zutrittskontrollanlagen
- Türschließanlagen, Warensicherungssysteme
- Personensuch- und Rufanlagen
- Funkanlagen
- Uhrenanlagen, Zeiterfassungsgeräte
- Vortrags- und Demonstrationsgeräte, Beamer
- Kopiergeräte, kleine Offsetgeräte, Mikrofilmgeräte
- Diktiergeräte, elektrische Schreib-, Rechenmaschinen
- Post- und Papierbearbeitungsgeräte, Aktenvernichter

bb) Anlagengruppe 2: Mess- und Prüftechnik, Prozessrechner,
Kassen und Waagen
- Prüfautomaten, sonstige Mess- und Prüfgeräte
- Prozessrechner
- Geräte zur Materialprüfung (keine Röntgenanlagen)
- Kfz-, Mess- und Prüfeinrichtungen
- Elektronische Kassen und Waagen

cc) Anlagengruppe 3: Satz- und Reprotechnik
- Elektronische Graviereinrichtungen für Druckvorlagen
- Farbauszugsanlagen, Graphische Gestaltungssysteme
- Foto- und Lichtsatzanlagen, Reprokameras
- Filmentwicklungsmaschinen

dd) Anlagengruppe 4: Bild- und Tontechnik
- Produktionstechnische Anlagen für Fernsehstudios, Rund-

funksender und Tonstudios
- Fernseh- und Videoanlagen
- Industriefernsehanlagen
- Elektroakustische Anlagen
- Antennenanlagen

ee) Anlagengruppe 5: Medizintechnik (energetisch betrieben); ohne
Ultraschallgeräte und Endoskope
- Röntgenanlagen
- Medizinische Fernsehtechnik
- Elektromedizin
- Geräte für Diagnostik und Therapie
- Physikalisch medizinische Geräte
- Laborgeräte und Laborsysteme
- Sterilisations- und Desinfektionsanlagen
- Thermographieanlagen
- Strahlen- und Dosisleistungsmessgeräte
- Dentaleinrichtungen



b) Versichert ist (sind) jeweils auch die dazugehörige(n)
aa) Versorgungstechnik für Elektronikanlagen (wie Klimaanlagen,

unterbrechungsfreie Stromversorgung, Netzersatzanlagen und
Frequenzumformer);

bb) Leitungen, Erdkabel, sowie der Leitungsführung dienende Vor-
richtungen innerhalb der versicherten Betriebsgrundstücke.

2. Versicherte Gefahren und Schäden

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorhergesehen eintretende
Beschädigungen oder Zerstörungen von versicherten Sachen (Sach-
schaden) und bei Abhandenkommen versicherter Sachen durch Dieb-
stahl oder Plünderung.
Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versicherungsnehmer oder sei-
ne Repräsentanten weder rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit
dem für die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen Fachwissen
hätten vorhersehen können.
Insbesondere wird Entschädigung geleistet für Sachschäden durch

a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit, Fahrlässigkeit oder Vorsatz
Dritter,

b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungsfehler,
c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung,
d) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicherheitseinrichtungen,
e) Schwelen, Glimmen, Sengen oder Glühen,
f) Wasser, Feuchtigkeit,
g) Frost, Eisgang oder Überschwemmung.

Teil A § 16 Nr. 1 b gilt nicht.

3. Elektronische Bauelemente

Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bauteile) der versicher-
ten Sache wird nur geleistet, wenn eine versicherte Gefahr nachweislich
von außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall üblicherweise
auszutauschende Einheit) oder auf die versicherte Sache insgesamt ein-
gewirkt hat. Ist dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die über-
wiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Schaden auf die Einwirkung ei-
ner versicherten Gefahr von außen zurückzuführen ist.
Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten wird jedoch Ent-
schädigung geleistet.

4. Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schä-
den

a) die gemäß § 4 Nr. 1 a bis d und e aa (Feuer, Einbruchdiebstahl,
Vandalismus nach einem Einbruch, Raub, Leitungswasser, Sturm,
Hagel, Erdbeben) versicherbar sind;

b) durch Mängel, die bei Abschluss der Versicherung bereits vorhan-
den waren und dem Versicherungsnehmer oder seinen Repräsen-
tanten bekannt sein mussten;

c) durch betriebsbedingte normale oder betriebsbedingte vorzeitige
Abnutzung oder Alterung; für Folgeschäden an weiteren Aus-
tauscheinheiten wird jedoch Entschädigung geleistet. Nr. 3 bleibt
unberührt;

d) durch Einsatz einer Sache, deren Reparaturbedürftigkeit dem Ver-
sicherungsnehmer oder seinen Repräsentanten bekannt sein musste;
der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, wenn der Schaden
nicht durch die Reparaturbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn
die Sache zur Zeit des Schadens mit Zustimmung des Versicherers
wenigstens behelfsmäßig repariert war;

e) soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Hersteller oder Händler),
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag einzutreten hat.
Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so leistet der Versicherer
zunächst Entschädigung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschädi-
gung, dass ein Dritter für den Schaden eintreten muss und bestrei-
tet der Dritte dies, so behält der Versicherungsnehmer zunächst die
bereits gezahlte Entschädigung.
Teil A § 12 - Übergang von Ersatzansprüchen - gilt für diese Fälle
nicht. Der Versicherungsnehmer hat seinen Anspruch auf Kosten
und nach den Weisungen des Versicherers außergerichtlich und er-
forderlichenfalls gerichtlich geltend zu machen.
Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn der Versicherungs-
nehmer einer Weisung des Versicherers nicht folgt oder soweit der
Dritte dem Versicherungsnehmer Schadenersatz leistet;

f) an versicherten Daten, es sei denn, dass der Verlust oder Verände-
rung der Daten infolge eines dem Grunde nach versicherten Scha-
dens an dem Datenträger eingetreten ist, auf dem diese Daten ge-
speichert waren.

§ 16 Versicherungsort

1. Örtlicher Geltungsbereich

a) Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des Versicherungsortes.
b) Diese Beschränkung gilt nicht für Sachen, die infolge eines einge-

tretenen oder unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfalles aus
dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und örtlichem Zu-
sammenhang mit diesem Vorgang beschädigt oder zerstört werden
oder abhanden kommen.
Dies gilt nicht für die Gefahren Einbruchdiebstahl (siehe § 4
Nr. 1 b) und Glasbruch (siehe § 4 Nr. 1 h).

c) Bei der Gefahr Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch, Raub müssen alle Voraussetzungen eines Einbruchdiebstahls
(siehe § 6 Nr. 1), von Vandalismus nach einem Einbruch (siehe § 6
Nr. 2) oder eines Raubes (siehe § 6 Nr. 3) innerhalb der auf dem
Versicherungsort gelegenen Räume von Gebäuden verwirklicht
worden sein. Bei mehreren Versicherungsorten müssen alle Vor-
aussetzungen innerhalb der Räume von Gebäuden desselben Versi-
cherungsortes verwirklicht worden sein.
Bei Raub auf Transportwegen sind nur die Sachen versichert, die
sich bei Beginn der Tat an dem Ort befunden haben, an dem die
Gewalt ausgeübt oder die Drohung mit Gewalt verübt wurde.
Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der Herausgabe oder
Wegnahme erst auf Verlangen des Täters herangeschafft werden,
es sei denn, das Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versiche-
rungsortes, an dem die Tathandlungen nach § 6 Nr. 3 b verübt
wurden.

d) Soweit innerhalb des Vertrages mehrere Versicherungsorte versi-
chert sind, können die versicherten Sachen frei auf die Versiche-
rungsorte verteilt werden (Freizügigkeit).
Für die Ermittlung einer Unterversicherung (§ 20 Nr. 5) werden die
Versicherungssummen aller Versicherungsorte den Versicherungs-
werten aller Versicherungsorte gegenübergestellt.
Für Positionen und Bausteine auf Erstes Risiko sowie für Entschä-
digungsgrenzen gelten die für den jeweiligen Versicherungsort ver-
einbarten Beträge bzw. die vereinbarte Zusatzsumme.

2. Bezeichnung des Versicherungsortes

a) Versicherungsort sind die Gebäude oder Räume von Gebäuden, die
im Versicherungsvertrag bezeichnet sind oder die sich auf dem im
Versicherungsvertrag bezeichneten Grundstück befinden sowie
Schaukästen und Vitrinen innerhalb des Grundstücks, auf dem der
Versicherungsort liegt, und in dessen unmittelbarer Umgebung.

b) Für Gebrauchsgegenstände von Betriebsangehörigen besteht in den
Wohnräumen der Betriebsangehörigen kein Versicherungsschutz.

c) Versicherungsort für Raub innerhalb eines Gebäudes oder Grund-
stücks (siehe § 6 Nr. 3) ist das gesamte Grundstück, auf dem der
Versicherungsort liegt, wenn das Grundstück allseitig umfriedet ist.

d) Versicherungsort für Raub auf Transportwegen (siehe § 6 Nr. 4)
ist, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, die Bundesrepublik
Deutschland.

e) Soweit dies vereinbart ist, sind Sachen nach § 1 Nr. 1 bis Nr. 4 auch
innerhalb des Grundstücks auf dem der Versicherungsort liegt ver-
sichert (Sachen im Freien auf dem Grundstück, auf dem der Versi-
cherungsort liegt).

f) Versicherungsort für Sicherungsdaten/-träger ist auch das Gebäude,
in das diese ausgelagert sind.

3. Abhängige Außenversicherung

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, besteht Versicherungsschutz
auch für versicherte Sachen (siehe § 1 Nr. 1 bis Nr. 4) die sich vor-
übergehend außerhalb des Versicherungsortes innerhalb der Mitglieds-
staaten des Europäischen Wirtschaftsraumes (EWR) und der Schweiz
befinden. Zeiträume von mehr als drei Monaten gelten nicht als vor-
übergehend. Sachen, die auf Baustellen gelagert werden, sind gegen die
Gefahr Einbruchdiebstahl (siehe § 4 Nr. 1 b) nicht versichert.
Für die Gefahren Einbruchdiebstahl (siehe § 4 Nr. 1 b) sowie Sturm
und Hagel (siehe § 4 Nr. 1 d) ist Voraussetzung, dass sich die Sachen
in Gebäuden befinden.
Die Entschädigung ist auf den hierfür vereinbarten Betrag begrenzt
(Entschädigungsgrenze).
Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursa-
chen nicht auf Schäden durch Elementargefahren nach § 4 Nr. 1 e,
Überschwemmung, Rückstau nach § 4 Nr. 1 f, Zusätzliche Gefahren
nach § 4 Nr. 1 g, Glasbruch nach § 4 Nr. 1 h sowie Unbenannte Ge-
fahren nach § 4 Nr. 1 i.



4. Transportgefahren

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gelten, abweichend von
Nr. 2, als Versicherungsort für die Transportgefahren (siehe § 14) die
Mitgliedsstaaten des Europäischen Wirtschaftsraumes und die Schweiz.

5. Bargeld und Wertsachen

Soweit Bargeld und Wertsachen versichert sind, besteht Versicherungs-
schutz nur in verschlossenen Räumen oder Behältnissen der im Versi-
cherungsvertrag bezeichneten Art. Sofern zusätzlich vereinbart, sind
diese während der Geschäftszeit oder sonstiger vereinbarter Zeiträume
auch ohne Verschluss bis zu der vereinbarten Entschädigungsgrenze
versichert.
Satz 1 gilt nicht für Schäden durch Raub.
Dies gilt, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, bei Handelsbetrie-
ben nicht für deren betriebstypische Waren und Vorräte.

§ 17 Besondere Gefahrerhöhungen und vertraglich vereinbarte Sicher-
heitsvorschriften

1. Besondere Gefahrerhöhungen

Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung (siehe Teil A § 9) liegt für die
Gefahr Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch, Raub
insbesondere vor, wenn Räumlichkeiten, die oben, unten oder seitlich
an den Versicherungsort angrenzen, dauernd oder vorübergehend nicht
mehr benutzt werden.

2. Sicherheitsvorschriften

Vor Eintritt des Versicherungsfalls hat der Versicherungsnehmer

a) die versicherten Räume genügend häufig zu kontrollieren;
b) während einer vorübergehenden Betriebsstilllegung (z. B. Betriebs-

ferien) eine genügend häufige Kontrolle des Betriebes sicherzustel-
len;

c) mindestens wöchentlich Duplikate von Daten und Programmen zu
erstellen, sofern nicht in der Branche des Versicherungsnehmers
kürzere Fristen zur Datensicherung üblich sind. Diese sind so auf-
zubewahren, dass sie im Versicherungsfall voraussichtlich nicht
gleichzeitig mit den Originalen zerstört oder beschädigt werden
oder abhanden kommen können;

d) über Wertpapiere und sonstige Urkunden, über Sammlungen und
über sonstige Sachen, für die dies besonders vereinbart ist, Ver-
zeichnisse zu führen und diese so aufzubewahren, dass sie im Ver-
sicherungsfall voraussichtlich nicht gleichzeitig mit den versicherten
Sachen zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen
können.
Dies gilt nicht für Wertpapiere und sonstige Urkunden sowie für
Sammlungen, wenn der Wert dieser Sachen insgesamt 2.500,- Euro
nicht übersteigt.
Dies gilt ferner nicht für Briefmarken;

e) für die Gefahr Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch, Raub sowie Elektronik-Pauschalversicherung
aa) vorhandene Sicherungen auch an ansonsten nicht erreichbaren

Öffnungen zu betätigen, wenn die Erreichbarkeit durch Gerü-
ste, Seil- oder andere Aufzüge ermöglicht wird;

bb) alle Öffnungen (z. B. Fenster und Türen) in dem Betrieb oder
in Teilen des Betriebes verschlossen zu halten, solange die Ar-
beit, von Nebenarbeiten abgesehen, in diesen Betriebsteilen
ruht;

cc) alle bei der Antragstellung vorhandenen und alle zusätzlich
vereinbarten Sicherungen (Sicherungen sind z. B. Schlösser von
Türen oder Behältnissen, Riegel, Einbruchmeldeanlagen) un-
eingeschränkt gebrauchsfähig zu erhalten und zu betätigen;

dd) nach Verlust eines Schlüssels für einen Zugang zum Versiche-
rungsort oder für ein Behältnis das Schloss unverzüglich durch
ein gleichwertiges zu ersetzen;

ee) Registrierkassen, elektrische und elektronische Kassen sowie
Rückgeldgeber nach Geschäftsschluss offen zu lassen;

f) für die Gefahr Leitungswasser
aa) die versicherten wasserführenden Anlagen und Einrichtungen

stets im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Mängel,
Störungen oder Schäden unverzüglich nach den anerkannten
Regeln der Technik beseitigen zu lassen;

bb) nicht genutzte wasserführende Anlagen und Einrichtungen ab-
zusperren, zu entleeren und entleert zu halten;

cc) während der kalten Jahreszeit alle Räume genügend zu behei-
zen und dies genügend häufig zu kontrollieren oder dort alle
wasserführenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu
entleeren und entleert zu halten;

dd) ortsfeste Wasserlöschanlagen mindestens einmal in jedem Ka-
lenderhalbjahr durch die Technische Prüfstelle der VdS Scha-
denverhütung GmbH oder durch eine gleichermaßen qualifi-
zierte Prüfstelle prüfen und etwaige Mängel unverzüglich ab-
zustellen oder beseitigen zu lassen; die Erfüllung dieser Oblie-
genheiten ist dem Versicherer durch ein Prüfzeugnis nachzu-
weisen;

g) für die Gefahr Sturm und Hagel
die Gebäude, in denen sich die versicherten Sachen befinden, insbe-
sondere Dächer und außen an den Gebäuden angebrachte Sachen
stets im ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten und Mängel, Stö-
rungen oder Schäden unverzüglich nach den anerkannten Regeln
der Technik beseitigen zu lassen;

h) für die Gefahr Überschwemmung, Rückstau
Abflussleitungen auf dem Grundstück, auf dem der Versicherungs-
ort liegt, freizuhalten und vorhandene oder vereinbarte Rückstausi-
cherungen stets funktionsbereit zu halten;

i) für die Elektronik-Pauschalversicherung
Dächer und Fenster von Kraftfahrzeugen zu schließen sowie deren
Türen abzuschließen und die versicherten Sachen verdeckt (nicht
sichtbar) zu deponieren;

j) für die Transportgefahren
dafür Sorge zu tragen, dass
aa) der Fahrer des Transportmittels im Besitz einer hierfür gültigen

Fahrerlaubnis ist;
bb) nur Transportmittel verwendet werden, die für die Aufnahme

und Beförderung der Güter geeignet sind, sich in einem den
gesetzlichen Vorschriften entsprechenden Zustand befinden und
polizeilich zugelassen sind;

cc) die zugelassene Ladefähigkeit nicht überschritten wird;
dd) zur Vermeidung eines Diebstahles das Transportmittel unter

Anwendung sämtlicher vorhandener Sicherungseinrichtungen
ordnungsgemäß gesichert ist;

ee) zur Vermeidung eines Diebstahles nach Aufbruch des Trans-
portmittels bei mit Planen versehenen Transportmitteln die ge-
schlossene Plane durch Ketten und Schloss oder durch eine an-
dere, mindestens gleich sichere Art am Transportmittel befe-
stigt ist;

ff) Sachen ordnungsgemäß und beanspruchungsgerecht verpackt
sowie sachgemäß verladen und gesichert sind;

k) für die Gefahr Feuer
die im Anhang genannten "Sicherheitsvorschriften Feuer" zu be-
achten und einzuhalten;

l) bei einer Betriebsstilllegung, die nicht nur als vorübergehend im
Sinne von Nr. 2 b anzusehen ist
aa) alle stillgelegten Maschinen und sämtliche Zubehörteile gründ-

lich zu reinigen und einzufetten und nötigenfalls mit geeigneten
Schutzhüllen zu versehen; in diesem Zustand sind sie dauerhaft
zu erhalten und daraufhin regelmäßig nachzuprüfen;

bb) sämtliche Räume des Versicherungsortes mit Stilllegung des
Betriebes gründlich zu kehren und zu reinigen; Kehricht und
Abfälle sind unverzüglich auf gefahrlose Weise zu beseitigen, so
dass sie die versicherten Sachen nicht gefährden;

cc) die Löscheinrichtungen stets in gebrauchsfähigem Zustand zu
erhalten sowie beschädigte Schlösser, Türen oder Fenster un-
verzüglich wiederherzustellen;

dd) für eine ständige Beaufsichtigung des Grundstückes durch eine
zuverlässige Person zu sorgen, die sämtliche Räume möglichst
täglich, mindestens aber jeden zweiten Tag einmal zu begehen
und die verschließbaren Räume nach jeder Revision wieder zu
verschließen hat.

3. Folgen der Obliegenheitsverletzung

Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 2 genannten Obliegenhei-
ten, ist der Versicherer unter den in Teil A § 8 beschriebenen Voraus-
setzungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise lei-
stungsfrei.



§ 18 Versicherungswert und Versicherungssumme

1. Betriebseinrichtung

Der Versicherungswert der technischen und kaufmännischen Betriebs-
einrichtung (siehe § 1 Nr. 1) sowie der Gebrauchsgegenstände der Be-
triebsangehörigen (siehe § 1 Nr. 4 b) ist

a) der Neuwert. Der Neuwert ist der Betrag, der aufzuwenden ist, um
Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem Zustand wiederzu-
beschaffen oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere
Betrag;

b) der Zeitwert, falls Versicherung nur zum Zeitwert vereinbart ist
oder falls der Zeitwert im Fall der Versicherung zum Neuwert we-
niger als 40 Prozent des Neuwertes beträgt (Zeitwertvorbehalt).
Sofern sich die Sachen im Gebrauch befinden bzw. gebrauchsfähig
sind, gilt unabhängig vom Zeitwertvorbehalt der Neuwert als Ver-
sicherungswert.
Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert der beweglichen Sachen
durch einen Abzug entsprechend ihrem insbesondere durch den
Abnutzungsgrad bestimmten Zustand;

c) der gemeine Wert soweit die Sache für ihren Zweck allgemein oder
im Betrieb des Versicherungsnehmers nicht mehr zu verwenden ist;
gemeiner Wert ist der für den Versicherungsnehmer erzielbare
Verkaufspreis für die Sache oder für das Altmaterial.

Soweit Versicherungsschutz für außen an das Gebäude angebrachte
Sachen oder für Sachen auf dem Grundstück, auf dem der Versiche-
rungsort liegt, außerhalb von Gebäuden vereinbart ist, erfolgt die Be-
rechnung des Versicherungswerts nach Nr. 1 a bis c.

2. Waren und Vorräte

Der Versicherungswert von Waren und Vorräten ist der Betrag, der
aufzuwenden ist, um Sachen gleicher Art und Güte wiederzubeschaffen
oder sie neu herzustellen; maßgebend ist der niedrigere Betrag.
Der Versicherungswert ist begrenzt durch den erzielbaren Verkaufs-
preis, bei nicht fertig gestellten eigenen Erzeugnissen durch den erziel-
baren Verkaufspreis der fertigen Erzeugnisse.
Steuer und Zoll werden für den Versicherungswert nur bei Vorräten
berücksichtigt, die vor Eintritt des Versicherungsfalles versteuert oder
verzollt waren oder für die wegen des Versicherungsfalles Steuer oder
Zoll zu entrichten ist.

3. Daten und Programme

Der Versicherungswert von für die Grundfunktion einer versicherten
Sache notwendigen Daten und Programmen und von serienmäßig her-
gestellten Standardprogrammen (siehe § 1 Nr. 2 a) entspricht dem Ver-
sicherungswert der Position Betriebseinrichtung.
Der Versicherungswert von auf einem versicherten und zum Verkauf
bestimmten Datenträger gespeicherten Daten und Programmen
(siehe § 1 Nr. 2 b) entspricht dem Versicherungswert der Position Wa-
ren und Vorräte.

4. Wertpapiere

Der Versicherungswert von Wertpapieren ist

a) bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der mittlere Einheitskurs am
Tag der jeweils letzten Notierung aller amtlichen Börsen der Bun-
desrepublik Deutschland;

b) bei Sparbüchern der Betrag des Guthabens;
c) bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis.

5. Sonstige Sachen

Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde ist Versicherungswert

a) von Anschauungsmodellen, Prototypen und Ausstellungsstücken,
ferner für typengebundene, für die laufende Produktion nicht mehr
benötigte Fertigungsvorrichtungen sowie

b) für alle sonstigen in Nr. 1 bis Nr. 4 nicht genannten beweglichen
Sachen

entweder der Zeitwert nach Nr. 1 b oder unter den dort genannten
Voraussetzungen der gemeine Wert gemäß Nr. 1 c.

6. Verglasungen

Versicherungswert von Verglasungen (siehe § 1 Nr. 5) sind die ortsüb-
lichen Wiederherstellungskosten für Verglasungen gleicher Art und
Güte.

7. Ertragsausfall

Der Versicherungswert des Ertragsausfalles (siehe § 2) ergibt sich aus
der Summe der Versicherungswerte der durch vorliegenden Vertrag
versicherten Sachen nach § 1 Nr. 1 bis Nr. 4.

8. Umsatzsteuer

Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug nicht berechtigt, so
ist die Umsatzsteuer einzubeziehen.

9. Interesse des Eigentümers

a) Die Versicherung gilt für Rechnung des Eigentümers und des Ver-
sicherungsnehmers.
Für versicherte Sachen nach § 1, die der Versicherungsnehmer un-
ter Eigentumsvorbehalt erworben hat, sowie für fremdes Eigentum
und für Gebrauchsgegenstände der Betriebsangehörigen ist für die
Höhe des Versicherungswertes, soweit nicht etwas anderes verein-
bart ist, nur das Interesse des Eigentümers maßgebend.

b) Abweichend von a ist bei Sachen, die der Versicherungsnehmer oh-
ne Kaufoption geleast hat oder bei denen die Kaufoption bei Scha-
deneintritt bereits abgelaufen war, das versicherte Interesse des
Leasinggebers (Eigentümers) und damit der Versicherungswert -
abweichend von Nr. 1, Nr. 2, Nr. 3, Nr. 5 und Nr. 6 - begrenzt.
Maßgebend ist der Betrag, der sich ausgehend vom Anschaffungs-
preis und unbeschadet der Regelung nach Nr. 1 b und Nr. 5 nach
Abzug der bis zum Schadeneintritt im Rahmen der Leasingraten
vom Versicherungsnehmer bereits entrichteten Sachwertabschrei-
bung ergibt.
Wird die Sachwertabschreibung nicht belegt, ist die vereinbarte
Leasingrate in Abzug zu bringen.
Ist der ermittelte Betrag höher als die maximale Restforderung des
Leasinggebers gegenüber dem Leasingnehmer, so ist diese maßgeb-
lich.

10. Versicherungswert bei Entschädigungsgrenzen

Ist die Entschädigung für einen Teil des versicherten Interesses (Posi-
tion) auf bestimmte Beträge begrenzt, so werden bei Ermittlung des
Versicherungswertes höchstens diese Beträge für die betreffende Posi-
tion berücksichtigt.

11. Versicherungssumme

a) Die Versicherungssumme ist der zwischen Versicherer und Versi-
cherungsnehmer im Einzelnen vereinbarte Betrag, der dem Versi-
cherungswert nach Nr. 1 bis Nr. 7 entsprechen soll.

b) Ist Neuwert, Zeitwert oder gemeiner Wert vereinbart worden, soll
der Versicherungsnehmer die Versicherungssumme für die versi-
cherte Sache für die Dauer des Versicherungsverhältnisses dem je-
weils gültigen Versicherungswert anpassen.

c) Entspricht zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles die Versiche-
rungssumme nicht dem Versicherungswert, kann die Regelung über
die Unterversicherung zur Anwendung kommen (siehe § 20 Nr. 5).

12. Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen

Mehrkosten, die dadurch entstehen, dass für die Wiederherstellung der
versicherten und vom Schaden betroffenen Sachen bzw. für die An-
rechnung von Restwerten behördliche Auflagen zu berücksichtigen
sind, sind nicht versichert (siehe auch § 20 Nr. 1). Die Versicherung von
Mehrkosten durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen
kann zusätzlich vereinbart werden (siehe auch § 3 Nr. 4 f).

§ 19 Summenanpassung

1. Summenänderung nach Index

Soweit Summenanpassung vereinbart ist, erhöhen oder vermindern sich
zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres die Versicherungssummen
für versicherte Sachen (siehe § 1) zur Anpassung an Wertänderungen
der versicherten Sachen und für Ertragsausfall (siehe § 2) entsprechend
dem Prozentsatz, um den sich der Index der Erzeugerpreise gewerbli-
cher Produkte im vergangenen Kalenderjahr gegenüber dem davor lie-
genden Kalenderjahr verändert hat.
Der Prozentsatz wird auf eine Stelle hinter dem Komma gerundet.
Maßgebend ist der vom Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat
September festgestellte und veröffentlichte Index.

2. Information über Änderungen

Die nach Nr. 1 berechneten Versicherungssummen werden auf volle
500,- Euro aufgerundet. Die neuen Versicherungssummen und die ge-
änderte Prämie werden dem Versicherungsnehmer jeweils bekannt ge-
geben.



3. Schwellenwert

Die Versicherungssummen bleiben unverändert, wenn der nach Nr. 1
Satz 1 maßgebende Prozentsatz unter 3 liegt. Jedoch ist dann für die
nächste Veränderung ein Vergleich zwischen dem vergangenen Kalen-
derjahr und demjenigen Kalenderjahr maßgebend, das zuletzt für eine
Summenänderung berücksichtigt wurde.

4. Tarifprämien

Die aus den Versicherungssummen nach Nr. 2 sich ergebenden erhöh-
ten Prämien dürfen die im Zeitpunkt der Erhöhung geltenden Tarifprä-
mien nicht übersteigen. Diese Grenze gilt jedoch nur, wenn sich die
neuen Tarifprämien auf eine unveränderte Gruppe versicherbarer Risi-
ken beziehen.

5. Vorsorgeversicherung

Solange Anpassung der Versicherungssummen vereinbart ist, erhöhen
sich vom Zeitpunkt dieser Vereinbarung an die jeweiligen Versiche-
rungssummen um einen Vorsorgebetrag von 10 Prozent, mindestens
aber um 10.000,- Euro je Versicherungsfall.

6. Unterversicherung

Die Bestimmungen über Unterversicherung (siehe § 20 Nr. 5) bleiben
unberührt.

7. Widerspruchsrecht

Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung über die geänderte
Versicherungssumme kann der Versicherungsnehmer durch Erklärung
in Textform die ihm mitgeteilte Veränderung rückwirkend aufheben.
Will der Versicherungsnehmer zugleich die Erklärung gemäß Nr. 8 ab-
geben, so muss dies deutlich zum Ausdruck kommen.

8. Aufhebungsrecht

Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer
Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres
durch Erklärung in Textform verlangen, dass die Bestimmungen über
die Summenanpassung künftig nicht mehr anzuwenden sind.

9. Überversicherung

Das Recht auf Herabsetzung der Versicherungssumme wegen erhebli-
cher Überversicherung wird durch diese Vereinbarung nicht einge-
schränkt.

§ 20 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung, Versicherung auf
Erstes Risiko

1. Entschädigungsberechnung

a) Der Versicherer ersetzt
aa) bei zerstörten oder infolge eines Versicherungsfalles abhanden

gekommenen Sachen den Versicherungswert (siehe § 18) un-
mittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles;

bb) bei beschädigten Sachen die notwendigen Reparaturkosten zur
Zeit des Eintritts des Versicherungsfalles zuzüglich einer durch
den Versicherungsfall entstandenen und durch die Reparatur
nicht auszugleichenden Wertminderung, höchstens jedoch den
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungs-
falles.
Die Reparaturkosten werden gekürzt, soweit durch die Repa-
ratur der Versicherungswert der Sache gegenüber dem Versi-
cherungswert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles
erhöht wird.

Restwerte werden angerechnet.
Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben, sofern
nichts anderes vereinbart ist, sowohl für die Restwerteanrechnung
als auch für den erhöhten Schadenaufwand durch Mehrkosten un-
berücksichtigt (siehe auch § 18 Nr. 12).

b) Für Kosten leistet der Versicherer Entschädigung nur, soweit dies
besonders vereinbart ist; dies gilt nicht für die Bestimmungen über
die Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des Schadens
sowie für die Bestimmungen über die Kosten der Ermittlung und
Feststellung des Schadens und für die Kosten für die Gefahr Glas-
bruch nach § 3 Nr. 1 bis Nr. 3.
Ist der Zeitwert Versicherungswert, so werden auch die Mehrko-
sten infolge Preissteigerungen (siehe § 3 Nr. 4 e), die Mehrkosten
durch behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen (siehe § 3
Nr. 4 f) und die Mehrkosten durch Technologiefortschritt (siehe
§ 3 Nr. 4 m) nur im Verhältnis des Zeitwerts zum Neuwert ersetzt;
dies gilt nicht bei beschädigten Sachen. Ist nach einer vertraglichen
Wiederherstellungsvereinbarung nur der Zeitwertschaden zu erstat-
ten, so werden die Mehrkosten nicht ersetzt.

c) Soweit Ertragsausfall (siehe § 2) versichert ist, ersetzt der Versiche-
rer den versicherten Ertragsausfall.
Behördliche Wiederherstellungsbeschränkungen bleiben, sofern
nichts anderes vereinbart ist, unberücksichtigt (siehe auch § 2
Nr. 2 b bb). Die Versicherung von Mehrkosten durch behördliche
Wiederherstellungsbeschränkungen kann zusätzlich vereinbart wer-
den (siehe auch § 3 Nr. 4 f).

2. Neuwertschaden

Ist die Entschädigung zum Neuwert vereinbart, erwirbt der Versiche-
rungsnehmer auf den Teil der Entschädigung, der den Zeitwertschaden
übersteigt (Neuwertanteil), einen Anspruch nur, soweit und sobald er
innerhalb von drei Jahren nach Eintritt des Versicherungsfalles sicher-
gestellt hat, dass er die Entschädigung verwenden wird, um

a) bewegliche Sachen, die zerstört wurden oder abhanden gekommen
sind, in gleicher Art und Güte und in neuwertigem Zustand wie-
derzubeschaffen; nach vorheriger Zustimmung des Versicherers ge-
nügt Wiederbeschaffung gebrauchter Sachen; anstelle von Maschi-
nen und Geräten können Maschinen und Geräte beliebiger Art
wiederbeschafft werden, wenn deren Betriebszweck derselbe ist;

b) bewegliche Sachen, die beschädigt worden sind, wiederherzustellen.

3. Zeitwertschaden

Der Zeitwertschaden wird bei zerstörten oder abhanden gekommenen
Sachen gemäß den Bestimmungen über den Versicherungswert festge-
stellt. Bei beschädigten Sachen werden die Kosten einer Reparatur um
den Betrag gekürzt, um den durch die Reparatur der Zeitwert der Sache
gegenüber dem Zeitwert unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les erhöht würde.

4. Gemeiner Wert

Für sonstige Sachen nach § 18 Nr. 5 erwirbt der Versicherungsnehmer
auf den Teil der Entschädigung, der den gemeinen Wert (siehe § 18
Nr. 1 c) übersteigt, einen Anspruch nur, soweit für die Verwendung der
Entschädigung die Voraussetzungen nach Nr. 2 erfüllt sind und die
Wiederherstellung notwendig ist.

5. Unterversicherung

a) Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfalles, so besteht Unter-
versicherung. Im Fall der Unterversicherung wird die Entschädi-
gung nach Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum
Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt:
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der Versiche-
rungssumme dividiert durch den Versicherungswert.
Ist die Entschädigung für einen Teil der in einer Position versicher-
ten Sachen auf bestimmte Beträge begrenzt, so werden bei Ermitt-
lung des Versicherungswertes der davon betroffenen Sachen höch-
stens diese Beträge berücksichtigt. Ergibt sich aus dem so ermittel-
ten Versicherungswert eine Unterversicherung, so wird die Ent-
schädigung nach Nr. 1 entsprechend gekürzt.

b) Ob Unterversicherung vorliegt, ist für jede vereinbarte Position ge-
sondert festzustellen.

c) Die Bestimmungen über die Entschädigungsgrenzen nach Nr. 8
sind im Anschluss von a und b anzuwenden.

d) Bei Berechnung einer Unterversicherung sind auch die nach § 16
Nr. 3 außerhalb des Versicherungsorts versicherten Sachen (ab-
hängige Außenversicherung) zu berücksichtigen.

e) Solange Summenanpassung nach § 19 vereinbart gilt, sind die Be-
stimmungen über die Unterversicherung nicht anzuwenden, wenn
der Schaden einen Betrag von 10% der Versicherungssumme nicht
übersteigt.
Der Unterversicherungsverzicht gilt nicht für die Außenversiche-
rung.

6. Versicherung auf Erstes Risiko

Ist für einzelne Positionen die Versicherung auf Erstes Risiko verein-
bart, wird eine Unterversicherung bei diesen Positionen nicht berück-
sichtigt.

7. Selbstbeteiligung

Die Entschädigung wird je Versicherungsfall um die vereinbarte Selbst-
beteiligung gekürzt.
Soweit in einem Versicherungsfall unterschiedliche Selbstbeteiligungen
für einzelne Gefahren oder Gefahrengruppen zur Anwendung kom-
men, ist die Summe der in Abzug zu bringenden Selbstbeteiligung auf
den Betrag der höchsten Selbstbeteiligung begrenzt, bei gleich hohen



Selbstbeteiligungen wird nur eine angerechnet.
Treffen in einem Versicherungsfall die Selbstbeteiligung für die Trans-
portgefahren (§ 14) oder die Elektronik-Pauschalversicherung (§ 15)
und eine Selbstbeteiligung für andere gemäß § 4 Nr. 1 versicherbare
Gefahren zusammen, ist die jeweils niedrigere Selbstbeteiligung für die
über die Vereinbarung zu den Transportgefahren bzw. zur Elektronik-
Pauschalversicherung versicherten Sachen anzuwenden.

8. Entschädigungsgrenzen

Der Versicherer leistet Entschädigung je Versicherungsfall höchstens

a) bis zu der je Position vereinbarten Versicherungssumme;
b) bis zu den zusätzlich vereinbarten Entschädigungsgrenzen;
c) bis zu der vereinbarten Jahreshöchstentschädigung; Schäden, die im

laufenden Versicherungsjahr beginnen, fallen insgesamt unter die
Jahreshöchstentschädigung.

Maßgebend ist der niedrigere Betrag.
Soweit in einem Versicherungsfall unterschiedliche Entschädigungs-
grenzen für einzelne Gefahren oder Gefahrengruppen zur Anwendung
kommen, ist die Entschädigung auf den Betrag der höchsten Entschä-
digungsgrenze begrenzt.

9. Jahreshöchstentschädigung

Soweit dies vereinbart ist, ist die Entschädigung für

a) Elementargefahren (siehe § 9),
b) Überschwemmung, Rückstau (siehe § 10),
c) Zusätzliche Gefahren (siehe § 11)
d) Unbenannte Gefahren (siehe § 13)
jeweils auf den vereinbarten Betrag je Versicherungsjahr begrenzt.

10. Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Versicherungsnehmer
vorsteuerabzugsberechtigt ist. Das gleiche gilt, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Umsatzsteuer anlässlich der Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung tatsächlich nicht gezahlt hat.

11. Ereignisdefinition

Unter einem Versicherungsfall sind alle Schäden zu verstehen, die aus
ein und derselben Ursache innerhalb von 72 Stunden anfallen.
Dies gilt nicht für die Gefahren Feuer (siehe § 4 Nr. 1 a) und Ein-
bruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Einbruch, Raub (siehe § 4
Nr. 1 b).

§ 21 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. Anzeigepflicht

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermittelt, hat der
Versicherungsnehmer oder der Versicherer dies nach Kenntniserlan-
gung unverzüglich dem Vertragspartner in Textform anzuzeigen.

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekommenen
Sache zurückerlangt, bevor die volle Entschädigung für diese Sache ge-
zahlt worden ist, so behält er den Anspruch auf die Entschädigung, falls
er die Sache innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer zur Verfü-
gung stellt. Andernfalls ist eine für diese Sache gewährte Entschädigung
zurückzugeben.

3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung

a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung in voller Höhe ihres Versicherungswertes gezahlt wor-
den ist, so hat der Versicherungsnehmer die Entschädigung zu-
rückzuzahlen oder die Sache dem Versicherer zur Verfügung zu
stellen. Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb
von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen Aufforderung
des Versicherers auszuüben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist
geht das Wahlrecht auf den Versicherer über.

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden gekom-
menen Sache zurückerlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung gezahlt worden ist, die bedingungsgemäß geringer als
der Versicherungswert ist, so kann der Versicherungsnehmer die
Sache behalten und muss sodann die Entschädigung zurückzahlen.
Erklärt er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang
einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers nicht bereit, so
hat der Versicherungsnehmer die Sache im Einvernehmen mit dem

Versicherer öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. Von dem
Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der Versicherer den An-
teil, welcher der von ihm geleisteten bedingungsgemäßen Entschä-
digung entspricht.

4. Beschädigte Sachen

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so kann der Versi-
cherungsnehmer die bedingungsgemäße Entschädigung in Höhe der
Reparaturkosten auch dann verlangen oder behalten, wenn die Sachen
in den Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5. Gleichstellung

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich den Besitz wieder zu ver-
schaffen.

6. Übertragung der Rechte

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer zurückerlangte Sachen
zur Verfügung zu stellen, so hat er dem Versicherer den Besitz, das Ei-
gentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm mit Bezug auf
diese Sachen zustehen.

7. Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapiere

Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos erklärt
worden, so hat der Versicherungsnehmer die gleichen Rechte und
Pflichten, wie wenn er das Wertpapier zurückerlangt hätte. Jedoch
kann der Versicherungsnehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm
durch Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein Zins-
verlust entstanden ist.

§ 22 Veräußerung der versicherten Sachen

1. Rechtsverhältnisse nach Eigentumsübergang

a) Werden die versicherten Sachen insgesamt oder überwiegend vom
Versicherungsnehmer veräußert, so tritt zum Zeitpunkt des Eigen-
tumsübergangs an dessen Stelle der Erwerber in die während der
Dauer seines Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich er-
gebenden Rechte und Pflichten des Versicherungsnehmers ein.

b) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf die
zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungsperiode
entfällt, als Gesamtschuldner.

c) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich
gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt.

2. Kündigungsrechte

a) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber das Versicherungs-
verhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen. Dieses Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monats ab der Kenntnis des Versicherers von der Veräußerung
ausgeübt wird.

b) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit so-
fortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden Versicherungsperi-
ode in Schriftform zu kündigen.
Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats nach dem Erwerb, bei fehlender Kenntnis des Erwerbers vom
Bestehen der Versicherung innerhalb eines Monats ab Erlangung
der Kenntnis, ausgeübt wird.

c) Im Falle der Kündigung nach a und b haftet der Veräußerer allein
für die Zahlung der Prämie.

3. Anzeigepflichten

a) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerer oder Er-
werber unverzüglich in Schriftform anzuzeigen.

b) Ist die Anzeige unterblieben, so ist der Versicherer nicht zur Lei-
stung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall später als einen Mo-
nat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige hätte zugehen
müssen, und der Versicherer nachweist, dass er den mit dem Ver-
äußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen
hätte.

c) Abweichend von b ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet,
wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu dem
ihm die Anzeige hätten zugehen müssen, oder wenn zur Zeit des
Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung des
Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat.



Anhang - Sicherheitsvorschriften Feuer für
Selbständige/Gewerbetreibende

Vorbemerkung/Geltungsbereich

Neben allen gesetzlichen, behördlichen und vertraglich vereinbarten
(Teil B § 17) Sicherheitsvorschriften gelten - sofern die Gefahr Feuer
(Teil B § 5) versichert gilt - die folgenden vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften. Bei Verletzung von Sicherheitsvorschriften kann der Versi-
cherer nach Teil B § 17 Nr. 3 VFS 08 zur Kündigung berechtigt oder
auch leistungsfrei sein.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, allen Betriebsangehörigen
und ggf. einem Pächter oder Mieter diese Sicherheitsvorschriften be-
kanntzugeben und deren Einhaltung zu verlangen.
Diese Vorschriften gelten für Selbständige und Gewerbetreibende. Für
Betriebe mit Bewirtschaftung und für landwirtschaftliche/landwirt-
schaftsähnliche Betriebe gelten eigene Vorschriften.

1. Feuerschutzabschlüsse

Feuerschutzabschlüsse müssen als solche erkennbar und bauaufsichtlich
zugelassen sein. Selbstschließende Feuerschutzabschlüsse dürfen nicht,
z. B. durch Verkeilen oder Festbinden, blockiert werden. Müssen solche
Abschlüsse während der Arbeitszeit offen gehalten werden, so dürfen
nur bauaufsichtlich zugelassene Feststellvorrichtungen benutzt werden,
die im Brandfall selbsttätig auslösen. Feuerschutzabschlüsse sind auf
jeden Fall nach Betriebsschluss zu schließen.

2. Elektrische Anlagen

Elektrische Anlagen sind nach den anerkannten Regeln der Elektro-
technik (Bestimmungen des Verbandes Deutscher Elektrotechniker -
VDE) nur von Elektrofachkräften oder unterwiesenen Personen zu er-
richten und zu betreiben.

3. Rauchen und offenes Feuer

a) In feuer- und/oder explosionsgefährdeten Räumen und Bereichen
sowie in Garagen und Kfz-Werkstätten ist Rauchen und Umgang
mit Feuer oder offenem Licht verboten. In explosionsgefährdeten
Räumen und Bereichen dürfen außerdem funkenbildende Geräte,
Werkzeuge und nichtexplosionsgeschützte Elektrogeräte nicht ver-
wendet werden. In feuer- und/oder explosionsgefährdeten Räumen
und an den Außenseiten ihrer Zugangstüren ist auf die besonderen
Gefahren und das Verbot durch deutlich sichtbaren Anschlag hin-
zuweisen.
Feuergefährdet sind Bereiche, in denen größere Mengen leichtent-
flammbarer fester, flüssiger oder gasförmiger Stoffe vorhanden
sind.
Explosionsgefährdet sind Bereiche, in denen sich mit der Luft ex-
plosionsfähige Dampf-, Gas- oder Staubgemische bilden können.

b) Für lediglich feuergefährdete Betriebsstätten sind besondere Rau-
cherzonen zulässig, soweit sie durch betriebliche Maßnahmen hin-
reichend von leichtentflammbarem Material getrennt und deutlich
gegen die Umgebung abgesichert sind. Geeignete Aschenbehälter,
Löschmittel und Warnschilder sind in ausreichender Zahl aufzu-
stellen.

4. Feuerarbeiten

a) Schweiß-, Schneid-, Schleif- und Aufheizarbeiten dürfen nur von
solchen Personen ausgeführt werden, die mit diesen Arbeiten ver-
traut sind.

b) Außerhalb ständiger, hierfür vorgesehener Arbeitsplätze sind diese
Arbeiten nur mit schriftlicher Genehmigung (Schweißerlaubnis-
schein) der Betriebsleitung oder der von ihr beauftragten Person
zulässig. Dieser Schein muss genaue Angaben über die zu treffen-
den Schutzmaßnahmen enthalten.

5. Feuerstätten, Heizeinrichtungen, wärmeführende Rohrleitungen,
Trocknungsanlagen

a) Die für Einrichtung und Betrieb von Feuerstätten, Heizeinrichtun-
gen und Trocknungsanlagen geltenden Vorschriften der Bauord-
nung und der Heizraumrichtlinien sind zu beachten, ebenso sonsti-
ge Sicherheitsvorschriften, Normen und Bestimmungen.

Feuerstätten (einschließlich Schornsteine und Ofenrohre) und
Heizeinrichtungen müssen im Umkreis von mindestens 2 m von
brennbaren Stoffen freigehalten werden. Hiervon sind ausgenom-
men Heizeinrichtungen, bei denen die Oberflächentemparatur oder
die austretende Warmluft 120 C nicht übersteigt. Benzin, Petro-
leum, Spiritus und Lackreste oder ähnliches dürfen nicht als Feue-
rungsmaterial verwendet werden.
Heiße Schlacke und Asche müssen in dafür vorgesehenen feuerbe-
ständig abgetrennten Gruben oder Räumen oder im Freien mit si-
cherem Abstand gelagert werden.
Behelfsmäßige Feuerstätten, elektrische Heiz- und Kochgeräte so-
wie Tauchsieder dürfen nur mit Zustimmung der Betriebsleitung
benutzt werden.

b) Wärmeführende Rohrleitungen, an denen sich brennbare Stoffe
entzünden können, sind zu sichern. Die Sicherung kann durch ge-
eignete Isolierung, Abweisgitter, Schürzen oder ähnliches erfolgen.

6. Brennbare feste Stoffe, Flüssigkeiten und Gase

a) Für Verwendung und Lagerung von festen Stoffen, die leichtent-
flammbar, selbstentzündlich oder explosionsfähig sind oder im
Brandfall korrosive Gase abspalten, sowie beim Umgang mit
brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sind die besonderen Vor-
schriften gemäß Betriebssicherheitsverordnung zu beachten.

b) In den Betriebsräumen dürfen höchstens die für den Fortgang der
Arbeit nötigen Mengen brennbarer Flüssigkeiten und Gase (jedoch
nicht mehr als der Tagesbedarf) aufbewahrt werden. Betriebsbe-
dingte Ausnahmen bedürfen der besonderen Vereinbarung.

c) Brennbare Flüssigkeiten sind in sicheren Gefäßen aufzubewahren.
Sie dürfen nicht in Ausgüsse oder Abwasserkanäle geschüttet wer-
den.

7. Verpackungsmaterial

Für die Lagerung von Verpackungsmaterial sind folgende Regeln zu
beachten:
a) In den Packräumen darf leichtentflammbares Verpackungsmaterial

höchstens in der Menge eines Tagesbedarfs vorhanden sein. Als
leichtentflammbar gelten Stoffe, die z. B. durch die Flamme eines
Streichholzes entflammen und ohne zusätzliche Wärmezufuhr selb-
ständig und rasch abbrennen, z. B. in loser Form Papier, Stroh,
Ried, Heu, Holzwolle, Pflanzenfaserstoffe sowie Holz und Holz-
werkstoffe bis zu 2 mm Dicke und brennbare Stoffe in fein zerteil-
ter Form sowie Baustoffe nach DIN 4102 der Klasse B3.

b) Betriebsbedingte Ausnahmen bedürfen der besonderen Vereinba-
rung. Zerkleinertes Material dieser Art (Füllstoffe) ist in nicht-
brennbaren Behältern mit dicht schließendem Deckel aufzubewah-
ren.

c) Sonst ist derartiges Verpackungsmaterial in eigenen, feuerbeständig
abgetrennten Räumen oder im Freien mit sicherem Abstand zu la-
gern.

d) Packräume und Lagerräume für Verpackungsmaterial dürfen nicht
direkt, z. B. durch Öfen, Strahler, ölbefeuerte Lufterhitzer, beheizt
werden.

8. Abfälle

a) Brennbare Abfälle sind mindestens täglich bei Schluss der Arbeit
oder bei Schichtwechsel aus den Arbeitsräumen zu entfernen. Sie
sind im Freien mit sicherem Abstand oder in feuerbeständig abge-
trennten Räumen zu lagern.

b) Ölige, fettige oder mit brennbaren Flüssigkeiten getränkte Putz-
wolle, Lappen und dergleichen dürfen nur in nichtbrennbaren Be-
hältern mit dicht schließendem Deckel - keinesfalls in der Arbeits-
kleidung - aufbewahrt werden.

c) Zigarettenasche und sonstige Abfälle, die noch Glut enthalten kön-
nen, sind getrennt von anderen Abfällen in geeigneten Aschebehäl-
tern aufzubewahren.

d) Staub ist mindestens innerhalb der vorgeschriebenen Fristen aus
den Anlagen und den Arbeitsräumen zu entfernen.



9. Feuerlöscheinrichtungen

In jedem Betrieb müssen Feuerlöscheinrichtungen vorhanden sein, die
den besonderen Betriebsgefahren entsprechen. Diese Einrichtungen
müssen regelmäßig gewartet werden.
Feuerlöscher müssen amtlich zugelassen und an gut sichtbaren und
leicht zugänglichen Stellen angebracht sein und mindestens alle zwei
Jahre überprüft werden.
Eine ausreichende Anzahl von Betriebsangehörigen ist in der Bedienung
der Feuerlöscheinrichtungen zu unterweisen.
Jede Benutzung von Feuerlöscheinrichtungen ist der Betriebsleitung
sofort zu melden. Die Feuerlöscheinrichtungen sind nach der Benut-
zung unverzüglich wieder betriebsbereit zu machen. Missbräuchliche
Nutzung ist verboten.

10. Kontrolle nach Arbeitsschluss

Nach Arbeitsschluss hat eine der Betriebsleitung verantwortliche Per-
son die Betriebsräume auf gefahrdrohende Umstände zu kontrollieren.
Es ist besonders zu prüfen, dass
a) alle Feuerschutzabschlüsse geschlossen sind;
b) alle nicht benötigten elektrischen Anlagen ausgeschaltet sind;
c) an Stellen, an denen Reparaturarbeiten vorgenommen wurden, kei-

ne Brandgefahr vorhanden ist;
d) die Abfälle ordnungsgemäß beseitigt sind;
e) die Feuerstätten und Heizeinrichtungen gegen Brandausbruch gesi-

chert sind.



Zusatzbedingungen für die Flexible Ertragsausfallversicherung - 2008 (ZFEA 08)

Verzeichnis der Paragraphen

§ 1 Versicherungssumme, Meldung der Versicherungssumme
§ 2 Nachhaftung
§ 3 Versicherungswert, Bewertungszeitraum, Unterversicherung
§ 4 Beitrag
§ 5 Zulieferer-Rückwirkungsschäden
§ 6 Vertragsstrafen
§ 7 Ertragsausfallschäden infolge Zerstörung, Beschädigung oder Ab-

handenkommen von nicht duplizierten Unterlagen oder Datenträ-
gern

§ 1 Versicherungssumme, Meldung der Versicherungssumme

1. Versicherungssumme für entgehenden Gewinn und fortlaufende Ko-
sten nach Teil B § 2 Nr. 2 VFS 08 ist der gemäß dem Summenermitt-
lungsschema des Versicherers im Antrag errechnete oder später gemel-
dete Wert.
Der entgehende Gewinn ergibt sich aus dem Umsatz der im versicher-
ten Betrieb hergestellten Erzeugnisse und gehandelten Waren sowie
dem Gewinn aus Dienstleistungen.
Zu den im versicherten Betrieb entstehenden Kosten zählen auch Ge-
hälter, Löhne und Provisionen. Hierzu gehören auch freiwillige Auf-
wendungen zur Altersversorgung und Unterstützung von Betriebsan-
gehörigen, Aufsichtsratsbezüge, Schenkungen, Spenden und freiwillige
Wohlfahrtsleistungen, Tantiemen für Aufsichftsrat, Vorstand und Be-
triebsangehörige.
Zu den Gehältern und Löhnen gehören außer den Jahresbruttolöhnen
die Arbeitgeberanteile zu den gesetzlichen Sozialabgaben, Berufsgenos-
senschaftsbeiträge, freiwillige soziale Leistungen, Beiträge zur Fami-
lienausgleichskasse, Zulagen für Akkord-, Überstundenarbeit und Fei-
ertagsschichten, Leistungsprämien sowie vertraglich vereinbarte oder
aus einem anderen Rechtsgrund regelmäßig gewährte Bezüge, wie
Gratifikationen, Urlaubsgelder und Sachleistungen.
Zu den Provisionen und sonstigen Bezügen gehören neben Baraufwen-
dungen auch Sachaufwendungen.

2. Das Versicherungsjahr muss dem Geschäftsjahr entsprechen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, spätestens 6 Monate nach Ablauf
eines Geschäftsjahres den nach seinen Geschäftsbüchern im abgelaufe-
nen Geschäftsjahr erwirtschafteten Wert zu melden. Grundlage für die
Meldung ist das Summenermittlungsschema des Versicherers. Der ge-
meldete Wert gilt ab Eingang der Meldung als Versicherungssumme.

3. Erfolgt eine Meldung gemäß Nr. 2 nicht fristgerecht, so gelten nach
Ablauf der Frist als gemeldeter Wert und als neue Versicherungssumme
110 Prozent der bisherigen Versicherungssumme. Wird die Meldung
gemäß Nr. 2 vor Ende des Geschäftsjahres nachgeholt, so ersetzt ab
Zugang der Meldung der gemeldete Betrag die Versicherungssumme
gemäß Satz 1.

§ 2 Nachhaftung

Der Versicherer haftet über die Versicherungssumme hinaus für weitere
33 1/3 Prozent. Dies gilt nicht für vereinbarte Entschädigungsgrenzen
und Versicherungssummen auf Erstes Risiko.

§ 3 Versicherungswert, Bewertungszeitraum, Unterversicherung

Abweichend von Teil B § 18 Nr. 7 VFS 08 gilt folgendes:

1. Maßgebend für den Versicherungswert im Versicherungsfall sind der
entgehende Gewinn und die fortlaufenden Kosten, die der Versiche-
rungsnehmer ohne Unterbrechung des Betriebes im Bewertungszeit-
raum erwirtschaftet hätte. Der Bewertungszeitraum umfaßt 12 Monate.

Er endet zu dem Zeitpunkt, von dem an ein Ertragsausfallschaden nicht
mehr entsteht, spätestens jedoch mit dem Ablauf der Haftzeit.

2. Ist der letzte vor Eintritt des Sachschadens gemeldete Wert niedriger
als der tatsächlich erwirtschaftete Wert des Geschäftsjahres, für das die
Meldung abgegeben wurde, so wird nur der Teil des Schadens und der
Schadenminderungskosten ersetzt, der sich zum ganzen Schaden ver-
hält wie der gemeldete Wert zum tatsächlich erwirtschafteten Wert.
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer glaubhaft macht, dass
die unrichtige Meldung ohne sein Verschulden erfolgt ist.

3. War eine Meldung gemäß § 1 Nr. 2 nicht rechtzeitig erfolgt, so tritt
an deren Stelle der bei Eintritt des Sachschadens maßgebende fiktive
Betrag gemäß § 1 Nr. 3 Satz 1 oder der gemäß § 1 Nr. 3 Satz 2 nach-
träglich gemeldete Betrag.

4. Die Bestimmungen über Unterversicherung sind nicht anzuwenden,
wenn der Schaden einen Betrag von 10% der Versicherungssumme
nicht übersteigt.

§ 4 Beitrag

1. Der Jahresbeitrag für Betriebsgewinn und Kosten wird zu Beginn
des Versicherungsjahres aus dem für das vorletzte Geschäftsjahr nach
§ 1 gemeldeten Wert berechnet.

2. Ändert sich gemäß § 1 die Versicherungssumme, so bleibt dies auf
den Beitrag für das laufende Versicherungsjahr ohne Einfluss.

§ 5 Zulieferer-Rückwirkungsschäden

1. Ein Ertragsausfallschaden im Sinne von Teil B § 2 Nr. 2 VFS 08 liegt
auch vor, wenn sich ein Sachschaden entsprechend Teil B § 2 Nr. 1
VFS 08 auf einem Grundstück ereignet hat, das Betriebsstelle eines mit
dem Versicherungsnehmer durch Zulieferung von Produkten in laufen-
der Geschäftsverbindung stehenden Unternehmens (Zulieferer) ist. Dies
gilt jedoch, sofern nichts anderes vereinbart ist, nur auf Grundstücken
innerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den hierfür verein-
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

3. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

4. Schäden durch Elementargefahren (Teil B § 9 VFS 08), Über-
schwemmung, Rückstau (Teil B § 10 VFS 08), Zusätzliche Gefahren
(Teil B § 11 VFS 08) und Unbenannte Gefahren (Teil B § 13 VFS 08)
sind von der Versicherung ausgeschlossen.

§ 6 Vertragsstrafen

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für Vertragsstrafen, die infolge
eines versicherten Ertragsausfallschadens innerhalb der Haftzeit anfal-
len.

2. Vertragsstrafen sind vor Eintritt eines Sachschadens vertraglich ver-
einbarte Leistungen wegen Nicht- oder Schlechterfüllung von Liefer-
oder Abnahmeverpflichtungen.

3. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den hierfür verein-
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

4. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.
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§ 7 Ertragsausfallschäden infolge Zerstörung, Beschädigung oder Ab-
handenkommen von nicht duplizierten Unterlagen oder Datenträgern

1. Ertragsausfallschäden, die durch Zerstörung, Beschädigung oder Ab-
handenkommen von Akten, Plänen, Geschäftsbüchern, Karteien,
Zeichnungen, individuellen Programmen und individuellen Daten, die
vom Versicherungsnehmer selbst oder in seinem Auftrag eigens für ihn
erstellt worden sind auch dann versichert, wenn der Versicherungsneh-
mer keine Duplikate entsprechend Teil B § 17 Nr. 2 c VFS 08 erstellt
hat oder, sofern diese Daten so aufbewahrt sind, dass sie im Falle eines
Sachschadens voraussichtlich gleichzeitig mit den Originalen zerstört
oder beschädigt werden oder abhanden kommen können.

2. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den hierfür verein-
barten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

3. Der als entschädigungspflichtig errechnete Betrag wird je Versiche-
rungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.



Klauseln zur Profi-Schutz Sach-Inhaltsversicherung

B 010603 31 Werbeanlagen und Firmenschilder

1. Versichert gelten fertig eingesetzte oder montierte Firmen- und Werbeschilder sowie Leuchtreklamen auf 
dem Versicherungsgrundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, und in dessen unmittelbarer Umgebung.
Der Versicherer leistet Entschädigung, wenn die versicherten Sachen zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen.
Bei Leuchtröhrenanlagen (Hochspannungsanlagen) umfasst die Beschädigung oder Zerstörung auch das 
Zerbrechen der Röhren (Systeme).

2. Die Versicherung erstreckt sich nicht auf
a) Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. B. Schrammen, Muschelausbrüche);
b) Beschädigungen oder Zerstörungen, soweit sie eine unmittelbare Folge der durch den Betrieb der Anlage 

verursachten Abnutzung sind;
c) Undichtwerden der Randverbindungen von Mehrscheiben-Isolierverglasungen;
d) Kosten, die für Farbangleichungen unbeschädigter Systeme oder für sonstige Änderungen oder Ver-

besserungen sowie für Überholungen entstehen;
e) Reparaturen (auch vorläufige) durch einen Nichtfachmann anlässlich eines ersatzpflichtigen Schadens an 

den übrigen Teilen der Anlagen sowie Folgeschäden hierdurch.
Die übrigen Ausschlussbestimmungen des Vertrages bleiben unberührt.

3. Für Schäden durch Abhandenkommen trägt der Versicherungsnehmer eine Selbstbeteiligung in Höhe von  10 
%.

4. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf den vereinbarten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

B 150001 31 Kühlgutversicherung

1. Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte Lebens- oder Genussmittel sowie kühl zu lagernde 
Arzneimittel, die durch
a) Ausfall der öffentlichen Stromversorgung oder
b) einen dem Grunde nach versicherten Sachschaden gemäß Teil B § 15 VFS 08 an der technischen 

Betriebseinrichtung oder an technischen Gebäudebestandteilen
zerstört oder beschädigt werden.

2. Der Versicherer ersetzt auch die infolge eines Versicherungsfalls notwendigen Kosten für deren Entsorgung 
sowie für Reinigung und Desinfektion des Kühlhauses/-raumes/-gerätes.

3. Versicherungsschutz für Lebens- und Genussmittel besteht nur, wenn sie sich in einem auf dem 
Versicherungsgrundstück gelegenen stationären Kühlhaus/-raum/-gerät, befinden.

4. Die Ausschlussbestimmungen des Vertrages bleiben unberührt.

5. Die Entschädigung ist je Versicherungsfall - für Sach- und (soweit versichert) Ertragsausfallschäden 
kombiniert - auf den hierfür vereinbarten Betrag begrenzt (Entschädigungsgrenze).

B 160201 31 Umzug (Wechsel des Versicherungsortes)

1. Wechselt der Versicherungsort gemäß Teil B § 16 VFS 08 innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so 
geht der Versicherungsschutz auf den neuen Versicherungsort über.

2. Während des Umzuges besteht Versicherungsschutz im bisherigen und im neuen Versicherungsort. Der 
Versicherungsschutz im bisherigen Versicherungsort erlischt mit Beendigung des Umzugs, spätestens zwei 
Monate nach Umzugsbeginn.

3. Für Schäden durch Einbruchdiebstahl und Vandalismus nach einem Einbruch gemäß Teil B § 4 Nr. 1 b aa 
und bb gilt diese Klauselvereinbarung nur unter der Voraussetzung, dass an allen Zugangstüren zu den neuen 
Versicherungsräumen
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- bündige Zylinderschlösser mit Schutzbeschlag und Sicherheitswinkelschließblech;
- bei mehrflügeligen Türen: Treibriegel oder Stangenschlösser auf den Standflügeln;
- bei elektrisch betätigten Türen/Toren: eine abschaltbare Stromzufuhr oder (elektro)mechanische 

Sperrvorrichtung
oder alternative Sicherungseinrichtungen mit vergleichbarer Schutzwirkung vorhanden sind.

4. Einen Wechsel des Versicherungsortes hat der Versicherungsnehmer unverzüglich, spätestens nach 
Aufforderung durch den Versicherer diesem unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil A § 8 VFS 08 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Im Übrigen gilt Teil A § 17 Nr. 2 und 3 
VFS 08.

5. Der Versicherungsschutz im neuen Versicherungsort erlischt mit Beginn der Versicherungsperiode, die auf 
den Umzugsbeginn folgt, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

B 160202 31 Neu hinzukommende Betriebsgrundstücke

1. Als Versicherungsort gemäß Teil B § 16 Nr. 2 VFS 08 gelten innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
auch neu hinzukommende Betriebsgrundstücke. Die Entschädigung ist je Betriebsgrundstück auf die im 
Vertrag vereinbarten Versicherungssummen, bei mehreren Versicherungsorten auf die jeweils höchste 
Einzelsumme je Gefahr oder Baustein, begrenzt.

2. Der saisonbedingte Betrieb einer oder mehrerer Filialen gilt nicht als neu hinzukommendes 
Betriebsgrundstück im Sinne von Nr. 1.

3. Für Schäden durch Einbruchdiebstahl und Vandalismus nach einem Einbruch gemäß Teil B § 4 Nr. 1 b aa 
und bb gilt diese Klauselvereinbarung nur unter der Voraussetzung, dass an allen Zugangstüren zu den neuen 
Versicherungsräumen
- bündige Zylinderschlösser mit Schutzbeschlag und Sicherheitswinkelschließblech;
- bei mehrflügeligen Türen: Treibriegel oder Stangenschlösser auf den Standflügeln;
- bei elektrisch betätigten Türen/Toren: eine abschaltbare Stromzufuhr oder (elektro)mechanische 

Sperrvorrichtung
oder alternative Sicherungseinrichtungen mit vergleichbarer Schutzwirkung vorhanden sind.

4. Neu hinzukommende Betriebsgrundstücke hat der Versicherungsnehmer unverzüglich, spätestens nach 
Aufforderung durch den Versicherer diesem unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil A § 8 VFS 08 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

5. Der Versicherungsschutz für neu hinzukommende Betriebsgrundstücke entfällt mit Beginn der 
Versicherungsperiode, die auf den Zeitpunkt folgt, in dem die neuen Betriebsgrundstücke hinzugekommen 
sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

Klauseln zur Profi-Schutz Flexible Ertragsausfallversicherung (FEA)

B 160201 31 Umzug (Wechsel des Versicherungsortes)

1. Wechselt der Versicherungsort gemäß Teil B § 16 VFS 08 innerhalb der Bundesrepublik Deutschland, so 
geht der Versicherungsschutz auf den neuen Versicherungsort über.

2. Während des Umzuges besteht Versicherungsschutz im bisherigen und im neuen Versicherungsort. Der 
Versicherungsschutz im bisherigen Versicherungsort erlischt mit Beendigung des Umzugs, spätestens zwei 
Monate nach Umzugsbeginn.

3. Für Schäden durch Einbruchdiebstahl und Vandalismus nach einem Einbruch gemäß Teil B § 4 Nr. 1 b aa 
und bb gilt diese Klauselvereinbarung nur unter der Voraussetzung, dass an allen Zugangstüren zu den neuen 
Versicherungsräumen
- bündige Zylinderschlösser mit Schutzbeschlag und Sicherheitswinkelschließblech;
- bei mehrflügeligen Türen: Treibriegel oder Stangenschlösser auf den Standflügeln;
- bei elektrisch betätigten Türen/Toren: eine abschaltbare Stromzufuhr oder (elektro)mechanische 
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Sperrvorrichtung
oder alternative Sicherungseinrichtungen mit vergleichbarer Schutzwirkung vorhanden sind.

4. Einen Wechsel des Versicherungsortes hat der Versicherungsnehmer unverzüglich, spätestens nach 
Aufforderung durch den Versicherer diesem unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil A § 8 VFS 08 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei. Im Übrigen gilt Teil A § 17 Nr. 2 und 3 
VFS 08.

5. Der Versicherungsschutz im neuen Versicherungsort erlischt mit Beginn der Versicherungsperiode, die auf 
den Umzugsbeginn folgt, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

B 160202 31 Neu hinzukommende Betriebsgrundstücke

1. Als Versicherungsort gemäß Teil B § 16 Nr. 2 VFS 08 gelten innerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
auch neu hinzukommende Betriebsgrundstücke. Die Entschädigung ist je Betriebsgrundstück auf die im 
Vertrag vereinbarten Versicherungssummen, bei mehreren Versicherungsorten auf die jeweils höchste 
Einzelsumme je Gefahr oder Baustein, begrenzt.

2. Der saisonbedingte Betrieb einer oder mehrerer Filialen gilt nicht als neu hinzukommendes 
Betriebsgrundstück im Sinne von Nr. 1.

3. Für Schäden durch Einbruchdiebstahl und Vandalismus nach einem Einbruch gemäß Teil B § 4 Nr. 1 b aa 
und bb gilt diese Klauselvereinbarung nur unter der Voraussetzung, dass an allen Zugangstüren zu den neuen 
Versicherungsräumen
- bündige Zylinderschlösser mit Schutzbeschlag und Sicherheitswinkelschließblech;
- bei mehrflügeligen Türen: Treibriegel oder Stangenschlösser auf den Standflügeln;
- bei elektrisch betätigten Türen/Toren: eine abschaltbare Stromzufuhr oder (elektro)mechanische 

Sperrvorrichtung
oder alternative Sicherungseinrichtungen mit vergleichbarer Schutzwirkung vorhanden sind.

4. Neu hinzukommende Betriebsgrundstücke hat der Versicherungsnehmer unverzüglich, spätestens nach 
Aufforderung durch den Versicherer diesem unverzüglich anzuzeigen. Verletzt der Versicherungsnehmer 
diese Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Teil A § 8 VFS 08 beschriebenen Voraussetzungen zur 
Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise leistungsfrei.

5. Der Versicherungsschutz für neu hinzukommende Betriebsgrundstücke entfällt mit Beginn der 
Versicherungsperiode, die auf den Zeitpunkt folgt, in dem die neuen Betriebsgrundstücke hinzugekommen 
sind, soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde.

(0300000000097445580 ) (04/2016) Seite 3 von 3



für die Nutzer von Internet-Technologien
zur Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung
Zusatzbedingungen

Inhaltsübersicht

1. Vertragsgrundlagen

2. Versichertes Risiko

3. Mitversicherte Personen

4. Versicherungssumme/Serienschaden/Anrechnung von Kosten

5. Auslandsschäden

6. Nicht versicherte Risiken

7. Ausschlüsse/Risikoabgrenzungen

Bedingungen

1. Vertragsgrundlagen

Grundlagen des Versicherungsschutzes sind
- die beigefügten Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die

Haftpflichtversicherung (AHB) und
- die folgenden Bestimmungen.
Der Versicherungsschutz für das nachfolgend genannte versicherte
Risiko besteht ausschließlich über diesen Zusatzbaustein.

2. Versichertes Risiko

Versichert ist, insoweit abweichend von Ziff. 7.7, 7.15 und 7.16 AHB
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden
aus dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektroni-
scher Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger,

soweit es sich handelt um Schäden aus

2.1 der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verän-
derung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-
Viren und/oder andere Schadprogramme;

2.2 der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichter-
fassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und zwar
wegen
- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch

weiterer Datenveränderungen sowie
- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw.

Erfassung/korrekten Speicherung nicht oder fehlerhaft erfaßter
Daten;

2.3 der Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch;
Für Ziff. 2.1 bis 2.3 gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, daß seine auszutauschenden, zu
übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheitsmaßnahmen
und/oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder ge-
prüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entspre-
chen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. Verletzt
der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, gilt Ziff. 26 AHB
(Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).

2.4 der Verletzung von Persönlichkeitsrechten, insoweit besteht auch
Versicherungsschutz für immaterielle Schäden, nicht jedoch aus der
Verletzung von Urheberrechten;

2.5 der Verletzung von Namensrechten, insoweit besteht auch Versi-
cherungsschutz für immaterielle Schäden.
Für Ziff. 2.4 und 2.5 gilt:
In Erweiterung von Ziff. 1.1 AHB ersetzt der Versicherer
- Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlaß

einer einstweiligen Verfügung gegen den Versicherungsnehmer be-
gehrt wird, auch wenn es sich um Ansprüche auf Unterlassung
oder Widerruf handelt;

- Gerichts- und Anwaltskosten einer Unterlassungs- oder Widerrufs-
klage gegen den Versicherungsnehmer.

3. Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
- der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher

Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten
Betriebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, in dieser Eigen-
schaft;
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- sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen für Schäden, die sie in
Ausführung ihrer dienstlichen Verrichtungen für den Versiche-
rungsnehmer verursachen.

Ausgeschlossen sind Ansprüche aus Personenschäden, bei denen es sich
um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche
gilt für solche Dienstunfälle gemäß den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in Ausübung oder infolge des Dienstes Angehörigen derselben
Dienststelle zugefügt werden.

4. Versicherungssumme/Sublimit/Serienschaden/Anrechnung
von Kosten

4.1 Versicherungsschutz für diese Zusatzversicherung wird im Rahmen
der Versicherungssumme(n) für die Betriebs- und Berufshaftpflicht ge-
boten. Abweichend von Ziff. 6.2 AHB stellt die Versicherungssumme
für diesen Zusatzbaustein zugleich die Höchstersatzleistung für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar.

4.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
- auf derselben Ursache,
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und

zeitlichem Zusammenhang oder
- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektroni-

scher Daten mit gleichen Mängeln
beruhen.
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

4.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend
von Ziff. 6.5 AHB - als Leistung auf die Versicherungssumme ange-
rechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwen-
dungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach
Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch
Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

5. Auslandsschäden

Versicherungsschutz besteht - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - für
Versicherungsfälle im Ausland.
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten geltend
gemacht werden.

6. Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätigkeiten
und Leistungen:
- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;
- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung,

-pflege;
- Bereithalten fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-

Providing;
- Betrieb von Rechenzentren und Datenbanken;
- Betrieb von Telekommunikationsnetzen;
- Anbieten von Zertifizierungsdiensten i.S.d. SigG/SigV;
- Tätigkeiten, für die eine gesetzliche Pflicht zum Abschluß einer

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung besteht.

7. Ausschlüsse/Risikoabgrenzungen

Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind ergänzend zu Ziff. 7
AHB Ansprüche

7.1 die im Zusammenhang stehen mit
- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch

übertragenen Informationen (z. B. Spamming),
- Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte Infor-

mationen über Internet-Nutzer gesammelt werden können;

7.2 wegen Schäden, die von Unternehmen, die mit dem Versicherungs-
nehmer oder seinen Gesellschaftern durch Kapital mehrheitlich ver-
bunden sind oder unter einer einheitlichen Leitung stehen, geltend ge-
macht werden;

7.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit
diese den Schaden durch bewußtes Abweichen von gesetzlichen oder
behördlichen Vorschriften sowie von schriftlichen Anweisungen oder
Bedingungen des Auftraggebers oder durch sonstige bewußte Pflicht-
verletzung herbeigeführt haben;

7.4 auf Entschädigung mit Strafcharakter (punitive und exemplary da-
mages);

7.5 nach den Artikeln 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammen-
hang stehenden Regreßansprüchen nach Art. 1147 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder.



für die Haftpflichtversicherung (AHB)
Allgemeine Versicherungsbedingungen

Inhaltsübersicht

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall
2. Vermögensschäden, Abhandenkommen von Sachen
3. Versichertes Risiko
4. Vorsorgeversicherung
5. Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers
6. Begrenzung der Leistungen
7. Ausschlüsse

Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung

8. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrag und Versicherung-
steuer

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger
Beitrag

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat
12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
13. Beitragsregulierung
14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
15. Beitragsangleichung

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung

16. Dauer und Ende des Vertrages
17. Wegfall des versicherten Risikos
18. Kündigung nach Beitragsangleichung
19. Kündigung nach Versicherungsfall
20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen
21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass

von Rechtsvorschriften
22. Mehrfachversicherung

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers
24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles
25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles
26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Weitere Bestimmungen

27. Mitversicherte Personen
28. Abtretungsverbot
29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
30. Verjährung
31. Anzuwendendes Recht und zuständiges Gericht

Bedingungen

Umfang des Versicherungsschutzes (Ziff. 1 - 7)

1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall

1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos
für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses (Versi-
cherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden
Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund

gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts

von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genommen wird.
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung des
Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Schadenver-
ursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es nicht an.

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es
sich um gesetzliche Ansprüche handelt,
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme,

Rücktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt der Leistung;
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung

durchführen zu können;
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder

wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten
Erfolges;

(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;

(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Lei-
stung;

(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen.

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen

Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung er-
weitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts
des Versicherungsnehmers wegen

2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch Sach-
schäden entstanden sind;

2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden dann
die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung.

3. Versichertes Risiko

3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angegebe-

nen Risiken des Versicherungsnehmers,
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein

und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für
Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichti-
gen Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risi-
ken, die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterlie-
gen,

(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in
Ziff. 4 näher geregelt sind.

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlaß neuer
Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter den
Voraussetzungen von Ziff. 21 kündigen.

4. Vorsorgeversicherung

4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu entste-
hen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort versichert.

21
00

34
59

(5
.0

9)
C

1.
20

.2
14



(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen.
Die Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.
Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, ent-
fällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab
dessen Entstehung.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt
wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue
Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeit-
punkt hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht ver-
strichen war.

(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemes-
senen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe
des Beitrages innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Risiko
rückwirkend ab dessen Entstehung.

4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entstehung
bis zur Einigung im Sinne von Ziff. 4.1 (2) auf den Betrag von
250.000,- Euro für Personenschäden und 75.000,- Euro für Sachschä-
den begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere Versiche-
rungssummen festgesetzt sind.

4.3 Die Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft-

oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-,
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen

von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

5. Leistungen der Versicherung/Vollmacht des Versicherers

5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfrage,
die Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprüche und die Freistel-
lung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadensersatzver-
pflichtungen.
Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn der Versiche-
rungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkennt-
nisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist und der Ver-
sicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die
vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers abgege-
ben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit bin-
dender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer
den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom Anspruch des
Dritten freizustellen.

5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des
Schadens oder Abwehr der Schadenersatzansprüche zweckmäßig er-
scheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzu-
geben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über Scha-
denersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versiche-
rer zur Prozeßführung bevollmächtigt. Er führt den Rechtsstreit im
Namen des Versicherungsnehmers auf seine Kosten.

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, das
einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch zur
Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für den Versiche-
rungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt
der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen oder die mit ihm beson-
ders vereinbarten höheren Kosten des Verteidigers.

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt.

6. Begrenzung der Leistungen

6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versi-
cherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. Dies
gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere ent-
schädigungspflichtige Personen erstreckt.

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädi-
gungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines Ver-
sicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versicherungs-
summen begrenzt.

6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
- auf derselben Ursache,
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und

zeitlichem, Zusammenhang oder
- auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln
beruhen.

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsnehmer
bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein festge-
legten Betrag an der Schadenersatzleistung (Selbstbehalt).
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer auch
in diesen Fällen zur Abwehr unberechtigter Schadenersatzansprüche
verpflichtet.

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf
die Versicherungssummen angerechnet.

6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem Ver-
sicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die Pro-
zeßkosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamthöhe
dieser Ansprüche.

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzahlun-
gen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus
dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versiche-
rungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis der
Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert der
Rente vom Versicherer erstattet.
Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vorschrift
der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum Zeitpunkt
des Versicherungsfalles.
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungsneh-
mer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der Kapital-
wert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug sonstiger
Leistungen verbleibende Restversicherungssumme übersteigt, werden
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der Versiche-
rungssumme abgesetzt.

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am
Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für
den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Entschädi-
gungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

7. Ausschlüsse

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung ausge-
schlossen:

7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vorsätz-
lich herbeigeführt haben.

7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden dadurch
verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangelhaftigkeit oder
Schädlichkeit
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusagen
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen.

7.4 Haftpflichtansprüche
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziff. 7.5 benannten

Personen gegen die Mitversicherten,
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-

rungsvertrages,
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsvertra-

ges.

7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher

Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mit-
versicherten Personen gehören;



Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder,
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer an-
gelegtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden
sind).

(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige
oder betreute Person ist;

(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsnehmer
eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts oder
ein nicht rechtsfähiger Verein ist;

(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern,
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft,
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist;

(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine eingetra-
gene Partnerschaftsgesellschaft ist;

(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern;
zu Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5:
Die Ausschlüsse unter Ziff. 7.4 und Ziff. 7.5 (2) bis (6) erstrecken sich
auch auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten
Personen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben.

7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versicherungs-
nehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, durch ver-
botene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen
Verwahrungsvertrages sind.

7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und allen
sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des

Versicherungsnehmers an diesen Sachen (Bearbeitung, Reparatur,
Beförderung, Prüfung und dgl.) entstanden sind; bei unbeweglichen
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren;

(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsneh-
mer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder be-
ruflichen Tätigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablageflä-
che und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren;

(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder
- sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt - deren Teile im
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben;
dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit offensichtlich notwendi-
ge Schutzvorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen
hatte.

zu Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7:
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Ziff. 7.6 und Ziff. 7.7 in
der Person von Angestellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten
oder Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt
gleichfalls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsvertrag etwa
mitversicherten Personen.

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungsnehmer
hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder sonstigen Leistun-
gen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder Leistung liegenden
Ursache und alle sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangelhaften Einzelteil
der Sache oder in einer mangelhaften Teilleistung liegt und zur Beschä-
digung oder Vernichtung der Sache oder Leistung führt.
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auf-
trag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung oder
Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leistungen
übernommen haben.

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schaden-
ereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch
mitversichert.

7.10 (a) Ansprüche die gegen den Versicherungsnehmer wegen Um-
weltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderen auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umset-
zungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt auch dann, wenn der
Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch
solche Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch genommen
wird.

Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, die
auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der
EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler
Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer gel-
tend gemacht werden könnten.
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater
Haftpflichtrisiken.

7.10 (b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung
und alle sich daraus ergebenden weiteren Schäden. Schäden durch
Brand oder Explosion gelten als Schäden durch Umwelteinwirkung.
Dieser Ausschluss gilt nicht
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken
oder
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte oder

gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss der
Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht).
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Um-
welteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, Mon-
tage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel-

len, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder
wegzuleiten (WHG-Anlagen);

- Anlagen gem. Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz
(UmweltHG-Anlagen);

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen;

- Abwasseranlagen oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche
Anlagen bestimmt sind.

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthaltige
Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem oder
mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen ionisierenden
Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder Röntgenstrah-
len).

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind auf

(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten,
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt,
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen,
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer.

7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es
sich handelt um Schäden aus
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-

rung von Daten,
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten,
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen.

7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder
Namensrechtsverletzungen.

7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane,
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der Über-
tragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. Das
Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versiche-
rungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere
entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn
der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch grob
fahrlässig gehandelt hat.



Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung (Ziff. 8 - 15)

8. Beginn des Versicherungsschutzes/Beitrag und Versicherungsteuer

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder
einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von Ziff. 9.1 zahlt. Der in
Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Ver-
sicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu ent-
richten hat.

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/
erster oder einmaliger Beitrag

9.1 Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Abschluss
des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein an-
gegebenen Versicherungsbeginn.
Ist Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Bei-
trag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrages.

9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu
vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein
auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam ge-
macht hat.

9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so-
lange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurück-
treten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten hat.

10. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

10.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist,
am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraumes fällig.
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungs-
schein oder in der Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

10.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen.
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die
Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des
Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfol-
gen angibt, die nach den Ziff. 10.3 und 10.4 mit dem Fristablauf ver-
bunden sind.

10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforde-
rung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hingewiesen wurde.

10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungsneh-
mer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziff. 10.2 Abs. 3 darauf hin-
gewiesen hat.
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer da-
nach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der
Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang der
Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Ver-
sicherungsschutz.

11. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die
Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fälligkeitstag eingezogen
werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtigten Einzie-
hung nicht widerspricht.
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann
noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abge-
gebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerrufen hat, oder hat der
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Bei-
trag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer be-
rechtigt, künftig Zahlung außerhalb des SEPA-Lastschriftverfahrens zu
verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags
erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufge-
fordert worden ist.

12. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit
der Zahlung einer Rate im Verzug ist.
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung
verlangen.

13. Beitragsregulierung

13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, ob
und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den frühe-
ren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch durch ei-
nen Hinweis auf der Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind in-
nerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und
auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen Angaben
zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom Versicherungsnehmer
eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten Beitragsunter-
schiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer be-
weist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschulden
trifft.

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers
oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt der
Veränderung berichtigt (Beitragsregulierung), beim Wegfall versicherter
Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziff. 15.1 nach dem
Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen und Ermäßigungen
des Mindestbeitrags werden berücksichtigt.

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung,
kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu machen
waren, eine Nachzahlung in Höhe des für diesen Zeitraum bereits in
Rechnung gestellten Beitrages verlangen. Werden die Angaben nach-
träglich gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versi-
cherungsnehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet,
wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der Mit-
teilung des erhöhten Beitrages erfolgten.

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf
Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere Jahre.

14. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den
Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungs-
schutz bestanden hat.

15. Beitragsangleichung

15.1 Versicherungsbeiträge, die nach Ablauf des ersten Versicherungs-
jahres fällig werden, unterliegen der Beitragsangleichung. Dies gilt
nicht, soweit die Beiträge nach Lohn- , Bau- oder Umsatzsumme be-
rechnet werden. Mindestbeiträge unterliegen, unabhängig von der Art
der Beitragsberechnung, der Beitragsangleichung.

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für
die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Prozentsatz sich im
vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen aller
zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelassenen
Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermin-
dert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst niedrige-
re, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen gelten da-
bei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall veranlassten Aus-
gaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der Versicherungslei-
stungen.
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die Sum-
me der in diesem Jahr geleisteten Schadenzahlungen geteilt durch die
Anzahl der im gleichen Zeitraum neu angemeldeten Schadenfälle.

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle
einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den sich
aus Ziff. 15.2 ergebenden Prozentsatz zu verändern (Beitragsanglei-
chung). Der veränderte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungs-
nehmer mit der nächsten Beitragsrechnung bekanntgegeben.



Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozentsatz
als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jahre nach
Ziff. 15.2 ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbeitrag
nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der Durchschnitt seiner
Schadenzahlungen nach seinen unternehmenseigenen Zahlen im letzten
Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht über-
schreiten, die sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde.

15.4 Liegt die Veränderung nach Ziff. 15.2 oder 15.3 unter 5 Prozent,
entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung ist jedoch in den
folgenden Jahren zu berücksichtigen.

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung (Ziff. 16-22)

16. Dauer und Ende des Vertrages

16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit
abgeschlossen.

16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich
der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spä-
testens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres
eine Kündigung zugegangen ist.

16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeit-
punkt.

16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag
schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres
gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zuge-
gangen sein.

17. Wegfall des versicherten Risikos

Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, erlischt
die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer steht der
Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung dieser
Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er
vom Wegfall Kenntnis erlangt hat.

18. Kündigung nach Beitragsangleichung

Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung gemäß
Ziff. 15.3, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes än-
dert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit
sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in
dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte.
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das
Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der
Beitragserhöhung zugehen.
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungs-
recht.

19. Kündigung nach Versicherungsfall

19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn
- vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleistet wurde oder
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Versi-

cherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich zugestellt
wird.

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens
einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder der Zustellung der
Klage zugegangen sein.

19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsneh-
mer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungspe-
riode wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

20. Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen

20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung be-
steht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser anstelle des Versiche-
rungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums sich aus dem
Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein.

Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, ei-
nes Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem Drit-
ten übernommen wird.

20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von

einem Monat,
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-

kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode
in Schriftform gekündigt werden.

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt

an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten Kenntnis
erlangt;

- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der
Versicherung Kenntnis erlangt.

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht ge-
kündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte für
den Versicherungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner.

20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch den
bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich anzu-
zeigen.
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein Ver-
sicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen Monat
nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte
zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer beste-
henden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlossen hätte.
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versiche-
rungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt eintreten, in
dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt
nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch gemacht hat.
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht nicht
weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt bekannt
war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen.

21. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von
Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von einem Monat
zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

22. Mehrfachversicherung

22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre-
ren Versicherungsverträgen versichert ist.

22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung des
später geschlossenen Vertrages verlangen.

22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungsnehmer
es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er von der
Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu
dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie verlangt
wird, dem Versicherer zugeht.

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers (Ziff. 23 - 26)

23. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers

23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche
Umstände

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung
dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach
denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den Ent-
schluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem verrein-
bartem Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in so-
weit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber
vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des
Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind,
auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.



Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers ge-
schlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand, muss sich
der Versicherungsnehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

23.2 Rücktritt
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen

Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag
zurückzutreten.

(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig
gemacht hat.
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen
Bedingungen, geschlossen hätte.

(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz.
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück,
darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich
war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz,
wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt
hat.
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der bis zum
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit
entspricht.

23.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Verlet-
zung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrläs-
sigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung ei-
ner Frist von einem Monat in Schriftform kündigen.
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsneh-
mer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen ge-
schlossen hätte.
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedin-
gungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu ver-
treten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versiche-
rungsperiode Vertragsbestandteil.
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr als 10%
oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht an-
gezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers
fristlos kündigen. Der Versicherer muss die ihm nach Ziff. 23.2 und 3
zustehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen.
Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der
Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begründet,
Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Er-
klärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung
seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstri-
chen ist.
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziff. 23.2 und 23.3 nur zu,
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen
hat.
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziff. 23.2 und 23.3 genannten
Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand
oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.

23.4 Anfechtung
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung
über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis
zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht.

24. Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsnehmer auf
Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu beseitigen.
Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der beiderseiti-
gen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Schaden
geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahrdrohend.

25. Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles

25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzei-
gen, auch wenn noch keine Schadenersatzansprüche erhoben wurden.

25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers
sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumut-
bar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße
Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und
-regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des
Versicherers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt wer-
den.

25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch er-
hoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördliches oder gerichtliches
Verfahren eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich
der Streit verkündet, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen.

25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadenersatz muss der Versicherungsnehmer frist-
gemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einle-
gen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch ge-
richtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem Ver-
sicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des Ver-
sicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.

26. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann
der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von
der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein
Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit beruhte.

26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Lei-
stung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die
Obliegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der
Versicherer ein ihm nach Ziff. 26.1 zustehendes Kündigungsrecht aus-
übt.

Weitere Bestimmungen (Ziff. 27 - 33)

27. Mitversicherte Personen

27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche ge-
gen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind alle für
ihn geltenden Bestimmungen auf die Versicherten entsprechend anzu-
wenden. Die Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4.)
gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person eines Versicherten
entsteht.

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Versi-
cherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.

28. Abtretungsverbot

Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung oh-
ne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet
werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist zulässig.



29. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete
Geschäftsstelle gerichtet werden.

29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem
Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem
Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte An-
schrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes
als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer Namensände-
rung des Versicherungsnehmers.

29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewer-
bebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen
Niederlassung die Bestimmungen der Ziff. 29.2 entsprechende Anwen-
dung.

30. Verjährung

30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches.

30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versiche-
rer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu
dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers
dem Anspruchsteller in Textform zugeht.

31. Anzuwendendes Recht und zuständiges Gericht

31.1 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

31.2 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versi-
cherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Nieder-
lassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person und wohnt
in Deutschland, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt
hat.

31.3 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person und wohnt in
Deutschland, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn
bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Er-
mangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zu-
ständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, be-
stimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Nie-
derlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche gilt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesell-
schaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nerschaftsgesellschaft ist.

31.4 Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen
Wohnsitz, Sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich
des Versicherungsvertraggesetzes oder sind der Wohnsitz oder ge-
wöhnliche Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt,
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versi-
cherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen
Niederlassung.

31.5 Andere nach deutschem Recht begründete Gerichtsstände werden
durch diese Vereinbarungen nicht ausgeschlossen.
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Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen

1. Versichertes Risiko

Versichert ist auf der Grundlage der Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und der folgenden Ver-
einbarungen die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen Inhalts des
Versicherungsnehmers aus dem im Versicherungsschein angegebenen
Betrieb bzw. Beruf.

2. Versicherte Nebenrisiken

Mitversichert ist im Rahmen dieses Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht des Versicherungsnehmers aus allen betriebs- oder branchenüb-
lichen Nebenrisiken, insbesondere

2.1 als Eigentümer, Mieter, Pächter, Leasingnehmer und Nutznießer
von Grundstücken (ausgenommen Luftlandeplätze), Gebäuden oder
Räumen (Haus- und Grundbesitzerhaftpflicht), die für den versicherten
Betrieb oder für Wohnzwecke des Versicherungsnehmers und seiner
Betriebsangehörigen benutzt werden oder die Dritten vermietet, ver-
pachtet oder sonstwie überlassen werden.
Dies gilt auch für die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
als früherer Besitzer gem. § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung
bis zum Besitzwechsel bestand.
Mitversichert ist hinsichtlich dieser Grundstücke, Gebäude und Räum-
lichkeiten auch die gesetzliche Haftpflicht des Insolvenzverwalters in
dieser Eigenschaft;

2.2 als Bauherr und Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Um-
bauten, Reparaturen, Abbruch-, Erdarbeiten);

2.3 aus Vorhandensein und Betätigung einer Betriebsfeuerwehr;

2.4 aus Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige, die ausschließlich
für den versicherten Betrieb bestimmt sind (z. B. Kindergärten, Kanti-
nen, Schwimmbäder), aus dem Überlassen von Plätzen, Räumen und
Geräten an die Sportgemeinschaft des Betriebes.

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus der Betätigung der Betriebs-
sportgemeinschaft sowie die persönliche Haftpflicht der Mitglieder aus
ihrer Betätigung in der Betriebssportgemeinschaft;

2.5 aus betrieblichen Veranstaltungen (z. B. Betriebsfeiern, Betriebs-
ausflügen);

2.6 aus der Teilnahme an Kongressen, Ausstellungen, Messen und
Märkten;

2.7 aus dem Import von Erzeugnissen aus
- Staaten, die dem Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) angehören
- der Schweiz;

2.8 aus dem Vertrieb von Fremd-Erzeugnissen unter eigenem Namen
und/oder Warenzeichen (Quasi-Herstellerhaftung), sofern diese im Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) oder in der Schweiz hergestellt
wurden.

Mitversichert ist darüber hinaus die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers
2.9 aus betriebs- und branchenüblichen Reparatur- und/oder Montage-
arbeiten. Mit Ausnahme von Handwerksbetrieben gilt dies nur, sofern
der hierauf entfallende Umsatzanteil 10% des Gesamtbruttojahresum-
satzes des versicherten Betriebes nicht übersteigt. Die Mitversicherung
eines höheren Umsatzanteiles bedarf einer besonderen Vereinbarung.
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3. Mitversicherte Personen

3.1 Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht

3.1.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Be-
triebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, z. B. Fachkräfte für
Arbeitssicherheit, Sicherheits- und Gefahrgutbeauftragte, der Beauf-
tragten für Immissionsschutz, Strahlenschutz, Gewässerschutz, Um-
weltschutz, Datenschutz und/oder Abfallbeseitigung in dieser Eigen-
schaft;

3.1.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (hierzu gehören auch die
in den Betrieb des Versicherungsnehmers eingegliederten Mitarbeiter
fremder Unternehmen) für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienst-
lichen Verrichtungen verursachen;

3.1.3 der angestellten Betriebsärzte und des Sanitätspersonals auch bei
Gewährung "Erster Hilfe" außerhalb des Betriebes.
Dies gilt in dem Umfang nicht, in dem die angestellten Betriebsärzte
aus einer zum Zeitpunkt des Schadeneintritts bestehenden selbständig
abgeschlossenen Haftpflichtversicherung Versicherungsschutz bean-
spruchen können.

3.2 Zu Ziff. 3.1.2 und 3.1.3:
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers oder bei der Verrichtung vorübergehender be-
trieblicher Tätigkeiten auf einer gemeinsamen Betriebsstätte gem. SGB
VII handelt. Das gleiche gilt für solche Dienstunfälle gem. den beam-
tenrechtlichen Vorschriften, die in Ausübung oder infolge des Dienstes
Angehörigen derselben Dienststelle zugefügt werden.

3.3 Mitversichert ist ferner im Umfang von Ziff. 3.1 die persönliche
gesetzliche Haftpflicht der aus den Diensten des Versicherungsnehmers
ausgeschiedenen - ehemaligen - gesetzlichen Vertreter des Versiche-
rungsnehmers und der sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer frühe-
ren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

4. Erweiterungen des Versicherungsschutzes

4.1 Abhandenkommen von fremden, berufsbezogenen Schlüsseln, Code-
karten und Transpondern

Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2 AHB und abweichend von
Ziff. 7.6 und 7.7 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von fremden, berufsbezogenen Schlüsseln (auch General-
/Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), Codekarten und
Transpondern, die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten
befunden haben.
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechselung von
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherungs-
maßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, ge-
rechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels, der
Codekarte oder des Transponders festgestellt wurde.
Soweit andere Versicherungen bestehen (z. B. Privat-Haftpflichtversi-
cherungen), wird Versicherungsschutz nur dann geboten, wenn und so-
weit der andere Versicherer für den entstandenen Schaden nicht einzu-
treten hat.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus
- allen sonstigen Folgeschäden eines Schlüssel-, Codekarten- oder

Transponderverlustes (z. B. wegen Einbruchs);
- dem Verlust von Schlüsseln, Codekarten und Transpondern für

Tresore, Möbel und sonstige bewegliche Sachen.

4.2 Abhandenkommen von Sachen der Betriebsangehörigen und
Besucher

Eingeschlossen ist - entsprechend Ziff. 2.2 AHB und abweichend von
Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Schäden aus Abhandenkommen von Sachen der Betriebsange-
hörigen (Belegschaftshabe) und Besucher, sofern das Abhandenkom-
men die ursächlich zusammenhängende Folge eines Ereignisses ist, das
sich auf dem versicherten Betriebsgrundstück ereignet hat oder durch
eine betriebliche Tätigkeit ermöglicht worden ist.
Soweit Versicherungsschutz durch andere Versicherungen des Versi-
cherungsnehmers oder des Geschädigten besteht (z. B. Einbruch-Dieb-
stahl-, Kaskoversicherung), wird Versicherungsschutz nur dann gebo-
ten, wenn und soweit der andere Versicherer für den entstandenen
Schaden nicht einzutreten hat.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Abhandenkommen von
Geld, Wertpapieren, Sparbüchern, bargeldlosen Zahlungsmitteln (z. B.
Kredit-/EC-Karten, Schecks), Urkunden, Schmucksachen und Kostbar-
keiten.

4.3 Abwasserschäden und Schäden durch Senkungen und Erdrutschun-
gen

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB und Ziff. 7.14
AHB - Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die entstehen
- durch Abwässer (mit Ausnahme von Gewässerschäden).

Ausgeschlossen bleiben jedoch Schäden an Entwässerungsleitungen
durch Verschmutzungen und Verstopfungen und alle sich daraus
ergebenden Vermögensschäden.

- durch Senkungen eines Grundstückes oder Erdrutschungen. Dies
gilt jedoch nicht für das Bauherrenrisiko gem. Ziff. 2.2.
Ausgeschlossen bleiben Sachschäden am Baugrundstück selbst
und/oder den darauf befindlichen Gebäuden oder Anlagen und alle
sich daraus ergebenden Vermögensschäden.

4.4 Ansprüche mitversicherter Personen untereinander und Ansprüche
der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers

4.4.1 Eingeschlossen sind - teilweise abweichend von Ziff. 7.4 (3)
AHB - Haftpflichtansprüche mitversicherter natürlicher Personen un-
tereinander wegen
- Personenschäden, bei denen es sich nicht um Arbeitsunfälle oder

Berufskrankheiten im Sinne des Sozialgesetzbuches Teil VII han-
delt;

- Sachschäden.

4.4.2 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.5 AHB - Ansprüche
der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und ihrer Ange-
hörigen, wenn der Schaden durch einen Umstand verursacht wird, für
den der betreffende gesetzliche Vertreter nicht persönlich verantwort-
lich ist.

4.5 Auslandsschäden

4.5.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9. AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen im Ausland vorkom-
mender Schadenereignisse
- aus Anlass von Geschäftsreisen und/oder aus der Teilnahme an

Kongressen, Ausstellungen, Messen und Märkten;
- durch Erzeugnisse, die ins Ausland gelangt sind, ohne dass der

Versicherungsnehmer dorthin geliefert hat oder hat liefern lassen;
- aus Tätigkeiten der versicherten Art im Inland oder europäischen

Ausland;
- durch Erzeugnisse, die der Versicherungsnehmer ins europäische

Ausland geliefert hat oder hat liefern lassen.
Versicherungsschutz besteht nach deutschem oder jeweiligem Landes-
recht.
Ausgeschlossen bleibt die Haftpflicht für im Ausland belegene Be-
triebsstätten, z. B. Produktions- oder Vertriebsniederlassungen, Läger
und dgl. sowie eine Erweiterung des Export-, Arbeits- oder Leistungs-
risikos auf Länder außerhalb Europas.

4.5.2 Nicht versichert sind Ansprüche
- aus Arbeitsunfällen, wenn sie im Rahmen einer Sozialversicherung

oder einer sonstigen speziellen Versicherungsform für Arbeitsun-
fälle versichert werden können. Versichert sind im Rahmen dieses
Vertrages jedoch gesetzliche Regressansprüche der ausländischen
Träger solcher Versicherungen - mit Ausnahme französischer Sozi-
alversicherungsträger; insoweit gilt Ziff. 3.2 dieser Bedingungen
nicht;

- wegen Berufskrankheiten von Personen, die vom Versicherungs-
nehmer im Ausland eingestellt oder dort mit der Durchführung von
Arbeiten betraut worden sind. Eingeschlossen bleiben jedoch
Haftpflichtansprüche wegen Berufskrankheiten, die den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches Teil VII unterliegen (siehe Ziff.
7.9 AHB).

4.5.3 Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend
von Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssummen an-
gerechnet.
Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwen-
dungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach
Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch
Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.



4.5.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der
Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit
dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Eu-
ropäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

4.6 Bearbeitungsschäden

4.6.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzli-
che Haftpflicht aus Schäden, die an fremden Sachen
- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-

rungsnehmers an diesen Sachen entstanden sind;
- dadurch entstanden sind, dass der Versicherungsnehmer diese Sa-

chen zur Durchführung seiner gewerblichen oder beruflichen Tä-
tigkeiten (als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialablagefläche und dgl.)
benutzt hat;

- durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des Versiche-
rungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen im unmittel-
baren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben;

sowie aus allen sich daraus ergebenden Vermögensschäden.
Für unbewegliche Sachen oder Teile von ihnen, die nicht unmittelbar
von der Tätigkeit oder Benutzung betroffen waren oder sich nicht im
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben, ver-
bleibt es bei den allgemeinen Regeln für die Versicherung von Sach-
schäden.

4.6.2 Versicherungsschutz gem. Ziff. 4.6.1 besteht auch für Schäden an
solchen Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Reparatur oder
zu sonstigen Zwecken befinden, befunden haben oder die von ihm
übernommen wurden.
Soweit andere Versicherungen bestehen (insbesondere Sachversicherun-
gen), wird Versicherungsschutz nur dann geboten, wenn und soweit der
andere Versicherer für den entstandenen Schaden nicht einzutreten hat.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen Bearbeitungsschä-
den an solchen Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer zur Lohn-
be- oder -verarbeitung oder zur Lohnveredelung befinden oder befun-
den haben.

Auf Ziff. 4.6.7 wird hingewiesen.

4.6.3 Versicherungsschutz gem. Ziff. 4.6.1 besteht auch für Schäden an
Fremdmaterial, das dem Versicherungsnehmer zum Ein-, Auf- oder
Zusammenbau zur Verfügung gestellt wurde. Ziff. 1.2 und 7.8 AHB
finden insoweit keine Anwendung (diese Bestimmung gilt nicht für rei-
ne Montagebetriebe).
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Ansprüche wegen
(1) der Beschädigung von Sachen, die sich beim Versicherungsnehmer
zur Lohnbe- oder -verarbeitung oder zur Reparatur befinden oder be-
funden haben;
(2) Vermögensschäden, die sich aus diesen Tätigkeiten ergeben insoweit
abweichend von Ziff. 4.15.
Auf Ziff. 4.6.8 wird hingewiesen.

4.6.4 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB finden Ziff. 4.6.1 und 4.6.2
auch dann Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umweltein-
wirkung handelt. In diesem Falle besteht kein Versicherungsschutz über
die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332).

4.6.5 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und der
Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder
Sachen) bleiben bestehen.

4.6.6 Der Versicherungsschutz für Be- und Entladeschäden sowie
für Leitungsschäden richtet sich ausschließlich nach den Ziff. 4.7
bzw. 4.10.

4.6.7 Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung für Bearbeitungsschäden gem. Ziff. 4.6.2 je Versi-
cherungsfall 50.000,- Euro, begrenzt auf 100.000,- Euro für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres.

4.6.8 Innerhalb der Versicherungssumme für Sachschäden beträgt die
Höchstersatzleistung für Bearbeitungsschäden gem. Ziff. 4.6.3 je Versi-
cherungsfall 50.000,- Euro. Dieser Betrag steht zugleich für alle Versi-
cherungsfälle eines Versicherungsjahres zur Verfügung.

4.7 Be- und Entladeschäden

4.7.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - die gesetzli-
che und die der Deutschen Bahn AG oder sonstigen Bahnbetrieben ge-
genüber vertraglich übernommene Haftpflicht wegen der Beschädigung
von Land- und Wasserfahrzeugen, Containern sowie der Ladung durch
oder beim Be- und Entladen und alle sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden.

Für Schäden an Containern besteht auch dann Versicherungsschutz,
wenn diese entstehen beim Abheben von oder Heben auf Land- oder
Wasserfahrzeuge durch Kräne oder Winden zum Zwecke des Be- und
Entladens. Dies gilt nicht, wenn die Container selbst Gegenstand von
Verkehrsverträgen (Fracht-, Speditions- oder Lagerverträgen) sind.
Für Schäden am Ladegut und allen sich daraus ergebenden Vermö-
gensschäden besteht jedoch nur Versicherungsschutz, wenn
- die Ladung nicht für den Versicherungsnehmer bestimmt ist und
- es sich nicht um Erzeugnisse des Versicherungsnehmers bzw. von

ihm, in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten gelie-
ferte Sachen handelt und

- der Transport der Ladung nicht vom Versicherungsnehmer bzw. in
seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten übernommen
wird.

4.7.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB findet Ziff. 4.7.1 auch dann
Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umwelteinwirkung han-
delt. In diesem Falle besteht kein Versicherungsschutz über die Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332).

4.8 Fehlen vereinbarter Eigenschaften

Eingeschlossen sind - insoweit abweichend von Ziff. 1.1, 1.2 und 7.3
AHB - auf Sachmängeln beruhende Schadenersatzansprüche Dritter im
gesetzlichen Umfang wegen Personen-, Sach- und daraus entstandener
weiterer Schäden, wenn der Versicherungsnehmer aufgrund einer Ver-
einbarung mit seinem Abnehmer über bestimmte Eigenschaften seiner
Erzeugnisse, Arbeiten und Leistungen dafür verschuldensunabhängig
einzustehen hat, dass diese bei Gefahrübergang vorhanden sind.
Ausgeschlossen bleiben Ansprüche aus sonstigen Garantien oder auf-
grund sonstiger vertraglicher Haftungserweiterungen.

4.9 Kraftfahrzeuge und Anhänger (nicht zulassungs- und nicht versiche-
rungspflichtig)

Mitversichert ist - abweichend von Ziff. 5.4 - die gesetzliche Haftpflicht
des Versicherungsnehmers aus dem Halten und/oder Gebrauch von
nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen Fahrzeugen inner-
halb und außerhalb des Betriebsgeländes des Versicherungsnehmers
einschließlich
- Kraftfahrzeugen aller Art mit einer Höchstgeschwindigkeit von

nicht mehr als 6 km/h,
- Hub- und Gabelstaplern mit einer Höchstgeschwindigkeit von nicht

mehr als 20 km/h,
- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit

von nicht mehr als 20 km/h,
- Anhänger.
Mitversichert ist auch das Befahren öffentlicher Wege, wenn dem kein
behördliches Verbot entgegensteht.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht wer-
den. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen
oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahr-
zeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

4.10 Leitungsschäden

4.10.1 Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.7 AHB - Haft-
pflichtansprüche aus Schäden an Erdleitungen (Kabel, unterirdische
Kanäle, Wasserleitungen, Gasrohre und andere Leitungen) sowie Frei-
und/oder Oberleitungen und alle sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden.

4.10.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB findet Ziff. 4.10.1 auch dann
Anwendung, wenn es sich um Schäden durch Umwelteinwirkung han-
delt. In diesem Falle besteht kein Versicherungsschutz über die Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332).

4.10.3 Die Regelungen der Ziff. 1.2 AHB (Erfüllungsansprüche) und
der Ziff. 7.8 AHB (Schäden an hergestellten oder gelieferten Arbeiten
oder Sachen) bleiben bestehen.

4.11 Mängelbeseitigungsnebenkosten und Nachbesserungsbegleitschäden

4.11.1 Soweit ein mangelhaftes Werk des Versicherungsnehmers zu ei-
nem Sachschaden führt, sind diejenigen Kosten vom Versicherungs-
schutz umfasst, die erforderlich sind, um die mangelhafte Werkleistung
zum Zwecke der Schadenbeseitigung zugänglich zu machen und um
den vorherigen Zustand wiederherzustellen (Mängelbeseitigungsneben-
kosten).



4.11.2 Versichert sind in Erweiterung zu Ziff. 4.11.1 auch solche Ko-
sten, die nur zur gesetzlich geschuldeten Nachbesserung aufgewendet
werden, ohne dass ein Folgeschaden eingetreten ist. Erfasst sind die
Kosten, die erforderlich sind, um die mangelhafte Werkleistung zum
Zwecke der Nachbesserung zugänglich zu machen und um den vorhe-
rigen Zustand wiederherzustellen. Ziff. 1.2 AHB findet insoweit keine
Anwendung.

4.11.3 Vom Versicherungsschutz nicht erfasst sind Kosten, wenn die
Sachen, die zur Durchführbarkeit der Nachbesserungsarbeiten beschä-
digt werden müssen, ursprünglich vom Versicherungsnehmer selbst
oder in seinem Auftrag oder für seine Rechnung von Dritten verlegt
oder angebracht worden sind. Gleiches gilt für Kosten des Versiche-
rungsnehmers für die Beseitigung des Mangels an der Werkleistung
selbst.

4.11.4 Im Rahmen der Versicherungssumme des Vertrages beträgt die
Höchstersatzleistung für vorbeugende Nebenkosten gem. Ziff. 4.11.2 je
Versicherungsfall 10.000,- Euro, begrenzt auf 20.000,- Euro für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

4.12 Mietsachschäden an Räumen und Gebäuden

4.12.1 Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetz-
liche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden an zu be-
trieblichen Zwecken, auch anlässlich von Geschäftsreisen, gemieteten
(nicht geleasten) und gepachteten Räumen und Gebäuden und allen sich
daraus ergebenden Vermögensschäden.
Dies gilt nicht für deren Einrichtung, für Produktionsanlagen und dgl.
sowie für gemieteten Wohnraum und dessen Einrichtung.

4.12.2 Abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB umfasst der Versicherungs-
schutz der Ziff. 4.12 auch Schäden durch Umwelteinwirkung.
In diesen Fällen besteht kein Versicherungsschutz über die Umwelt-
haftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332).

4.12.3 Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
- von Gesellschaftern des Versicherungsnehmers;
- von natürlichen und juristischen Personen, die mit dem Versiche-

rungsnehmer oder seinen Gesellschaftern kapital- und/oder perso-
nalmäßig verbunden sind;

- von Angehörigen der vorgenannten Personen und Angehörigen des
Versicherungsnehmers. Zum Kreis der Angehörigen: siehe
Ziff. 7.5 (1) Abs. 2 AHB;

- wegen Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung
sowie wegen sonstiger Schäden, die als zwangsläufige Folge einer
betrieblichen Tätigkeit eintreten können;

- wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-
serbereitungsanlagen sowie an Aufzügen aller Art und an Elektro-
und Gasgeräten. Dies gilt nur, soweit der Schaden auf eine Tätig-
keit an diesen Sachen, z. B. Bedienung, Prüfung, Wartung, Repa-
ratur oder auf ein Unterlassen solcher Tätigkeiten zurückzuführen
ist;

- wegen Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hierge-
gen besonders versichern kann;

- wegen Schäden, die unter den Regressverzicht nach dem Abkom-
men der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen
fallen.

4.12.4 Soweit andere Versicherungen bestehen (z. B. Gebäude- oder
Privat-Haftpflichtversicherungen), wird Versicherungsschutz nur dann
geboten, wenn und soweit der andere Versicherer für den entstandenen
Schaden nicht einzutreten hat.

4.13 Strahlenschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.12 und/oder Ziff. 7.10 (b)
AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus
- deckungsvorsorgefreiem Umgang mit radioaktiven Stoffen;
- Besitz und Verwendung von Röntgeneinrichtungen und Störstrah-

lern, Laser- und Masergeräten.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche
- wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbguts (Genom), die

ab der zweiten Generation eintreten;
- aus Schadenfällen von Personen, die - gleichgültig, für wen oder in

wessen Auftrag - aus beruflichem oder wissenschaftlichem Anlass
im Betrieb des Versicherungsnehmers eine Tätigkeit ausüben und
hierbei energiereiche ionisierende Strahlen oder Laserstrahlen in
Kauf zu nehmen haben.

- gegenüber jedem Versicherungsnehmer oder Versicherten, der den
Schaden durch bewusstes Abweichen von dem Strahlenschutz die-
nenden Gesetzen, Verordnungen, behördlichen Verfügungen oder
Anordnungen verursacht hat.

Diese Erweiterung des Versicherungsschutzes gilt nicht für die Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332).

4.14 Subunternehmerbeauftragung

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Beauftragung fremder
Unternehmen mit der Ausführung von Verrichtungen im Interesse des
versicherten Betriebes.
Nicht versichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der fremden
Unternehmen und ihrer Betriebsangehörigen.

4.15 Vermögensschäden

4.15.1 Vermögensschäden aus der Verletzung von Datenschutzgesetzen
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden
im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind, aus der Verletzung von
Datenschutzgesetzen durch Missbrauch personenbezogener Daten.

4.15.2 Sonstige Vermögensschäden
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen sonstiger Vermö-
gensschäden im Sinne der Ziff. 2.1 AHB wegen Versicherungsfällen, die
während der Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden
- durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für

seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen,
erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen. Im Rahmen der
Haftpflichtversicherung für Apotheken gilt dieser Ausschluss nicht;

- aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender
oder gutachterlicher Tätigkeit;

- aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich
verbundene Unternehmen;

- aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
- aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;
- aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder

ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller
Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und Unterschlagung;

- aus Rationalisierung und Automatisierung;
- aus Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wiederherstellung;
- aus Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten;
- der Verletzung von Persönlichkeitsrechten und Namensrechten,

gewerblichen Schutzrechten und Urheberrechten sowie des Kartell-
oder Wettbewerbsrechts;

- aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-
anschlägen;

- aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemaliges oder
gegenwärtiges Mitglied von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderen vergleichbaren Leitungs- und Auf-
sichtsgremien oder Organen im Zusammenhang stehen;

- aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

- aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld,
Wertpapieren und Wertsachen.

Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basisver-
sicherung (Form 1.20.332) keine Anwendung.
Für Vermögensschäden aus nebenberuflicher Gutachtertätigkeit von
Handwerksmeistern gilt:
- Abweichend von Ziff. 4.15.2 Satz 2, 2. Spiegelstrich, ist mitversi-

chert die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus ne-
benberuflicher Sachverständigen-/Gutachtertätigkeit als von der
Handwerkskammer gem. der Handwerksordnung bestellter und
vereidigter Sachverständiger.
Eine nebenberufliche Tätigkeit im Sinne dieser Bedingungen liegt
nicht vor, sofern die Einnahmen aus der gutachterlichen Tätigkeit
mehr als 30.000,- Euro im Jahr betragen. Wird die Gutachtertätig-
keit nicht mehr nebenberuflich ausgeübt und/oder der genannte
Betrag überschritten, entfällt die Mitversicherung. Die Regelungen
zur Vorsorgeversicherung Ziff. 3.1 (3) und Ziff. 4 AHB finden auf
diese Deckungserweiterung keine Anwendung.

- Innerhalb der Versicherungssumme des Vertrages beträgt die
Höchstersatzleistung für Vermögensschäden aus nebenberuflicher
Gutachtertätigkeit von Handwerksmeistern je Versicherungsfall
50.000,- Euro, begrenzt auf 100.000,- Euro für alle Versicherungs-
fälle eines Versicherungsjahres.



4.16 Vorsorgeversicherung

Abweichend von Ziff. 4.2 AHB gelten die für Personen- und Sachschä-
den vereinbarten Versicherungssummen auch für die Vorsorgeversiche-
rung.
Diese Deckungserweiterung findet für die Umwelthaftpflicht-Basisver-
sicherung (Form 1.20.332) keine Anwendung.

4.17 Mietsachschäden an Arbeitsgeräten

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 und 7.7 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden an nicht zulassungspflichtigen und
nicht versicherungspflichtigen Arbeitsmaschinen oder damit in Zusam-
menhang stehenden sonstigen Gerätschaften Dritter, die dem Versiche-
rungsnehmer kurzfristig, maximal für die Dauer von 90 Tagen vermie-
tet, geliehen oder sonstwie überlassen wurden sowie aus sich daraus er-
gebenden Vermögensschäden. Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtan-
sprüche wegen
- Schäden infolge Transportes;
- Schäden durch Brand oder Explosion;
- Abnutzung und Verschleiß;
- Schäden, die über den unmittelbaren Sachschaden hinausgehen,

z. B. Nutzungsausfall.
Im Rahmen der Versicherungssumme des Vertrages steht für Miet-
sachschäden an Arbeitsgeräten eine Versicherungssumme von 100.000,-
Euro je Versicherungsfall, begrenzt auf 200.000,- Euro je Versiche-
rungsjahr, zur Verfügung.

4.18 Asbestschäden

Abweichend von Ziffer 7.11 AHB sind mitversichert Haftpflichtan-
sprüche aus handwerklicher Tätigkeit wegen Schäden, die auf Asbest,
asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind.
Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche wegen Per-
sonenschäden infolge von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten ge-
mäß §§ 110, 106 Abs. 1 Satz 1 SGB VII in Verbindung mit §§ 105, 104
SGB VII oder gleichartigen Bestimmungen anderer Länder.
Die Versicherungssumme für Personen-, Sach- oder Vermögensschäden
im Sinne des Absatz 1 dieser Ziffer beträgt 250.000,- Euro je Versiche-
rungsfall im Rahmen der vertraglich vereinbarten Versicherungssumme
und steht für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres einmal
zur Verfügung.

4.19 Erweiterter Strafrechtsschutz

In einem Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren wegen eines Er-
eignisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haft-
pflichtanspruch zur Folge haben könnte, übernimmt der Versicherer
abweichend von Ziff. 5.3 AHB die Gerichtskosten sowie die gebühren-
ordnungsmäßigen - gegebenenfalls auch die mit dem Versicherer be-
sonders vereinbarten höheren - Kosten der Verteidigung. Der Versi-
cherungsschutz ist beschränkt auf Verfahren in Europa.
Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben Geldbußen, Geld-
strafen und Strafvollstreckungskosten.

4.20 Aktive Werklohnklage

1. Mitversichert sind - in Ergänzung zu Ziff. 5 AHB die gesetzlich
vorgesehenen Prozesskosten für die gerichtliche Durchsetzung von
Werklohnforderungen des Versicherungsnehmers gegen seinen Auf-
traggeber, soweit
(1) der Auftraggeber des Versicherungsnehmers aufgrund eines be-
haupteten Haftpflichtanspruchs, der unter den Versicherungsschutz
dieses Vertrages fallen würde, die Aufrechnung eigener Schadensersatz-
ansprüche gegen die Werklohnforderung erklärt hat und
(2) die Werklohnforderung in voller Höhe berechtigt, d. h. unstreitig
und fällig ist. Der Nachweis obliegt dem Versicherungsnehmer. Kein
Versicherungsschutz besteht, soweit der Auftraggeber Vertragserfül-
lungs- oder Mängelansprüche geltend macht.
2. Der Versicherer trägt die Kosten im Verhältnis des gedeckten Scha-
densersatzanspruchs zur geltend gemachten Werklohnforderung.
3. Der Versicherungsschutz für die Kosten der Werklohnklage entfällt
rückwirkend, wenn rechtsverbindlich festgestellt wird, dass die Werk-
lohnforderung ganz oder teilweise aus anderen als den unter Ziff.4.20.1.
dieser RBB genannten Gründen unbegründet ist.
4. Endet das Verfahren mit einem Vergleich, so trägt der Versicherer
die Prozesskosten anteilig im Verhältnis des geltend gemachten gedeck-
ten Schadenersatzanspruchs zur geltend gemachten Werklohnforde-
rung, sofern der Versicherer seine Zustimmung zu dem Vergleich er-
klärt hat.
5. Hinsichtlich der Prozessführungsbefugnis gilt Ziff. 5.2 AHB ent-
sprechend.

4.21 Mietsachschäden an beweglichen Sachen

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 und 7.7 AHB - die ge-
setzliche Haftpflicht wegen Schäden an beweglichen Sachen.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche wegen Abnutzung, Ver-
schleiß und übermäßiger Beanspruchung sowie wegen sonstiger Schä-
den, die als zwangsläufige Folge einer betrieblichen Tätigkeit eintreten
können. Soweit andere Versicherungen bestehen (z. B. Glas-, sonstige
Gebäude-, Transport- oder Haftpflichtversicherungen) wird Versiche-
rungsschutz nur dann geboten, wenn und soweit der andere Versicherer
für den entstandenen Schaden nicht einzutreten hat. Im Rahmen der
Versicherungssumme des Vertrages steht für Mietsachschäden an be-
weglichen Sachen eine Versicherungssumme von 100.000,-Euro je Ver-
sicherungsfall, begrenzt auf 200.000,- Euro je Versicherungsjahr zur
Verfügung.

4.22 Import von Erzeugnissen aus Nicht-EWR-Staaten

Eingeschlossen ist - teilweise abweichend von Ziff.5.1, 12. Spiegelstrich,
Absatz 2 und 3 - die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
wegen Sach- und Vermögensschäden aus dem Import von Waren in
den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz. Versicherungs-
schutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsnehmer als Quasi-
Hersteller auftritt.
Die Versicherungssumme beträgt 50.000 Euro je Versicherungsfall im
Rahmen der vertraglich vereinbarten Versicherungssumme und steht
für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres einmal zur Verfü-
gung. Diese Deckungserweiterung findet keine Anwendung auf Perso-
nenschäden.

5. Risikobegrenzungen

5.1 Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert ist die Haftpflicht
- aus Besitz oder Betrieb von Öl-, Gas- oder Brennstoff-Pipelines;
- solcher Personen, die bei Besitz und Verwendung von feuergefähr-

lichen, giftigen oder explosiblen Stoffen den Schaden durch be-
wusstes Abweichen von gesetzlichen, behördlichen, berufsgenos-
senschaftlichen oder sonstigen Sicherheitsvorschriften herbeigeführt
haben;

- wegen Schäden an Kommissionsware und alle sich daraus ergeben-
den Vermögensschäden;

- wegen Schäden an Immobilien, die in einem Umkreis von weniger
als 150 m bei Sprengungen entstehen, und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden sowie bei Abbruch- und Einreißarbeiten
wegen Sachschäden in einem Umkreis, dessen Radius der Höhe des
einzureißenden Bauwerks entspricht, und allen sich daraus erge-
benden Vermögensschäden;

- auf Entschädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder
exemplary damages;

- nach den Art. 1792 ff. und 2270 und den damit im Zusammenhang
stehenden Regressansprüchen nach Art. 1147 des französischen
Code Civil oder gleichartiger Bestimmungen anderer Länder;

- wegen Personenschäden durch im Geltungsbereich des Arzneimit-
telgesetzes (AMG) an Verbraucher abgegebene Arzneimittel, für
die der Versicherungsnehmer in der Eigenschaft als pharmazeuti-
scher Unternehmer i.S.d. AMG eine Deckungsvorsorge zu treffen
hat;

- aus Herstellung, Verarbeitung oder Beförderung von Sprengstoffen
oder ihrer Lagerung zu Großhandelszwecken;

- aus Veranstaltung oder Abbrennen von Feuerwerken; dieser Aus-
schluß findet keine Anwendung, sofern es sich bei dem versicherten
Risiko gem. Ziff. 1. um Pyrotechniker/Feuerwerker handelt;

- wegen Bergschäden (i.S.d. § 114 BBergG), soweit es sich handelt
um die Beschädigung von Grundstücken, deren Bestandteilen und
Zubehör; wegen Schäden beim Bergbaubetrieb (i.S.d. § 114
BBergG) durch schlagende Wetter, Wasser- und Kohlensäureein-
brüche sowie Kohlenstaubexplosionen;

- wegen Schäden, die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen
feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, General-
streik, illegalem Streik oder unmittelbar auf Verfügungen oder
Maßnahmen von hoher Hand beruhen; das gleiche gilt für Schäden
durch höhere Gewalt, soweit sich elementare Naturkräfte ausge-
wirkt haben;

- wegen Schäden aus
- Herstellung von Produkten,



- Handel mit Produkten bei denen sich der Versicherungsnehmer
durch Anbringen seines Namens, seiner Marke oder eines an-
deren unterscheidungskräftigen Kennzeichens als Hersteller
ausgibt (Quasihersteller), sofern diese außerhalb des Europä-
ischen Wirtschaftsraum (EWR) oder der Schweiz hergestellt
wurden.

- Handel mit Produkten, die der Versicherungsnehmer zum Ver-
trieb mit wirtschaftlichem Zweck im Rahmen seiner geschäftli-
chen Tätigkeit in den Geltungsbereich des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum eingeführt oder verbracht
hat (EWR-Importeur). Mitversichert ist jedoch der Import von
Erzeugnissen aus der Schweiz.

- wegen Schäden aus
- Herstellung von Produkten,
- Handel mit Produkten bei denen sich der Versicherungsnehmer

durch Anbringen seines Namens, seiner Marke oder eines an-
deren unterscheidungskräftigen Kennzeichens als Hersteller
ausgibt (Quasihersteller),

- Handel mit Produkten, die der Versicherungsnehmer zum Ver-
trieb mit wirtschaftlichem Zweck im Rahmen seiner geschäftli-
chen Tätigkeit in den Geltungsbereich des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum eingeführt oder verbracht
hat (EWR-Importeur),

- Montage von Produkten,
die dem Gesetz über Medizinprodukte (MPG) unterliegen oder
Teilen für Produkte, die dem MPG unterliegen, soweit die Teile er-
sichtlich für den Einbau in Medizinprodukte bestimmt waren.

- aus
(1) Besitz und Betrieb von Offshore-Risiken;
(2) Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung, Bau, Montage,
Demontage, Wartung, Instandhaltung von Offshore-Anlagen sowie
Wartungs-, Installations- oder sonstige Service-Leistungen im Zu-
sammenhang mit Offshore-Anlagen;
(3) Planung, Konstruktion, Herstellung, Lieferung von Erzeugnis-
sen, die ersichtlich für Offshore-Anlagen bestimmt waren. Offsho-
re-Risiken sind Bohranlagen aller Art, Produktionsplattformen mit
den zugehörigen Produktionsanlagen, Offshore-Lagerung von
Rohstoffen und Produkten, schwimmende Produktions- und Ver-
arbeitungsanlagen, Tiefsee-Tauchfördersysteme, schwimmende und
stationäre Lade- und Löschinseln, Offshore-Rohrleitungen, Seeka-
bel für Fernsprech- und Stromversorgungszwecke, Offshore-Wind-
kraftanlagen und künstlich aufgeschüttete Inseln und Kunsthäfen
im Seebereich.

- wegen Gesundheitsbeeinträchtigungen aus dem Konsum von Ta-
bak, Tabakprodukten (ausgenommen Nikotin als therapeutisches
Mittel) sowie von im Zusammenhang mit der
Endherstellung/Produktion solcher Tabakprodukte verwendeten
Zusatzstoffe (z. B. Filter). Dies gilt auch, soweit es sich um Haft-
pflichtansprüche von Personen handelt, die nicht selbst Tabakwa-
ren konsumiert haben (sogenannte Passivraucher). Dieser Aus-
schluss findet entsprechende Anwendung auf Gesundheitsbeein-
trächtigungen durch elektrische/elektronische Zigaretten oder die
verwendeten Inhalationsstoffe. Dabei bezieht sich der Ausschluss
für E-Zigaretten auch - insofern abweichend von Absatz 1 - auf die
Verwendung zu therapeutischen Zwecken.

- wegen
(1) Schäden, die auf Urea-Formaldehydschaum zurückzuführen
sind;
(2) Schäden in USA/US-Territorien oder Kanada, die in unmittel-
barem oder mittelbarem Zusammenhang mit Schimmelpilzen ste-
hen;
(3) Schäden, die auf Blei, bleihaltige Substanzen oder Erzeugnisse
zurückzuführen sind;
(4) Gesundheitsbeeinträchtigungen durch Silikate, silikathaltige
Substanzen oder Erzeugnisse (z. B. Kieselerde, Fasern oder Stäu-
be);
(5) Gesundheitsbeeinträchtigungen durch manganhaltige Dämpfe
oder Stäube (z. B. Schweißrauch).

5.2 Bahnen

Nicht versichert ist die Haftpflicht aus Besitz oder Betrieb von Bahnen
zur Beförderung von Personen oder Sachen sowie aus der selbständigen
und nichtselbständigen Teilnahme am Eisenbahnbetrieb.

5.3 Inländische Versicherungsfälle vor ausländischen Gerichten

Für Ansprüche, die vor ausländischen Gerichten geltend gemacht wer-
den, gilt:
Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden - abweichend von
Ziff. 6.5 AHB - als Leistungen auf die Versicherungssumme angerech-
net.

Kosten sind:
Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwen-
dungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens bei oder nach
Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermittlungskosten, auch
Reisekosten, die dem Versicherer nicht selbst entstehen. Das gilt auch
dann, wenn die Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

5.4 Kraft- und Wasserfahrzeuge

5.4.1 Nicht versichert ist die Haftpflicht
- wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter

oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers ver-
ursachen (siehe jedoch Ziff. 4.9);

- wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter
oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den
Gebrauch eines Wasserfahrzeuges verursachen oder für die sie als
Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch genom-
men werden.

5.4.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Ver-
sicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so
gilt das auch für alle anderen Versicherten.

5.4.3 Eine Tätigkeit der in Ziff. 5.4.1 genannten Personen an einem
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger oder Wasserfahrzeug ist kein
Gebrauch im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Personen
Halter oder Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei
nicht in Betrieb gesetzt wird.

5.5 Luftfahrzeuge

5.5.1 Nicht versichert und nur durch besonderen Vertrag versicherbar
ist die Haftpflicht wegen Schäden, die der Versicherungsnehmer, ein
Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder beauftragte Person
durch den Gebrauch eines Luftfahrzeuges verursachen oder für die sie
als Halter oder Besitzer eines Luftfahrzeuges in Anspruch genommen
werden.

5.5.2 Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versi-
cherungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so
gilt das auch für alle anderen Versicherten.

5.5.3 Nicht versichert und nur durch besonderen Vertrag versicherbar
ist die Haftpflicht aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von

Luftfahrzeugen oder Teilen für Luftfahrzeuge, soweit die Teile er-
sichtlich für den Bau von Luftfahrzeugen oder den Einbau in Luft-
fahrzeuge bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung,
Reparatur, Beförderung) an Luftfahrzeugen oder Luftfahrzeugtei-
len,

und zwar wegen Schäden an Luftfahrzeugen, der mit diesen beförderten
Sachen, der Insassen und allen sich daraus ergebenden Vermögens-
schäden sowie wegen sonstiger Schäden durch Luftfahrzeuge.

5.6 Teilnahme an Arbeits- und Liefergemeinschaften

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Teilnahme an Ar-
beits- oder Liefergemeinschaften, und zwar auch dann, wenn sich der
Haftpflichtanspruch gegen die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst
richtet.

5.6.1 Sind die Aufgaben nach Fachgebieten, Teilleistungen oder Bau-
abschnitten aufgeteilt, besteht Versicherungsschutz für Schäden, die der
Versicherungsnehmer verursacht hat, bis zu den vereinbarten Versiche-
rungssummen.

5.6.2 Sind die Aufgaben nicht nach Fachgebieten, Teilleistungen oder
Bauabschnitten aufgeteilt oder ist der schadenverursachende Arbeits-
oder Liefergemeinschaftspartner nicht zu ermitteln, so tritt der Versi-
cherer bis zur vereinbarten Versicherungssumme für den Anteil am
Schaden ein, der der prozentualen Beteiligung des Versicherungsneh-
mers an der Arbeits- oder Liefergemeinschaft entspricht. Dabei ist es
unerheblich, welcher Partnerfirma die schadenverursachenden Personen
oder Sachen (Arbeitsmaschinen, Baugeräte, Baumaterialien usw.) ange-
hören.

5.6.3 Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen bleiben Ansprüche we-
gen Schäden an den von den einzelnen Partnern in die Arbeits- oder
Liefergemeinschaft eingebrachten oder von der Arbeits- oder Lieferge-
meinschaft beschafften Sachen und allen sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden, gleichgültig, von wem die Schäden verursacht wurden.



5.6.4 Ebenso bleiben ausgeschlossen Ansprüche der Partner der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft untereinander sowie Ansprüche der Ar-
beits- oder Liefergemeinschaft gegen die Partner und umgekehrt.

5.6.5 Die Ersatzpflicht des Versicherers erweitert sich innerhalb der
vereinbarten Versicherungssummen über Ziff. 5.6.2 hinaus für den Fall,
dass über das Vermögen eines Partners das Insolvenzverfahren eröffnet
oder die Eröffnung mangels Masse abgelehnt worden ist und für diesen
Partner wegen Nichtzahlung seines Beitrages kein Versicherungsschutz
besteht. Ersetzt wird der dem Versicherungsnehmer zugewachsene An-
teil, soweit für ihn nach dem Ausscheiden des Partners und der dadurch
erforderlichen Auseinandersetzung ein Fehlbetrag verbleibt.

5.6.6 Versicherungsschutz im Rahmen der Ziff. 5.6.1 bis 5.6.4 besteht
auch für die Arbeits- oder Liefergemeinschaft selbst.

5.7 Embargobestimmung

Es besteht unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen Versiche-
rungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die Vertragsparteien
direkt anwendbare Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw.
Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutsch-
land entgegenstehen.
Dies gilt auch für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw.
Embargos, die durch die Vereinigten Staaten von Amerika im Hinblick
auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deut-
sche Rechtsvorschriften entgegenstehen.

6. Versehensklausel

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf versehentlich nicht
gemeldete, nach Beginn der Versicherung eingetretene Risiken, die im
Rahmen des versicherten Betriebes liegen und weder nach den Allge-
meinen noch Besonderen Bedingungen des Vertrages von der Versiche-
rung ausgeschlossen sind.
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, sobald er sich des Versäum-
nisses bewusst geworden ist, unverzüglich die entsprechende Anzeige
zu erstatten und den danach zu vereinbarenden Beitrag von Gefahre-
neintritt an zu entrichten.
Ziff. 7.10 (b) AHB bleibt unberührt; diese Deckungserweiterung findet
für die Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332) keine
Anwendung.

7. Nachhaftungsversicherung

Wird der Versicherungsvertrag allein aus Gründen der endgültigen und
völligen Betriebs- und/oder Produktions- und Liefereinstellung (nicht
aus irgendwelchen anderen Gründen, wie z. B. Änderung der Rechts-
form, Kündigung durch einen der Vertragspartner) beendigt, besteht
Versicherungsschutz im Umfang dieses Vertrages bis zu fünf Jahren
nach Vertragsbeendigung.
Die Nachhaftungsversicherung umfasst nach Beendigung des Vertrages
eintretende Versicherungsfälle, die durch eine betriebliche bzw. beruf-
liche Tätigkeit vor diesem Zeitpunkt herbeigeführt wurden.
Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit im
Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses geltenden
Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils
der Versicherungssumme des Versicherungsjahres, in dem das Versi-
cherungsverhältnis endet.
Für Schäden durch Umwelteinwirkung richtet sich die Nachhaftungs-
versicherung ausschließlich nach den Risikobeschreibungen und Be-
sonderen Bedingungen zur Umwelthaftpflicht-Basisversicherung (Form
1.20.332).

8. Selbstbeteiligungen

Der Versicherungsnehmer hat von jedem
- Schaden durch Abwässer, Erdrutschungen gem. Ziff. 4.3,
- Schaden in USA, den US-Territorien oder Kanada gem. Ziff.

4.5.1 und/oder den damit zusammenhängenden Aufwendungen des
Versicherers für Kosten,

- Bearbeitungsschaden gem. Ziff. 4.6,
- Be- und Entladeschaden gem. Ziff. 4.7,
- Leitungsschaden gem. Ziff. 4.10,
- Mietsachschaden gem. Ziff. 4.12,
250,- Euro selbst zu tragen.
- Mietsachschaden an Arbeitsgeräten gem. Ziff. 4.17
- Mietsachschaden an beweglichen Sachen gem. Ziff. 4.21
500,- Euro selbst zu tragen.
- Bearbeitungsschaden an Fremdmaterial gem. Ziff. 4.6.3
1000,- Euro selbst zu tragen.

Auf die Selbstbeteiligung für Schäden durch Umwelteinwirkung gem.
den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen zur Umwelt-
haftpflicht-Basisversicherung (Form 1.20.332) wird hingewiesen.

9. Privathaftpflichtversicherung

Versichert ist
- soweit beantragt und im Versicherungsschein dokumentiert -
- bei Einzelpersonen oder Einzelunternehmen für den Versicherungs-

nehmer;
- bei einer anderen Unternehmensform für die im Versicherungs-

schein und/oder seinen Nachträgen namentlich benannte Person
die Privathaftpflicht, soweit nicht durch eine andere Versicherung für
dieses Risiko Versicherungsschutz besteht.
Der Umfang des Versicherungsschutzes richtet sich nach den Risiko-
beschreibungen und Besonderen Bedingungen zur Privathaftpflichtver-
sicherung (Form 1.20.417).
Die Privathaftpflichtversicherung ist ein rechtlich selbständiger Vertrag.
Sie erlischt mit dem Ausscheiden der versicherten Person aus dem Be-
trieb, spätestens jedoch mit Beendigung dieses Vertrages.
Bei Umwandlung des Vertrages in eine Nachhaftungsversicherung
(Ziff. 7) entfällt die Mitversicherung der Privathaftpflichtversicherung;
Versicherungsschutz für dieses Risiko muss dann besonders beantragt
werden.



(Umwelthaftpflicht-Basisversicherung)
im Rahmen der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung
für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden durch Umwelteinwirkung
Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen
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Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist - abweichend von Ziff. 7.10 (b) AHB - im Rahmen
und Umfang des Vertrages die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen
Inhalts des Versicherungsnehmers wegen Personen- und Sachschäden
durch Umwelteinwirkung, wenn diese Umwelteinwirkung nicht von
Anlagen oder Tätigkeiten ausgeht oder ausgegangen ist, die unter
Ziff. 2 fallen.
Mitversichert sind gem. Ziff. 2.1 AHB Vermögensschäden aus der
Verletzung von Aneignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und
ausgeübten Gewerbebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder
-befugnissen. Sie werden wie Sachschäden behandelt.

1.2 Die in den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen zur
Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung dieses Vertrages enthalte-
nen Vereinbarungen gelten - soweit nicht ausdrücklich etwas anderes
bestimmt ist - auch im Rahmen der Umwelthaftpflicht-Basisversiche-
rung.

1.3 Eingeschlossen sind im Umfang der Deckung gem. Ziff. 1.1 - teil-
weise abweichend von Ziff. 7.14 AHB - gesetzliche Haftpflichtansprü-
che wegen Sachschäden, welche durch Abwässer entstehen.

1.4 Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn gelagerte Stoffe bei
ihrer Verwendung im räumlichen und gegenständlichen Zusammenhang
mit versicherten Anlagen in Boden, Luft oder Wasser (einschl. Gewäs-
ser) gelangen, ohne in diese eingebracht oder eingeleitet zu sein.

1.5 Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf die Haftpflicht
wegen Schäden eines Dritten, die dadurch entstehen, dass Stoffe in Ab-
wässer und mit diesen in Gewässer gelangen.

1.6 Die Bestimmungen der Ziff. 3.1 (3) und der Ziff. 4 AHB - Vorsor-
geversicherung - finden für Risiken gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 und Ziff. 3.2
Abs. 3 keine Anwendung. Der Versicherungsschutz für neue Risiken
bedarf insoweit besonderer Vereinbarung. Ziff. 3.1 (2) und 3.2 AHB -
Erhöhungen und Erweiterungen - findet ebenfalls keine Anwendung;
hiervon unberührt bleiben mengenmäßige Veränderungen von Stoffen
innerhalb versicherter Risiken.

2. Risikobegrenzung

Nicht versichert ist die Haftpflicht wegen Umwelteinwirkungen aus

2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht
unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).

2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder dem Einbringen
oder Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Ge-
wässer derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Be-
schaffenheit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsneh-
mer (Abwasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen/Pflichtversicherung).

2.6 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 oder Teilen,
die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind (Umwelt-Regressri-
siko).
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3. Erweiterungen des Versicherungsschutzes

3.1 Kleingebinde, mobile Anlagen
Abweichend von Ziff. 2.1 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus der Lagerung gewässerschädlicher Stoffe
- in Kleingebinden bis max. 250 kg/l je Einzelgebinde und einer Ge-

samtmenge von max. 2.000 kg/l auf dem Betriebsgrundstück;
- in mobilen Anlagen auf Baustellen.

3.2 Fett-, Benzin- und Ölabscheider
Abweichend von Ziff. 2.4 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers als Inhaber oder Betreiber von Fett-, Benzin-
und Ölabscheidern.

3.3 Umwelt-Regressrisiko
Abweichend von Ziff. 2.6 ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des
Versicherungsnehmers aus Planung, Herstellung, Lieferung, Montage,
Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen gem.
Ziff. 2.1 bis 2.5 oder Teilen, die ersichtlich für derartige Anlagen be-
stimmt sind, wenn der Versicherungsnehmer nicht selbst Inhaber der
Anlagen ist.
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles werden unter den in
Ziff. 5 genannten Voraussetzungen durch den Versicherer ersetzt, so-
fern Regressansprüche des Inhabers der Anlage gegen den Versiche-
rungsnehmer bestehen können.
Nicht versichert bleibt die Haftpflicht aus Planung, Herstellung, Liefe-
rung, Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen
zur Endablagerung von Abfällen oder Teilen, die ersichtlich für derarti-
ge Anlagen bestimmt sind.

4. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist - abweichend von Ziff. 1.1 AHB - die nachprüfba-
re erste Feststellung des Personenschadens (Tod, Verletzung oder Ge-
sundheitsschädigung von Menschen), Sachschadens (Beschädigung oder
Vernichtung von Sachen) oder eines gem. Ziff. 1.1 mitversicherten
Vermögensschadens durch den Geschädigten, einen sonstigen Dritten
oder den Versicherungsnehmer.
Der Versicherungsfall muss während der Wirksamkeit der Versiche-
rung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob zu diesem
Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des Schadens oder die Mög-
lichkeit zur Erhebung von Haftpflichtansprüchen erkennbar war.

5. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

5.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall ein-
getreten ist,
- nach einer Störung des Betriebes
oder
- aufgrund behördlicher Anordnung
Aufwendungen des Versicherungsnehmers für Maßnahmen zur Ab-
wendung oder Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Per-
sonen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens.
Die Feststellung der Störung des Betriebes oder die behördliche An-
ordnung müssen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei
maßgeblich der frühere Zeitpunkt ist.

5.2 Aufwendungen aufgrund behördlicher Anordnungen im Sinne der
Ziff. 5.1 werden unter den dort genannten Voraussetzungen unbescha-
det der Tatsache übernommen, dass die Maßnahmen durch den Versi-
cherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvornahme durch die Behörde
ausgeführt werden.

5.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
- dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Be-

triebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen
und

- alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Um-
fang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern
und

- auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen be-
hördliche Anordnungen einzulegen

oder
- sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

5.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Auf-
wendungen gem. Ziff. 5 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwen-
digen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 5.3 genannten
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, etwai-
ge über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen hin-
ausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens des
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Be-
weislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der
Versicherungsnehmer.
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz et-
waiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der
Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

5.5 Aufwendungen werden im Rahmen der vereinbarten Versiche-
rungssumme und der Jahreshöchstersatzleistung bis zu einem Gesamt-
betrag von 100.000,- Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher
Anordnung ersetzt. Dieser Betrag steht je Versicherungsjahr maximal
zweimal zur Verfügung.
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen eine Selbstbetei-
ligung (siehe Ziff. 7.3) zu tragen.
Kommt es trotz Durchführung der Maßnahmen zu einem Schaden, so
werden die vom Versicherer ersetzten Aufwendungen auf die für den
Versicherungsfall maßgebende Versicherungssumme angerechnet, es sei
denn, dass der Ersatz dieser Aufwendungen im Rahmen der Jahres-
höchstersatzleistung eines früheren Versicherungsjahres die Ersatzlei-
stung für Versicherungsfälle tatsächlich gemindert hat.

5.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Falle Aufwendungen - auch soweit
sie sich mit Aufwendungen i. S. d. Ziff. 5.1 decken - zur Erhaltung,
Reparatur, Erneuerung, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von
Betriebseinrichtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, ge-
pachtete, geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche,
die früher im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwendung oder
Minderung eines sonst unvermeidbar eintretenden Personen-, Sach-
oder gem. Ziff. 1.1 mitversicherten Vermögensschadens, falls Betriebs-
einrichtungen, Grundstücke oder Sachen des Versicherungsnehmers,
die von einer Umwelteinwirkung nicht betroffen sind, beeinträchtigt
werden müssen. Eintretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

6. Nicht versicherte Tatbestände

Nicht versichert sind

6.1 Ansprüche wegen Schäden, die dadurch entstehen oder entstanden
sind, dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen diese Stoffe
verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, verdampfen, verdunsten oder
durch ähnliche Vorgänge in den Boden oder ein Gewässer gelangen.
Das gilt nicht, soweit solche Vorgänge auf einer Störung des Betriebes
beruhen.

6.2 Ansprüche wegen Schäden, die durch betriebsbedingt unvermeid-
bare, notwendige oder in Kauf genommene Umwelteinwirkungen ent-
stehen.
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer den Nachweis erbringt,
dass er nach dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der schadenur-
sächlichen Umwelteinwirkungen unter den Gegebenheiten des Einzel-
falles die Möglichkeiten derartiger Schäden nicht erkennen musste.

6.3 Ansprüche wegen bei Vertragsbeginn bereits eingetretener Schäden.
Dies gilt nicht, sofern der unmittelbare Vorversicherer des Umwelt-
haftpflichtrisikos ausschließlich wegen Ablaufs der Nachhaftungsdauer
analog Ziff. 8.1 dieser Bedingungen keine Deckung zu gewähren hat.
Nachweispflichtig hierfür ist der Versicherungsnehmer. Alle derartigen
Versicherungsfälle werden ausschließlich dem ersten Versicherungsjahr
dieses Vertrages zugeordnet. Siehe insofern auch Ziff. 7.1 dieser Bedin-
gungen.

6.4 Ansprüche wegen Schäden, für die nach Maßgabe früherer Ver-
sicherungsverträge (unabhängig von dem Umfang und der Höhe der
Deckung durch diese früheren Verträge) Versicherungsschutz besteht
oder hätte beantragt werden können.

6.5 Ansprüche wegen Schäden, die sich daraus ergeben, dass der Ver-
sicherungsnehmer nach Beginn des Versicherungsverhältnisses Grund-
stücke erwirbt oder in Besitz nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits
von einer Umwelteinwirkung betroffen waren.

6.6 Ansprüche wegen Schäden aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von
Anlagen oder Einrichtungen zur Endablagerung von Abfällen.



6.7 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse, durch Arbeiten oder sonstige
Leistungen entstehen, nachdem der Versicherungsnehmer die Erzeug-
nisse in den Verkehr gebracht, die Arbeiten abgeschlossen oder die
Leistungen ausgeführt hat (Produkthaftpflicht).
Für das Umwelt-Regressrisiko gem. Ziff. 3.3 gilt dieser Ausschluss in-
soweit nicht, siehe aber Ziff. 3.3 Abs. 3.

6.8 Ansprüche wegen Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer
hergestellte oder gelieferte Abfälle entstehen, nachdem der Versiche-
rungsnehmer diese in den Verkehr gebracht hat.

6.9 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie be-
wusst von Gesetzen, Verordnungen oder an den Versicherungsnehmer
gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die dem
Umweltschutz dienen, abweichen.

6.10 Ansprüche gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden
Mitversicherten), die den Schaden dadurch verursachen, dass sie es be-
wusst unterlassen, die vom Hersteller gegebenen oder nach dem Stand
der Technik einzuhaltenden Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen
für Anwendung, regelmäßige Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen
zu befolgen oder notwendige Reparaturen bewusst nicht ausführen.

6.11 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung des Erbgutes
(Genom), die ab der zweiten Generation eintreten.

6.12 Ansprüche wegen Schäden infolge der Veränderung der Lager-
stätte des Grundwassers oder seines Fließverhaltens.

7. Versicherungssummen/Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung

7.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Versicherungssum-
men der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung. Diese bilden die
Höchstgrenze bei jedem Versicherungsfall. Dies gilt auch dann, wenn
sich der Versicherungsschutz auf mehrere entschädigungspflichtige
Personen erstreckt.

7.2 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung und/oder der
Nachhaftungszeit gem. Ziff. 8 eintretende Versicherungsfälle
- durch dieselbe Umwelteinwirkung
- durch mehrere unmittelbar auf derselben Ursache oder unmittelbar

auf den gleichen Ursachen beruhenden Umwelteinwirkungen, wenn
zwischen gleichen Ursachen ein innerer, insbesondere sachlicher
und zeitlicher, Zusammenhang besteht,

gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als ein-
getreten gilt.
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

7.3 Der Versicherungsnehmer hat
- bei jedem Versicherungsfall,
- bei Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles
250,- Euro selbst zu tragen.

8. Nachhaftung

8.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Personen-, Sach- oder gem. Ziff. 1.1 mitversi-
cherte Vermögensschäden weiter, die während der Wirksamkeit der
Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Beendigung des
Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren, mit folgender
Maßgabe:
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom

Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an ge-
rechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit
im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses gel-
tenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres,
in dem das Versicherungsverhältnis endet.

8.2 Ziff. 8.1 gilt für den Fall entsprechend, dass während der Laufzeit
des Versicherungsverhältnisses ein versichertes Risiko teilweise wegfällt,
mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten
Risikos abzustellen ist.

9. Versicherungsfälle im Ausland

9.1 In Ergänzung der für die Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversiche-
rung vereinbarten Bestimmungen zum Auslandsschutz besteht auch
Versicherungsschutz für im Ausland eintretende Versicherungsfälle, die
auf eine Umwelteinwirkung im Inland zurückzuführen sind.

9.2 Für Tätigkeiten im Ausland sowie für Planung, Herstellung oder
Lieferung von Anlagen oder Teilen gem. Ziff. 3.3, die ersichtlich für das
Ausland bestimmt waren, richtet sich der Versicherungsschutz ebenfalls
nach den Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen zur Be-
triebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung.
Zusätzlich gelten jedoch folgende Einschränkungen:
Versicherungsschutz besteht nur für solche Personen- und Sachschä-
den, die Folgen einer plötzlichen und unfallartigen Störung des bestim-
mungsgemäßen Betriebes sind. Ziff. 6.2 Abs. 2 findet keine Anwen-
dung.
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gem. Ziff. 5 werden
nicht ersetzt.
Nicht versichert sind Vermögensschäden aus der Verletzung von An-
eignungsrechten, des Rechts am eingerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb, wasserrechtlichen Benutzungsrechten oder -befugnissen gem.
Ziff.1.8 Abs. 2.



im Rahmen der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung
für die Versicherung der Haftpflicht privater Risiken
Risikobeschreibungen und Besondere Bedingungen

Inhaltsübersicht

I. Versichertes Risiko

- soweit beantragt und dokumentiert -

1. Privat-Haftpflichtversicherung
und/oder

2. Private Tierhalter-Haftpflichtversicherung

II. Vertragsgrundlagen

III. Allgemeine Bestimmungen

1. Mitversicherte Personen
2. Gewässerschadenrisiko
3. Mietsachschäden
4. Vermögensschäden
5. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge
6. Fortsetzung der Versicherung nach dem Tode des Versicherungs-

nehmers

IV. Besondere Bestimmungen zur Privat-Haftpflichtversicherung

- soweit beantragt und dokumentiert -

1. Mitversicherte Risiken
2. Versicherungsfälle im Ausland
3. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln
4. Schäden durch mitversicherte deliktsunfähige Kinder
5. Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung
6. Sachschäden durch häusliche Abwässer
7. Gefälligkeitsschäden
8. Tagesmutter
9. Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehand-

lung oder sonstigen Diskriminierungen
10. Forderungsausfallversicherung und Spezialschadenersatzrechts-

schutz

V. Besondere Bestimmungen zur Privaten Tierhalter-Haftpflicht-
versicherung

- soweit beantragt und dokumentiert -

1. Mitversicherte Risiken
2. Versicherungsfälle im Ausland
3. Nicht versicherte Risiken

I. Versichertes Risiko

Versichert ist,
- soweit beantragt und im Versicherungsschein dokumentiert -
die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers
1. als Privatperson aus den Gefahren des täglichen Lebens und nicht

aus den Gefahren eines Betriebes, Gewerbes oder Berufes.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungs-
nehmers aus
(1) den Gefahren eines Dienstes, Amtes (nicht Ehrenamtes), einer

verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art
(2) oder einer ungewöhnlichen und gefährlichen Beschäftigung.

(Privat-Haftpflichtversicherung)
und/oder
2. als privater Tierhalter der im Versicherungsschein oder seinen

Nachträgen genannten Tiere sowie deren bis zu 6 Monate alten
Jungtiere (bei Pferdehaltung bis zu 12 Monate alten Fohlen).
(Private Tierhalter-Haftpflichtversicherung)

II. Vertragsgrundlagen

Der Versicherungsschutz richtet sich nach den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHB) und den fol-
genden Bestimmungen.
Bei der Mitversicherung privater Risiken im Rahmen der Betriebs- und
Berufshaftpflichtversicherung handelt es sich um einen rechtlich selb-
ständigen Vertrag. Der Vertrag endet mit dem Ausscheiden des/der
Versicherten aus den Diensten des Versicherungsnehmers, spätestens
jedoch mit Beendigung der Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung
(siehe jedoch Ziff. III.6).
Bei Umwandlung der Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherung in eine
Nachhaftungsversicherung entfällt der Versicherungsschutz für private
Risiken. Versicherungsschutz hierfür muss dann gesondert beantragt
werden.

III. Allgemeine Bestimmungen

1. Mitversicherte Personen

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht

1.1 des Ehegatten oder eingetragenen Lebenspartners*) des Versiche-
rungsnehmers;

1.2 ihrer unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft*) lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekin-
der), bei volljährigen Kindern jedoch nur, solange sie sich noch in einer
Schul- oder Berufsausbildung befinden (berufliche Ausbildung - Lehre
und/oder Studium -, nicht Referendarzeit, Fortbildungsmaßnahmen
und dgl.).
Handelt es sich um eine zweite Berufsausbildung, besteht nur dann
Versicherungsschutz, wenn zwischen der ersten und der zweiten Be-
rufsausbildung weder einer Berufstätigkeit nachgegangen worden ist
noch eine Beschäftigung als Zeit- oder Berufssoldat lag.
Bei Ableistung des Grundwehr- oder Zivildienstes (einschließlich des
freiwilligen zusätzlichen Wehrdienstes) vor, während oder im Anschluss
an die Berufsausbildung bleibt der Versicherungsschutz bestehen;

1.3 der in häuslicher Gemeinschaft lebenden unverheirateten und nicht
in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden Kinder (auch
Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) mit geistiger Behinderung;
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1.4 sonstiger mindestens drei Monate im Haushalt des Versicherungs-
nehmers lebender Personen (z. B. Verwandte, Austauschschüler oder
Au Pair), soweit kein anderer Versicherungsschutz besteht;

1.5 der im Haushalt des Versicherungsnehmers beschäftigten Personen
gegenüber Dritten aus dieser Tätigkeit. Das gleiche gilt für Personen,
die aus Arbeitsvertrag oder gefälligkeitshalber Wohnung, Haus und
Garten betreuen oder den Streudienst versehen.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des
Versicherungsnehmers oder bei der Verrichtung vorübergehender be-
trieblicher Tätigkeiten auf einer gemeinsamen Betriebsstätte gemäß
dem Sozialgesetzbuch Teil VII (SGB VII) handelt;

1.6 des in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer le-
benden Partners einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen
Kinder - diese entsprechend Ziff. 1.2 und 1.3 - nach Maßgabe der fol-
genden Bestimmungen.
Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte Partner müssen un-
verheiratet sein.
Gegenseitige Ansprüche sind von der Versicherung ausgeschlossen, mit
Ausnahme der nach § 116 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Teil X (SGB X) und
§ 86 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) übergegangenen Regressan-
sprüche der Sozialversicherungsträger, Träger der Sozialhilfe und pri-
vaten Krankenversicherungsträger.
Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht auch
Kinder des Versicherungsnehmers sind, endet mit der Aufhebung der
häuslichen Gemeinschaft zwischen dem Versicherungsnehmer und dem
Partner.
Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt für den überlebenden
Partner und dessen Kinder Ziff. 6 sinngemäß.

*) Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetragenen
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder
einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht anderer Staaten
lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaft gelten auch die den Partner-
schaften im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes vergleichbaren
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten.

2. Gewässerschadenrisiko

2.1 Gegenstand der Versicherung
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschäden wie
Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers wegen Schäden infolge von Veränderungen der phy-
sikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines Gewäs-
sers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden) mit Ausnahme
der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewässer-
schädlichen Stoffen (z. B. Heizöltanks) und aus der Verwendung dieser
Stoffe.
Nicht als Anlagenrisiko in diesem Sinne gelten gewässerschädliche
Stoffe
- in Kleingebinden oder sonstigen Behältern bis zu einem Gesamt-

fassungsvermögen von max. 500 l/kg. Kein Versicherungsschutz -
auch nicht über Ziff. 3.1 AHB (Erhöhungen und Erweiterungen des
Risikos) besteht für Haftpflichtansprüche, die aus
Anlagen/Behältern entstehen, wenn das Gesamtfassungsvermögen
von 500 l/kg überschritten wird;

- in ausschließlich privat genutzten Abwassergruben.

2.2 Rettungskosten
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungsnehmer im Ver-
sicherungsfall zur Abwendung oder Minderung des Schadens für gebo-
ten halten durfte (Rettungskosten), sowie außergerichtliche Gutachter-
kosten werden vom Versicherer insoweit übernommen, als sie zusam-
men mit der Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für
Sachschäden nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt
es bei der Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Haftpflichtversicherung (AHB).
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und außerge-
richtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu ersetzen, als sie zu-
sammen mit der Entschädigung die Versicherungssumme für Sachschä-
den übersteigen. Eine Billigung des Versicherers von Maßnahmen des
Versicherungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung
des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers.

2.3 Ausschlüsse
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche
- gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-

cherten), die den Schaden durch bewusstes Abweichen von dem
Gewässerschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Versi-
cherungsnehmer gerichteten behördlichen Anordnungen oder Ver-
fügungen herbeigeführt haben;

- wegen Schäden, die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignis-
sen, anderen feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen,
Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundesland)
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher
Hand beruhen. Das gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt,
soweit sich elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

3. Mietsachschäden

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und sonstigen zu
privaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden und alle sich da-
raus ergebenden Vermögensschäden. Bei gemieteten Ferienwohnungen
und -häusern und Hotelzimmern ist auch die Beschädigung der dazu
gehörenden Einrichtungsgegenständen (Mobiliar, Heimtextilien, Ge-
schirr) mitversichert.
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche
- wegen Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung;
- wegen Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwas-

serbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten;
- wegen Glasschäden, soweit sich der Versicherungsnehmer hierge-

gen besonders versichern kann;
- Schäden infolge von Schimmelbildung
- wegen Schäden, die unter den Regressverzicht nach dem Abkom-

men der Feuerversicherer bei übergreifenden Versicherungsfällen
fallen. (Anmerkung: Der Wortlaut des Abkommens steht auf An-
forderung zur Verfügung.)

Die Höchstersatzleistung beträgt unter Anrechnung auf die für Sach-
schäden vereinbarte Versicherungssumme je Versicherungsfall 1 Mil-
lion Euro, begrenzt auf 3 Millionen Euro für alle Versicherungsfälle ei-
nes Versicherungsjahres.

4. Vermögensschäden

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht wegen Vermögensschäden
im Sinne der Ziff. 2 AHB wegen Versicherungsfällen, die während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind.
Ausgeschlossen sind Ansprüche wegen Schäden
- durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für

seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen,
erbrachte Arbeiten oder sonstige Leistungen;

- aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfender
oder gutachtlicher Tätigkeit;

- aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich
verbundene Unternehmen;

- aus Vermittlungsgeschäften aller Art;
- aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung;
- aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder

ähnlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen aller Art, aus Kas-
senführung sowie aus Untreue und Unterschlagung;

- aus Rationalisierung und Automatisierung;
- aus Datenerfassung, - speicherung, -sicherung, -wiederherstellung;
- aus Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektronischer Daten;
- aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-

rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts;
- aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-

anschlägen;
- aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemaliges oder

gegenwärtiges Mitglied von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderen vergleichbaren Leitungs- und Auf-
sichtsgremien oder Organen im Zusammenhang stehen;

- aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung;

- aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld,
Wertpapieren und Wertsachen.



5. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge

Nicht versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters
oder Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs wegen Schäden,
die durch den Gebrauch des Fahrzeugs verursacht werden.
Versichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden, die
verursacht werden

5.1 durch den Gebrauch von
- nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden Kraft-

fahrzeugen und Kraftfahrzeugen mit Anhängern;
- Kraftfahrzeugen, z. B. Krankenfahrstühle, mit nicht mehr als 6

km/h Höchstgeschwindigkeit;
- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h

Höchstgeschwindigkeit;
- nicht versicherungspflichtigen Anhängern;
Hierfür gilt:
Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziff. 3.1 (2) AHB und in
Ziff. 4.3 (1) AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht wer-
den. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen
oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahr-
zeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

5.2 durch den Gebrauch von Luftfahrzeugen, die nicht der Versiche-
rungspflicht unterliegen;

5.3 durch den Gebrauch von Wassersportfahrzeugen, ausgenommen
eigene Segelboote und eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit
Motoren - auch Hilfs- oder Außenbordmotoren - oder Treibsätzen.
Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von fremden Was-
sersportfahrzeugen mit Motoren, soweit für das Führen keine behörd-
liche Erlaubnis erforderlich ist.

5.4 durch den Gebrauch von ferngelenkten Land- und Wasser-Modell-
fahrzeugen.

6. Fortsetzung der Haftpflichtversicherung nach dem Tode des
Versicherungsnehmers

Für den nach Ziff. 1 mitversicherten Ehegatten oder eingetragenen Le-
benspartner des Versicherungsnehmers und deren Kinder sowie die
Kinder des Versicherungsnehmers besteht der bedingungsgemäße Ver-
sicherungsschutz im Falle des Todes des Versicherungsnehmers bis zur
nächsten Beiragsfälligkeit fort. Ab diesem Zeitpunkt muss Versiche-
rungsschutz gesondert beantragt werden.

IV. Besondere Bestimmungen zur Privat-Haftpflicht-
versicherung

Versicherungsschutz nach Teil IV besteht nur, soweit dies beantragt und
im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Mitversicherte Risiken

Mitversichert ist
insbesondere die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers

1.1 als Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der Aufsichtspflicht
über Minderjährige);

1.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tätigen Personen;

1.3 als Inhaber
- einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnungen (bei Woh-

nungseigentum als Sondereigentümer), einschließlich Ferienwoh-
nung (hierzu zählt auch ein auf Dauer abgestellter Wohnwagen).
Bei Sondereigentümern sind versichert Haftpflichtansprüche der
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer wegen Beschädigung des
Gemeinschaftseigentums. Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch
nicht auf den Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Ei-
gentum;

- eines im Inland gelegenen Ein- bzw. Zweifamilienhauses;
- eines im Inland gelegenen Wochenend-/Ferienhauses;
sofern sie vom Versicherungsnehmer ausschließlich zu Wohnzwecken
verwendet werden, einschließlich der zugehörigen Garagen und Gärten
sowie eines Schrebergartens.
- einer Photovoltaikanlage, die sich auf den gemäß Ziff. 1.3 versich-

cherten Immobilien mit dem dazugehörigen Grundstück befindet.
Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht
- aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in

den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche In-
standhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und Schneeräumen
auf Gehwegen);

- als Wohnungsinhaber aus der durch Mietvertrag, Dauernutzungs-
vertrag u.ä. übernommenen Streu- und Reinigungspflicht;

- aus dem Miteigentum von zum mitversicherten Ein- bzw. Zweifa-
milienhaus, Wochenend- oder Ferienhaus gehörenden Gemein-
schaftsanlagen, z. B. gemeinschaftliche Gartenanlagen, Wohnwege,
Garagenhöfe, Abstellplätze für Mülltonnen;

- aus der Vermietung einer im Inland gelegenen Eigentumswohnung,
nicht Ferienwohnung. Wird mehr als eine Eigentumswohnung ver-
mietet, entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB);

- aus der Vermietung von einzelnen Wohnräumen und/oder einer
Einliegerwohnung sowie von Garagen und Räumen zu gewerbli-
chen Zwecken;

- als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neubauten, Um-
bauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu einer Bau-
summe von 100.000,- Euro je Bauvorhaben. Wird dieser Betrag
überschritten, so entfällt die Mitversicherung. Es gelten dann die
Bestimmungen über die Vorsorgeversicherung (Ziff. 4 AHB);

- als früherer Besitzer aus § 836 Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung
bis zum Besitzwechsel bestand;

- als Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft;

1.4 als Radfahrer;

1.5 als Surfer, auch Windsurfer, mit eigenen und fremden Brettern so-
wie als Kite-Surfer mit eigenen Geräten, soweit keine Versicherungs-
pflicht besteht;

1.6 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen ist eine jagdliche Be-
tätigung und die Teilnahme an Pferde-, Rad- oder Kraftfahrzeug-Ren-
nen sowie die Vorbereitung hierzu (Training);

1.7 aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Gebrauch von
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, nicht
jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen;

1.8 aus der Benutzung fremder Pferde zu privaten Zwecken (z.B. Rei-
ten) oder die Benutzung fremder Fuhrwerke zu privaten Zwecken.
Schäden an den benutzten Pferden oder Fuhrwerken bleiben ausge-
schlossen;

1.9 als Halter oder Hüter von zahmen Haustieren, gezähmten Klein-
tieren, Bienen, nicht jedoch - auch nicht über Ziff. 3.1 AHB - von
Hunden (ausgenommen Blindenhunde-, Behindertenbegleit- sowie Hör-
und Signalhunde), Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren,
wilden Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder landwirt-
schaftlichen Zwecken gehalten werden.
Versichert ist jedoch die gesetzliche Haftpflicht aus dem nicht gewerbs-
mäßigen Hüten fremder Hunde und/oder Pferde, soweit nicht Versi-
cherungsschutz über eine Tierhalter-Haftpflichtversicherung des Tier-
halters besteht. Kein Versicherungsschutz besteht für das Hüten von
Kampfhunden i.S.v. Ziff. V. 3 Abs. 2.
Ausgeschlossen sind Schäden an den zur Beaufsichtigung übernomme-
nen Tieren.

2. Versicherungsfälle im Ausland

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen.
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorübergehenden
Nutzung oder Anmietung (nicht dem Eigentum) von im Ausland gele-
genen Wohnungen und Häusern gem. Ziff. 1.3.
Mitversichert ist ferner die gesetzliche Haftpflicht aus dem Eigentum
von Wohnungen und Häusern einschließlich der dazugehörigen Gara-
gen und Gärten, die in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Union
oder der EFTA ( Island, Liechtenstein, Norwegen und Schweiz) gelegen
sind, sofern sie vom Versicherungsnehmer ausschließlich zu eigenen
Wohnzwecken verwendet werden.



Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Währungs-
union angehören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.
Wegen Versicherungsfällen im Ausland aus dem Austausch, der Über-
mittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im Internet,
per E-Mail oder mittels Datenträger, siehe Ziff. 5.3.

3. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln

Eingeschlossen ist - in Ergänzung zu Ziff. 2 AHB und abweichend von
Ziff. 7.6 AHB - die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkommen
von fremden, zu privaten Zwecken - nicht berufsbezogen - genutzten
Schlüsseln (auch General-/Hauptschlüssel für eine zentrale Schließanla-
ge), die sich rechtmäßig im Gewahrsam des Versicherten befunden ha-
ben). Code-Karten zur Zugangsberechtigung gelten als Schlüssel.
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflichtan-
sprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechselung von
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Sicherungs-
maßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, ge-
rechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des Schlüssels fest-
gestellt wurde.
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche aus allen sonstigen Fol-
geschäden eines Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs).
Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von Schlüsseln für
Tresore, Möbel und sonstige bewegliche Sachen.
Die Höchstersatzleistung beträgt unter Anrechnung auf die für Sach-
schäden vereinbarte Versicherungssumme 25.000,- Euro je Versiche-
rungsfall, begrenzt auf 75.000,- Euro für alle Versicherungsfälle eines
Versicherungsjahres.
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 50,- Euro selbst zu
zahlen.

4. Schäden durch mitversicherte deliktsunfähige Kinder

Der Versicherer wird sich nicht auf eine Deliktsunfähigkeit von mit-
versicherten Kindern berufen, wenn dies der Versicherungsnehmer
wünscht. Dies gilt nicht soweit
- ein anderer Versicherer (z. B. Sozialversicherungsträger) leistungs-

pflichtig ist,
- der Geschädigte selbst aufsichtspflichtig war oder
- der Geschädigte von einem Dritten (z. B. Aufsichtspflichtigen), der

nicht Versicherter dieses Vertrages ist, Schadenersatz erlangen
kann.

Die Höchstersatzleistung beträgt unter Anrechnung auf die Vertrags-
versicherungssumme 5.000,- Euro je Versicherungsfall, begrenzt auf
15.000,- Euro für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

5. Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung

5.1 Eingeschlossen ist - insoweit abweichend von Ziff. 7.15 AHB - die
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers wegen Schäden aus
dem Austausch, der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer
Daten, z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels Datenträger,
soweit es sich handelt um Schäden aus
(1) der Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verän-
derung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-
Viren und/oder andere Schadprogramme;
(2) der Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichter-
fassung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten und zwar
wegen
- sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch

weiterer Datenveränderungen, sowie
- der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw.

Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster
Daten;

(3) Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaustausch.
Für Ziff. 5.1 (1) bis 5.1 (3) gilt:
Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutauschenden, zu
übermittelnden, bereitgestellten Daten durch Sicherheitsmaßnahmen
und/oder -techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder ge-
prüft werden bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entspre-
chen. Diese Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen.

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so gilt Ziff. 26
AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten).

5.2 Im Rahmen der im Versicherungsschein und seinen Nachträgen
ausgewiesenen Versicherungssumme für das Privathaftpflicht-Risiko
beträgt die Versicherungssumme 1 Million Euro pauschal für Perso-
nen-, Sach- und Vermögensschäden. Abweichend von Ziff. 6.2 AHB
stellt diese zugleich die Höchstersatzleistung für alle Versicherungsfälle
eines Versicherungsjahres dar.
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Ver-
sicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des
ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese
- auf derselben Ursache;
- auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und

zeitlichem Zusammenhang oder
- auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektroni-

scher Daten mit gleichen Mängeln
beruhen.
Ziff. 6.3 AHB wird gestrichen.

5.3 Versicherungsschutz besteht - insoweit abweichend von Ziff. 7.9
AHB - für Versicherungsfälle im Ausland.
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten geltend
gemacht werden.
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Währungs-
union angehören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

5.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tätig-
keiten und Leistungen:
- Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege;
- IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung;
- Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung,

-pflege;
- Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-

Providing;
- Betrieb von Datenbanken.

5.5 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche
(1) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass der Versicherungsneh-
mer bewusst
- unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennetze ein-

greift (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks),
- Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstören

oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde);
(2) die in engem Zusammenhang stehen mit
- massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch

übertragenen Informationen (z. B. Spamming),
- Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte Infor-

mationen über Internet-Nutzer gesammelt werden sollen;
(3) gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten, soweit
diese den Schaden durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder
behördlichen Vorschriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen her-
beigeführt haben.

6. Sachschäden durch häusliche Abwässer

Eingeschlossen sind - teilweise abweichend von Ziff. 7.14 (1) AHB -
Haftpflichtansprüche wegen Sachschäden durch häusliche Abwässer
und durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals.

7. Gefälligkeitsschäden

Der Versicherer wird sich nicht auf einen Ausschluss der Haftung im
Falle leichter Fahrlässigkeit bei Sachschäden durch Gefälligkeit berufen,
soweit dies der Versicherungsnehmer wünscht. Hiervon unbeschadet
bleibt die Regelung der Ziff. 7.6 AHB.
Berufliche Tätigkeiten des Versicherungsnehmers und Tätigkeiten, die
der Versicherungsnehmer gegen Entgelt ausübt, sind vom Versiche-
rungsschutz ausgeschlossen.



8. Tagesmutter

Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der Tätigkeit als Tages-
mutter.
Versichert ist dabei insbesondere die Tätigkeit aus der Beaufsichtigung
von zur Betreuung übernommenen minderjährigen Kindern im Rah-
men des eigenen Haushalts, des Haushalts der zu betreuenden Kinder
und auch außerhalb der Wohnung(en), z.B. bei Spielen, Ausflügen usw.
Mitversichert sind gesetzliche Haftpflichtansprüche der Kinder bzw.
ihrer Erziehungsberechtigten für Schäden, die die zu betreuenden Kin-
der erleiden.
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht
- aus dem Abhandenkommen von Sachen und dem Verlust von Geld

der zu betreuenden Kinder.
- der Kinder und ihrer Erziehungsberechtigten.

9. Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehand-
lung oder sonstigen Diskriminierungen.

Eingeschlossen sind - abweichend von Ziff. 7.17 AHB -Haftpflichtan-
sprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Un-
gleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen.

10. Forderungsausfallversicherung und Spezialschadenersatzrechtsschutz

10.1 Gegenstand der Ausfallversicherung
Die AXA Versicherung AG gewährt dem Versicherungsnehmer und
den in der Privat-Haftpflichtversicherung mitversicherten Familienan-
gehörigen oder - soweit ausdrücklich vereinbart - dem mitversicherten
Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen mitversi-
cherten Kindern (versicherte Personen) Versicherungsschutz für den
Fall, dass eine versicherte Person während der Wirksamkeit der Versi-
cherung von einem Dritten geschädigt wird, und die daraus entstandene
Schadenersatzforderung gegen den Schädiger nicht durchgesetzt werden
kann.
Inhalt und Umfang der versicherten Schadenersatzansprüche richten
sich nach dem Deckungsumfang der Privat-Haftpflichtversicherung
dieses Vertrages. Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für
Schadenersatzansprüche, denen ein vorsätzliches Handeln des Schädi-
gers zugrunde liegt und für Schadenersatzansprüche, die aus der Eigen-
schaft des Schädigers als Tierhalter oder -hüter entstanden sind.
Nicht versichert sind jedoch - insoweit abweichend von Ziff. 4 - An-
sprüche gegen deliktsunfähige Kinder.

10.2 Versicherte Schäden
Versichert sind Personenschäden (Tötung oder Gesundheitsbeeinträch-
tigung von Menschen) oder Sachschäden (Beschädigung oder Vernich-
tung von Sachen) der versicherten Person, für die der Schädiger auf-
grund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts
zum Schadenersatz verpflichtet ist.
Nicht versichert sind Schäden, die in ursächlichem Zusammenhang mit
- nuklear- und genetischen Schäden, die nicht auf eine medizinische

Behandlung zurückzuführen sind,
- Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung oder Erd-

beben
stehen.

10.3 Erfolglose Vollstreckung
Voraussetzung für die Entschädigung ist, dass die versicherte Person
einen rechtskräftigen vollstreckbaren Titel gegen den Schädiger im
streitigen Verfahren vor einem Gericht eines Mitgliedstaates der EU,
Norwegens, der Schweiz oder ein notarielles Schuldanerkenntnis des
Schädigers vor einem Notar eines dieser Staaten erwirkt hat und jede
sinnvolle Zwangsvollstreckung aus diesem Titel gegen den Schädiger
erfolglos geblieben ist.
Vollstreckungsversuche gelten als erfolglos, wenn die versicherte Per-
son nachweist, dass
- entweder eine Zwangsvollstreckung (Sach-, Immobiliar- oder For-

derungspfändung) nicht oder nicht zur vollen Befriedigung geführt
hat;

- oder eine selbst teilweise Befriedigung aussichtslos erscheint, z. B.
weil der Schädiger in den letzten 3 Jahren die eidesstattliche Versi-
cherung abgegeben hat.

10.4 Entschädigung
Die AXA Versicherung AG leistet Entschädigung in Höhe des titulier-
ten Schadenersatzbetrages im Rahmen der in der Privat-Haftpflicht-
versicherung vereinbarten Versicherungssumme.
Von jeder Entschädigung wird ein Selbstbehalt von 2.500,- Euro abge-
zogen.
Die Entschädigung wird nur geleistet gegen Aushändigung des Origi-
nal-Titels, der Original-Vollstreckungsunterlagen und sonstiger Unter-
lagen, aus denen sich ergibt, dass ein Versicherungsfall im Sinne dieser
Klausel vorliegt.
Die versicherten Personen sind verpflichtet, ihre Ansprüche gegen den
Schädiger in Höhe der Entschädigungsleistung an die AXA Versiche-
rung AG abzutreten.

10.5 Subsidiarität
Die AXA Versicherung AG leistet keine Entschädigung, soweit für den
Schaden eine Leistung aus einer für die versicherten Personen beste-
henden Schadenversicherung beansprucht werden kann oder ein Träger
der Sozialversicherung oder Sozialhilfe leistungspflichtig ist oder Lei-
stungen gemäß den Bestimmungen des Opferentschädigungsgesetzes
erbracht werden.

10.6 Spezial-Schadenersatzrechtsschutz
Ist die gerichtliche Durchsetzung eines Schadenersatzanspruches im
Rahmen dieser Ausfalldeckung nicht durch eine anderweitig bestehende
Rechtsschutzversicherung gedeckt, leistet der Kooperationspartner
ROLAND Rechtsschutz-Versicherungs-AG Schadenersatzrechtsschutz
gemäß den nachfolgenden Bedingungen (subsidiäre Deckung), sofern
der Streitwert 2.500,- Euro übersteigt. Anspruch auf Rechtsschutz be-
steht von dem ersten Ereignis an, durch das der Schaden verursacht
wurde, soweit dieses Ereignis nach Vertragsbeginn und vor Vertrags-
beendigung eintritt.

Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen
- im Zusammenhang mit Erwerb, Veräußerung, Planung, Errichtung

eines Gebäudes oder Gebäudeteils oder im Zusammenhang mit
Bergbauschäden;

- mehrerer Versicherungsnehmer oder mitversicherter Personen des-
selben Versicherungsvertrages untereinander, nichtehelicher und
ehelicher Lebenspartner gegeneinander im ursächlichen Zusam-
menhang mit der Lebensgemeinschaft, auch nach deren Beendi-
gung;

- in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im
Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten;

- vor Verfassungsgerichten, supranationalen oder internationalen
Gerichten.

Leistungsumfang

ROLAND trägt die zur Rechtsverfolgung erforderlichen Kosten
- eines für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur

Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen
Gerichtes ansässigen Rechtsanwaltes;

- des Gerichts einschließlich der Entschädigung für Zeugen und
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden sowie die
Kosten des Gerichtsvollziehers;

- der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem ausländischen Ge-
richt, wenn sein Erscheinen als Partei angeordnet ist, in Höhe von
maximal 2.600,- Euro pro Versicherungsfall;

- die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Inter-
essen entstanden sind, soweit der Versicherungsnehmer zu deren
Erstattung verpflichtet ist;

- eines Zwangsvollstreckungsschrittes.
Die Entschädigung ist in jedem Rechtsschutzfall auf 150.000,- Euro
begrenzt. Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitversicherte
Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusam-
mengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer
Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.
ROLAND trägt nicht
- Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen Erledi-

gung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des vom
Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Er-
gebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichende Ko-
stenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

- Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später
als 1 Jahr nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet wer-
den.



Bei Auslandsbezug sorgt ROLAND für
- die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-

sen des Versicherungsnehmers notwendigen schriftlichen Unterla-
gen und trägt die dabei anfallenden Kosten;

- die Bestellung eines für die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen des Versicherungsnehmers erforderlichen Dolmetschers und
trägt die für dessen Tätigkeit entstehenden Kosten.

Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles

Der Versicherungsnehmer hat
- den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechts-

anwalt vollständig über die Sachlage zu unterrichten, ihm die Be-
weismittel anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die
notwendigen Unterlagen zu beschaffen;

- soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,
- vor Erhebung von Klagen oder Einlegung von Rechtsmitteln die
Zustimmung ROLAND's einzuholen;
- alles zu vermeiden, was die unnötige Erhöhung von Kosten oder
die Erschwerung ihrer Erstattung verursachen könnte.

Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen Dritte auf Erstattung von
Kosten, die ROLAND getragen hat, gehen mit ihrer Erstattung auf
ROLAND über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwen-
digen Unterlagen hat der Versicherungsnehmer ROLAND auszuhän-
digen und bei dessen Maßnahmen auf Verlangen mitzuwirken.
Wird eine dieser genannten Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert
der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahr-
lässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versi-
cherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig
verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Lei-
stung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die
Obliegenheit arglistig verletzt hat.
ROLAND bestätigt dem Versicherungsnehmer den Umfang des für
den Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der
Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtli-
chen Interessen, bevor ROLAND den Umfang des Rechtsschutzes be-
stätigt, und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt RO-
LAND nur die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbestätigung vor
Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

10.7 Ausschlussfrist
Alle Ansprüche aus dieser Ausfalldeckung mit subsidiärem Schadener-
satzrechtschutz verfallen, wenn sie nicht binnen 3 Jahren ab dem Ver-
sicherungsfall bei der AXA Versicherung AG bzw. ROLAND Rechts-
schutz-Versicherung-AG schriftlich angemeldet worden sind.

V. Besondere Bestimmungen zur Privaten Tierhalter-
Haftpflichtversicherung

Versicherungsschutz nach Teil V besteht nur, soweit dies beantragt und
im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Mitversicherte Risiken

Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht
- des Hüters, sofern er nicht gewerbsmäßig tätig ist;
- aus Schäden durch ungewollten Deckakt;
- aus Flurschäden durch Reit- und Zugtiere sowie durch Zuchttiere

zum Belegen fremder Tiere - teilweise abweichend von Ziff. 7.14
AHB.

2. Versicherungsfälle im Ausland

Eingeschlossen ist - abweichend von Ziff. 7.9 AHB - die gesetzliche
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen.
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der Zah-
lungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Währungs-
union angehören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem
Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der Europä-
ischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

3. Nicht versicherte Risiken

Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers als privater Halter von Jagdhunden, für die bereits Versiche-
rungsschutz durch eine Jagdhaftpflichtversicherung besteht sowie von
Kampfhunden, -kreuzungen und -mischlingen; auch nicht über
Ziff. 3.1 AHB.
Als Kampfhunde zählen American Pitbull, American Staffordshire
Terrier/American Stafford Terrier, Bandog, Bordeaux Dogge, Bullter-
rier, Bullmastiff, Dogo Argentino, Englische Bulldogge, Fila Brasileiro,
Französische Bulldogge, Mastiff, Mastin Espanol, Mastino Napoletano,
Napoletano, Pitbullterrier, Rhodesian Ridgeback, Staffordshire Bullter-
rier, Tibet Mastiff, Tosa Inu.
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rung richtet sich ausschließlich nach den folgenden Bestimmungen, soweit
dort nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist.

Teil I - Grunddeckung

Umfang des Versicherungsschutzes

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist die gesetzliche Pflicht öffentlichrechtlichen Inhalts des
Versicherungsnehmers gem. Umweltschadensgesetz zur Sanierung von
Umweltschäden. Umweltschaden ist eine
- Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräumen,
- Schädigung der Gewässer,
- Schädigung des Bodens.
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn der Versicherungsneh-
mer von einer Behörde oder einem sonstigen Dritten auf Erstattung der
Kosten für Sanierungsmaßnahmen oder Sanierungspflichten der oben
genannten Art in Anspruch genommen wird. Dabei kommt es nicht
darauf an, ob der Versicherungsnehmer auf öffentlichrechtlicher oder
privatrechtlicher Grundlage in Anspruch genommen wird.
Ausgenommen vom Versicherungsschutz bleiben jedoch solche gegen
den Versicherungsnehmer gerichteten Ansprüche, die auch ohne das
Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer auf der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umset-
zungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen Inhalts gegen den Versicherungsnehmer geltend ge-
macht werden könnten. Versicherungsschutz für derartige Ansprüche
kann ausschließlich über eine Betriebs- oder Berufs-Haftpflichtversi-
cherung oder eine Umwelt-Haftpflichtversicherung vereinbart werden.
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf folgende Risiken und
Tätigkeiten:
1.1.1 Anlagen, Betriebseinrichtungen, Tätigkeiten auf eigenen oder
fremden Grundstücken, sofern sie nicht unter die Ziff. 2.1 bis 2.5 fallen;

1.1.2 Herstellung oder Lieferung von Erzeugnissen, die nicht von
Ziff. 1.1.3 umfasst sind, nach Inverkehrbringen,

1.1.3 Planung, Herstellung, Lieferung, Montage, Demontage, Instand-
haltung und Wartung von Anlagen gem. Ziff. 2.1 bis 2.5 oder Teilen,
die ersichtlich für derartige Anlagen bestimmt sind, wenn der Versiche-
rungsnehmer nicht selbst Inhaber der Anlagen ist. Nicht versichert
bleiben Pflichten oder Ansprüche aus Planung, Herstellung, Lieferung,
Montage, Demontage, Instandhaltung und Wartung von Anlagen zur
Endablagerung von Abfällen oder Teilen, die ersichtlich für derartige
Anlagen bestimmt sind;

1.1.4 - abweichend von Ziff. 2 - Anlagen i. S. d. Ziff. 3.1 und ggf. 3.2
der Risikobeschreibungen und Besonderen Bedingungen für die Um-
welthaftpflicht-Basisversicherung (siehe Form 1.20.332);

1.1.5 - abweichend von Ziff. 2.1 bis 2.5 - Anlagen, die im Versiche-
rungsschein als mitversichert i. S. d. Umwelthaftpflicht-Basisversiche-
rung deklariert sind.

1.2 Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Pflicht

1.2.1 der gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und solcher
Personen, die er zur Leitung oder Beaufsichtigung des versicherten Be-
triebes oder eines Teiles desselben angestellt hat, z. B. Fachkräfte für
Arbeitssicherheit, Sicherheits- und Gefahrgutbeauftragte, der Beauf-
tragten für Immissionsschutz, Strahlenschutz, Gewässerschutz, Um-
weltschutz, Datenschutz und/oder Abfallbeseitigung in dieser Eigen-
schaft;

1.2.2 sämtlicher übrigen Betriebsangehörigen (hierzu gehören auch die
in den Betrieb des Versicherungsnehmers eingegliederten Mitarbeiter
fremder Unternehmen) für Schäden, die sie in Ausführung ihrer dienst-
lichen Verrichtungen verursachen;
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1.2.3 der aus den Diensten des Versicherungsnehmers ausgeschiedenen
- ehemaligen - gesetzlichen Vertreter des Versicherungsnehmers und der
sonstigen Betriebsangehörigen aus ihrer früheren Tätigkeit für den
Versicherungsnehmer.

1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Pflicht aus dem Halten und/oder
Gebrauch von nicht zulassungs- und nicht versicherungspflichtigen
Fahrzeugen innerhalb und außerhalb des Betriebsgeländes des Versi-
cherungsnehmers einschließlich
- Kraftfahrzeugen aller Art mit einer Höchstgeschwindigkeit von

nicht mehr als 6 km/h,
- Hub- und Gabelstaplern mit einer Höchstgeschwindigkeit von nicht

mehr als 20 km/h,
- selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit einer Höchstgeschwindigkeit

von nicht mehr als 20 km/h,
- Anhänger,
- Fahrzeuge, für die laut Versicherungsschein oder seinen Nachträ-

gen die Zusatzdeckung auf Grundlage der Allgemeinen Bedingun-
gen für die KFz-Versicherung (AKB) Kraftfahrt Firmenkunden
vereinbart ist.

Mitversichert ist auch das Befahren öffentlicher Wege, wenn dem kein
behördliches Verbot entgegensteht.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht wer-
den. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und Willen
des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versicherungsneh-
mer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von ei-
nem unberechtigten Fahrer gebraucht wird.
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen
oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahr-
zeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche
Fahrerlaubnis hat.

2. Risikobegrenzung

Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden
aus
2.1 Anlagen des Versicherungsnehmers, die bestimmt sind, gewässer-
schädliche Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu
befördern oder wegzuleiten (WHG-Anlagen).

2.2 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 1 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

2.3 Anlagen des Versicherungsnehmers, die nach dem Umweltschutz
dienenden Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht
unterliegen (sonstige deklarierungspflichtige Anlagen).
2.4 Abwasseranlagen des Versicherungsnehmers oder Einbringen oder
Einleiten von Stoffen in ein Gewässer oder Einwirken auf ein Gewässer
derart, dass die physikalische, chemische oder biologische Beschaffen-
heit des Wassers verändert wird, durch den Versicherungsnehmer (Ab-
wasseranlagen- und Einwirkungsrisiko).

2.5 Anlagen des Versicherungsnehmers gem. Anhang 2 zum Umwelt-
haftungsgesetz (UmweltHG-Anlagen).

3. Betriebsstörung

3.1 Versicherungsschutz besteht ausschließlich für Umweltschäden, die
unmittelbare Folge einer plötzlichen und unfallartigen, während der
Wirksamkeit des Versicherungsvertrages eingetretenen Störung des be-
stimmungsgemäßen Betriebes des Versicherungsnehmers oder des
Dritten sind (Betriebsstörung).

3.2 Auch ohne Vorliegen einer Betriebsstörung besteht im Rahmen der
Ziff. 1.1.2 Versicherungsschutz für Umweltschäden durch hergestellte
oder gelieferte Erzeugnisse. Das Gleiche gilt im Rahmen der Ziff. 1.1.1
für Umweltschäden durch Lagerung, Verwendung oder anderen Um-
gang von oder mit Erzeugnissen Dritter i. S. v. Ziff. 1.1.2. Versiche-
rungsschutz besteht in den Fällen der Sätze 1 und 2 ausschließlich
dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, Produk-
tions- oder Instruktionsfehler dieser Erzeugnisse zurückzuführen ist.
Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler im Zeit-
punkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand von
Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden können (Ent-
wicklungsrisiko).

4. Leistungen der Versicherung

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der gesetzlichen
Verpflichtung, die Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme und die
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Sanierungs-
und Kostentragungsverpflichtungen gegenüber der Behörde oder einem
sonstigen Dritten.
Berechtigt sind Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtungen dann,
wenn der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Ur-
teils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Sanierung- und Kostentra-
gung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse oder Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zu-
stimmung des Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind,
binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hätte.
Ist die Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung des Versiche-
rungsnehmers mit bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt,
hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen
vom Anspruch des Dritten freizustellen.

4.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des
Schadens oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch die
Behörde oder einen sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden
Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben.
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsverfahren
oder Rechtsstreit über Sanierungs- oder Kostentragungsverpflichtungen
gegen den Versicherungsnehmer, ist der Versicherer zur Verfahrens-
und Prozessführung bevollmächtigt. Er führt das Verwaltungsverfahren
oder den Rechtsstreit im Namen des Versicherungsnehmers.

4.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Umweltschadens/
Umweltdeliktes, der/das eine unter den Versicherungsschutz fallende
Sanierungs- und Kostentragungsverpflichtung zur Folge haben kann,
die Bestellung eines Verteidigers für den Versicherungsnehmer von dem
Versicherer gewünscht oder genehmigt, so trägt der Versicherer die ge-
bührenordnungsmäßigen oder die mit ihm besonders vereinbarten hö-
heren Kosten des Verteidigers.

5. Versicherte Kosten

Versichert sind im Rahmen des in Ziff. 4.1 geregelten Leistungsum-
fangs nachfolgende Kosten einschließlich notwendiger Gutachter-,
Sachverständigen-, Anwalts-, Zeugen-, Verwaltungsverfahrens- und
Gerichtskosten

5.1 für die Sanierung von Schäden an geschützten Arten, natürlichen
Lebensräumen oder Gewässern:

5.1.1 die Kosten für die primäre Sanierung, d. h. für Sanierungsmaß-
nahmen, die die geschädigten natürlichen Ressourcen und/oder beein-
trächtigten Funktionen ganz oder annähernd in den Ausgangszustand
zurückversetzen;

5.1.2 die Kosten für die ergänzende Sanierung, d. h. für Sanierungs-
maßnahmen in Bezug auf die natürlichen Ressourcen und/oder Funk-
tionen, mit denen der Umstand ausgeglichen werden soll, dass die pri-
märe Sanierung nicht zu einer vollständigen Wiederherstellung der ge-
schädigten natürlichen Ressourcen und/oder Funktionen führt;

5.1.3 die Kosten für die Ausgleichssanierung, d. h. für die Tätigkeiten
zum Ausgleich zwischenzeitlicher Verluste natürlicher Ressourcen
und/oder Funktionen, die vom Zeitpunkt des Eintretens des Schadens
bis zu dem Zeitpunkt entstehen, in dem die primäre Sanierung ihre
Wirkung vollständig entfaltet hat. Zwischenzeitliche Verluste sind Ver-
luste, die darauf zurückzuführen sind, dass die geschädigten natürlichen
Ressourcen und/oder Funktionen ihre ökologischen Aufgaben oder ihre
Funktionen für andere natürliche Ressourcen nicht erfüllen können,
solange die Maßnahmen der primären bzw. der ergänzenden Sanierung
ihre Wirkung nicht entfaltet haben.

5.2 für die Sanierung von Schädigungen des Bodens:
die Kosten für die erforderlichen Maßnahmen, die zumindest sicher-
stellen, dass die betreffenden Schadstoffe beseitigt, kontrolliert, einge-
dämmt oder vermindert werden, so dass der geschädigte Boden unter
Berücksichtigung seiner zum Zeitpunkt der Schädigung gegebenen ge-
genwärtigen oder zugelassenen zukünftigen Nutzung kein erhebliches
Risiko einer Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit mehr dar-
stellt.

5.3 Die unter Ziff. 5.1 und 5.2 genannten Kosten für Umweltschäden,
die auf Grundstücken des Versicherungsnehmers gem. Ziff. 10.1 oder
am Grundwasser gem. Ziff. 10.2 eintreten, sind nur nach besonderer
Vereinbarung versichert.



6. Erhöhungen und Erweiterungen

6.1 Für Risiken der Ziff. 1.1.4 und 1.1.5 besteht kein Versicherungs-
schutz für Erhöhungen und Erweiterungen. Der Versicherungsschutz
umfasst aber mengenmäßige Veränderungen von Stoffen innerhalb der
unter Ziff. 1.1.4 und 1.1.5 versicherten Risiken.

6.2 Für Risiken gem. Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3 umfasst der Versicherungs-
schutz Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein
und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für Risiken
aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-,
Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die der Versi-
cherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen.

6.3 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer
Rechtsvorschriften, soweit es sich hierbei um Rechtsvorschriften auf
der Grundlage der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) handelt
und diese nicht Vorschriften zur Versicherungs- oder Deckungsvorsor-
gepflicht zum Gegenstand haben. Der Versicherer kann den Vertrag
jedoch unter den Voraussetzungen von Ziff. 15 kündigen.

7. Neue Risiken

7.1 Für Risiken gem. Ziff. 1.1.1 bis 1.1.3, die nach Abschluss des Ver-
trages neu entstehen, besteht Versicherungsschutz im Rahmen des
Vertrages.

7.2 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. Die
Aufforderung kann auch mit der Beitragsrechnung erfolgen.
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wurde,
so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue Risiko erst
nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzuge-
kommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war.

7.3 Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko einen angemes-
senen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe des
Beitrags innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue Ri-
siko rückwirkend ab dessen Entstehung.

7.4 Die Regelung der Versicherung neuer Risiken gem. Ziff. 7.1
bis 7.3 gilt nicht für Risiken
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft-

oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-,
Führerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;

(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen;
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen;
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen

von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind.

8. Versicherungsfall

Versicherungsfall ist die nachprüfbare erste Feststellung des Umwelt-
schadens durch den Versicherungsnehmer, die zuständige Behörde oder
einen sonstigen Dritten. Der Versicherungsfall muss während der
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sein. Hierbei kommt es nicht
darauf an, ob zu diesem Zeitpunkt bereits Ursache oder Umfang des
Schadens oder eine Pflicht zur Vornahme von Sanierungsmaßnahmen
erkennbar war.

9. Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles

9.1 Der Versicherer ersetzt, auch ohne dass ein Versicherungsfall ein-
getreten ist,
(1) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.1, 1.1.4 und 1.1.5 nach einer

Betriebsstörung beim Versicherungsnehmer oder Dritten - in den
Fällen der Ziff. 3.2 auch nach behördlicher Anordnung ohne Vor-
liegen einer Betriebsstörung;

(2) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.2 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten - in den Fällen der Ziff. 3.2 auch nach behördlicher Anord-
nung ohne Vorliegen einer Betriebsstörung;

(3) für die Versicherung nach Ziff. 1.1.3 nach einer Betriebsstörung bei
Dritten

Aufwendungen des Versicherungsnehmers - oder soweit versichert des
Dritten gem. (1) bis (3) - für Maßnahmen zur Abwendung oder Min-
derung eines sonst unvermeidbar eintretenden Umweltschadens. Die
Feststellung der Betriebsstörung oder die behördliche Anordnung müs-
sen in die Wirksamkeit der Versicherung fallen, wobei maßgeblich der
frühere Zeitpunkt ist.

9.2 Aufwendungen aufgrund von Betriebsstörungen oder behördlichen
Anordnungen i. S. d. Ziff. 9.1 werden unter den dort genannten Vor-
aussetzungen unbeschadet der Tatsache übernommen, dass die Maß-
nahmen durch den Versicherungsnehmer oder im Wege der Ersatzvor-
nahme durch die Behörde ausgeführt werden.

9.3 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet,
- dem Versicherer die Feststellung einer derartigen Störung des Be-

triebes oder eine behördliche Anordnung unverzüglich anzuzeigen
und

- alles zu tun, was erforderlich ist, die Aufwendungen auf den Um-
fang zu begrenzen, der notwendig und objektiv geeignet ist, den
Schadeneintritt zu verhindern oder den Schadenumfang zu mindern
und

- auf Verlangen des Versicherers fristgemäß Widerspruch gegen
behördliche Anordnungen einzulegen
oder

- sich mit dem Versicherer über die Maßnahmen abzustimmen.

9.4 Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten
Obliegenheiten vorsätzlich, so werden ihm im Rahmen des für Auf-
wendungen gem. Ziff. 9 vereinbarten Gesamtbetrages nur die notwen-
digen und objektiv geeigneten Aufwendungen ersetzt.
Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in Ziff. 9.3 genannten
Obliegenheiten grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt,
etwaige über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehende Aufwendungen in einem der Schwere des Verschuldens
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der
Versicherungsnehmer.
Abweichend von Abs. 1 und 2 bleibt der Versicherer zum Ersatz
etwaiger über die notwendigen und objektiv geeigneten Aufwendungen
hinausgehender Aufwendungen verpflichtet, soweit die Verletzung der
Obliegenheit nicht für den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

9.5 Aufwendungen werden bis zu einem Gesamtbetrag von
100.000,- Euro je Störung des Betriebes oder behördlicher Anordnung
ersetzt. Diese Summe steht neben der Versicherungssumme gem.
Ziff. 11.1 zur Verfügung, ist aber zugleich die Höchstersatzleistung des
Versicherers für alle Aufwendungen gem. Ziff. 9 eines Versicherungs-
jahres.
Der Versicherungsnehmer hat von den Aufwendungen 250,- Euro
selbst zu tragen.

9.6 Nicht ersatzfähig sind in jedem Fall Aufwendungen - auch soweit
sie sich mit Aufwendungen i. S. v. Ziff. 9.1 decken - zur Erhaltung,
Reparatur, Nachrüstung, Sicherung oder Sanierung von Betriebsein-
richtungen, Grundstücken oder Sachen (auch gemietete, gepachtete,
geleaste und dgl.) des Versicherungsnehmers; auch für solche, die früher
im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers standen, auch für
solche, die der Versicherungsnehmer hergestellt oder geliefert hat.
Ersetzt werden jedoch solche Aufwendungen zur Abwehr oder Minde-
rung eines sonst unvermeidbar eintretenden versicherten Umweltscha-
dens, falls nicht betroffene Betriebseinrichtungen, Grundstücke oder
Sachen des Versicherungsnehmers beeinträchtigt werden müssen. Ein-
tretende Wertverbesserungen sind abzuziehen.

10. Nicht versicherte Tatbestände

Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht ausdrück-
lich etwas anderes bestimmt ist, gilt:
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, unab-
hängig davon, ob diese bereits erhebliche nachteilige Auswirkungen auf
den Erhaltungszustand von Arten und natürlichen Lebensräumen oder
Gewässer haben oder eine Gefahr für die menschliche Gesundheit dar-
stellen,
10.1 die auf Grundstücken (an Böden oder an Gewässern) des Versi-
cherungsnehmers eintreten, die im Eigentum des Versicherungsnehmers
stehen, standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet, geliehen sind
oder durch verbotene Eigenmacht erlangt wurden. Dies gilt auch, so-
weit es sich um dort befindliche geschützte Arten oder natürliche Le-
bensräume handelt.



10.2 am Grundwasser.

10.3 infolge der Veränderung der Lagerstätte des Grundwassers oder
seines Fließverhaltens.

10.4 die vor Beginn des Versicherungsvertrages eingetreten sind.

10.5 die sich daraus ergeben, dass der Versicherungsnehmer nach Be-
ginn des Versicherungsverhältnisses Grundstücke erwirbt oder in Besitz
nimmt, die zu diesem Zeitpunkt bereits kontaminiert waren.

10.6 die im Ausland eintreten.

10.7 die dadurch entstehen oder entstanden sind, dass beim Umgang
mit Stoffen diese Stoffe verschüttet werden, abtropfen, ablaufen, ver-
dampfen, verdunsten oder durch ähnliche Vorgänge in den Boden, in
ein Gewässer oder in die Luft gelangen. Dies gilt nicht, soweit solche
Vorgänge auf einer Betriebsstörung beruhen.

10.8 die durch betriebsbedingt unvermeidbare, notwendige oder in Kauf
genommene Einwirkungen auf die Umwelt entstehen.

10.9 durch die Herstellung, Lieferung, Verwendung oder Freisetzung
von Klärschlamm, Jauche, Gülle, Sickersäften, festem Stalldung, Pflan-
zenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmitteln, es sei denn,
dass diese Stoffe durch plötzliche und unfallartige Ereignisse bestim-
mungswidrig und unbeabsichtigt in die Umwelt gelangen, diese Stoffe
durch Niederschläge plötzlich abgeschwemmt werden oder in andere
Grundstücke abdriften, die nicht im Besitz des Versicherungsnehmers
stehen.

10.10 die auf Asbest, asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse
zurückzuführen sind.

10.11 die zurückzuführen sind auf
(1) gentechnische Arbeiten,
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),
(3) Erzeugnisse, die

- Bestandteile aus GVO enthalten
- aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden.

10.12 infolge Zwischen-, Endablagerung oder anderweitiger Entsorgung
von Abfällen ohne die dafür erforderliche behördliche Genehmigung,
unter fehlerhafter oder unzureichender Deklaration oder an einem Ort,
der nicht im erforderlichen Umfang dafür behördlich genehmigt ist.

10.13 aus Eigentum, Besitz oder Betrieb von Anlagen oder Einrichtun-
gen zur Endablagerung von Abfällen.

10.14 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines
Kraftfahrzeuges oder Kraftfahrzeuganhängers verursachen.
Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte oder
beauftragte Person durch den Gebrauch eines Wasserfahrzeuges ver-
ursachen oder für die sie als Halter oder Besitzer eines Wasserfahrzeu-
ges in Anspruch genommen werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt
das auch für alle anderen Versicherten.
Eine Tätigkeit der in Abs. 1 und Abs. 2 genannten Personen an einem
Kraftfahrzeug, Kraftfahrzeuganhänger und Wasserfahrzeug ist kein
Gebrauch i. S. d. Bestimmung, wenn keine dieser Personen Halter oder
Besitzer des Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei nicht in
Betrieb gesetzt wird.
Für Risiken i. S. d. Ziff. 1.3 gilt dieser Ausschluss nicht.

10.15 die der Versicherungsnehmer, ein Mitversicherter oder eine von
ihnen bestellte oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft-
oder Raumfahrzeuges verursachen oder für die sie als Halter oder
Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in Anspruch genommen
werden.
Besteht nach diesen Bestimmungen für einen Versicherten (Versiche-
rungsnehmer oder Mitversicherten) kein Versicherungsschutz, so gilt
das auch für alle anderen Versicherten.
Nicht versichert sind Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden durch
Luft- oder Raumfahrzeuge aus
- der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Lieferung von

Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen für Luft- oder Raumfahr-
zeuge, soweit die Teile ersichtlich für den Bau von Luft- oder
Raumfahrzeugen oder den Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge
bestimmt waren;

- Tätigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Überholung,
Reparatur, Beförderung) an Luft- oder Raumfahrzeugen oder de-
ren Teilen.

10.16 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den
Schaden dadurch verursachen, dass sie bewusst von Gesetzen, Ver-
ordnungen oder an den Versicherungsnehmer gerichteten behördlichen
Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen,
abweichen.

10.17 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten) richten, die den
Schaden dadurch verursachen, dass sie es bewusst unterlassen, die vom
Hersteller gegebenen oder nach dem Stand der Technik einzuhaltenden
Richtlinien oder Gebrauchsanweisungen für Anwendung, regelmäßige
Kontrollen, Inspektionen oder Wartungen zu befolgen oder notwendige
Reparaturen bewusst nicht ausführen.

10.18 durch Bergbaubetrieb i. S. d. BBergG.

10.19 die nachweislich auf Kriegsereignissen, anderen feindseligen
Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik, illegalem Streik
oder unmittelbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand
beruhen; das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich
elementare Naturkräfte ausgewirkt haben.

10.20 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
richten, die den Schaden vorsätzlich herbeigeführt haben.

10.21 soweit sich diese Pflichten oder Ansprüche gegen die Personen
richten, die den Schaden dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis
von deren Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit
- Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder
- Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben.

10.22 soweit diese Pflichten oder Ansprüche auf Grund vertraglicher
Vereinbarung oder Zusage über die gesetzliche Verpflichtung des
Versicherungsnehmers hinausgehen.

10.23 die durch Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden,
von ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. Es besteht
jedoch Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer beweist,
dass er weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gehandelt hat.

10.24 durch den Betrieb von Kernenergieanlagen.

11. Versicherungssumme/Maximierung/Serienschadenklausel/Selbstbeteiligung/
Kumulklausel

11.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen der Versicherungssum-
men der Betriebs- und Berufshaftpflichtversicherung.
Diese Versicherungssumme wird auf die vorgenannte Versicherungs-
summe der Betriebs- und Berufs-Haftpflichtversicherung angerechnet
und bildet zugleich die Höchstersatzleistung des Versicherers für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres.

11.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers bildet die angege-
bene Versicherungssumme die Höchstgrenze bei jedem Versicherungs-
fall. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf meh-
rere entschädigungs- oder ersatzpflichtige Personen erstreckt. Sämtliche
Kosten gem. Ziff. 5 werden auf die Versicherungssumme angerechnet.
Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende Versi-
cherungsfälle durch
- dieselbe Einwirkung auf die Umwelt,
- mehrere unmittelbar auf derselben Ursache beruhende Einwirkun-

gen auf die Umwelt,
- mehrere unmittelbar auf den gleichen Ursachen beruhende Einwir-

kungen auf die Umwelt, wenn zwischen den gleichen Ursachen ein
innerer, insbesondere sachlicher und zeitlicher Zusammenhang be-
steht oder

- die Lieferung von Erzeugnissen mit gleichen Mängeln
gelten unabhängig von ihrem tatsächlichen Eintritt als ein Versiche-
rungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungsfälle als ein-
getreten gilt.

11.3 Der Versicherungsnehmer hat bei jedem Versicherungsfall von den
gem. Ziff. 5 versicherten Kosten 250,- Euro selbst zu tragen. Der Ver-
sicherer ist auch in diesen Fällen zur Prüfung der gesetzlichen Ver-
pflichtung und zur Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme verpflich-
tet.

11.4 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines An-
spruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Verhalten
des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versicherer für den von
der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an Kosten gem. Ziff. 5
und Zinsen nicht aufzukommen.



11.5 Beruhen ein nach dieser Versicherung gedeckter Versicherungsfall
und ein nach der für die Versicherung der Haftpflicht wegen Schäden
durch Umwelteinwirkung gedeckter Versicherungsfall
- auf derselben Ursache oder
- auf gleichen Ursachen, zwischen denen ein innerer, insbesondere

sachlicher und zeitlicher Zusammenhang besteht,
so steht für diese Versicherungsfälle nicht die Summe beider Versiche-
rungssummen, sondern bei gleichen Versicherungssummen diese maxi-
mal einmal, ansonsten maximal die höhere Versicherungssumme zur
Verfügung.
Sofern die Versicherungsfälle in unterschiedliche Versicherungsjahre
fallen, ist für die Bestimmung der maximalen Versicherungssumme für
sämtliche Versicherungsfälle das Versicherungsjahr maßgeblich, in dem
der erste dieser Versicherungsfälle eingetreten ist.

12. Nachhaftung

12.1 Endet das Versicherungsverhältnis wegen des vollständigen oder
dauernden Wegfalls des versicherten Risikos oder durch Kündigung des
Versicherers oder des Versicherungsnehmers, so besteht der Versiche-
rungsschutz für solche Umweltschäden weiter, die während der Wirk-
samkeit der Versicherung eingetreten sind, aber zum Zeitpunkt der Be-
endigung des Versicherungsverhältnisses noch nicht festgestellt waren,
mit folgender Maßgabe:
- Der Versicherungsschutz gilt für die Dauer von 3 Jahren vom

Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsverhältnisses an ge-
rechnet.

- Der Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachhaftungszeit
im Rahmen des bei Beendigung des Versicherungsverhältnisses gel-
tenden Versicherungsumfanges, und zwar in Höhe des unver-
brauchten Teils der Versicherungssumme des Versicherungsjahres,
in dem das Versicherungsverhältnis endet.

12.2 Die Regelung der Ziff. 12.1 gilt für den Fall entsprechend, dass
während der Laufzeit des Versicherungsverhältnisses ein versichertes
Risiko teilweise wegfällt, mit der Maßgabe, dass auf den Zeitpunkt des
Wegfalls des versicherten Risikos abzustellen ist.

13. Versicherungsfälle im Ausland

13.1 Versichert sind abweichend von Ziff. 10.6 im Umfang dieses Ver-
sicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-Umwelthaftungsricht-
linie (2004/35/EG) eintretende Versicherungsfälle,

13.1.1 die auf den Betrieb einer im Inland belegenen Anlage oder eine
Tätigkeit im Inland i. S. d. Ziff. 1.1.1 bis 1.1.5 zurückzuführen sind;

13.1.2 aus Anlass von Geschäftsreisen und/oder aus der Teilnahme an
Kongressen, Ausstellungen, Messen und Märkten, gem. Ziff. 1.1.1;

13.1.3 die auf die Planung, Herstellung oder Lieferung von Anlagen
oder Teilen i. S. d. Ziff. 1.1.3 oder Erzeugnisse i. S. d. Ziff. 1.1.2 zu-
rückzuführen sind, wenn die Anlagen oder Teile oder Erzeugnisse er-
sichtlich für das Ausland bestimmt waren;

13.1.4 die auf die Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung
von Anlagen oder Teilen i. S. d. Ziff. 1.1.3 zurückzuführen sind, wenn
diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen;

13.1.5 die auf die sonstige Montage, Demontage, Instandhaltung, War-
tung oder sonstige Tätigkeiten gem. Ziff. 1.1.1 zurückzuführen sind,
wenn diese Tätigkeiten im Ausland erfolgen.
Versicherungsschutz im Sinne der Ziff. 13.1 besteht insoweit abwei-
chend von Ziff. 1.1 auch für Pflichten oder Ansprüche gem. nationalen
Umsetzungsgesetzen anderer EU-Mitgliedstaaten, sofern diese Pflichten
oder Ansprüche den Umfang der o. g. EU-Richtlinie nicht überschrei-
ten.

13.2 Besonderer Vereinbarung bedarf die Versicherung im Ausland
belegener Anlagen oder Betriebsstätten, z. B. Produktions- oder Ver-
triebsniederlassungen, Läger und dgl.

13.3 Zu Ziff. 13.1.3 bis 13.1.5 und - soweit vereinbart - Ziff. 13.2:
Nicht versichert sind Ansprüche und Pflichten zur ergänzenden Sanie-
rung und zur Ausgleichssanierung sowie zur Tragung der damit in
Zusammenhang stehenden Kosten (vgl. Ziff. 5.1.2 und 5.1.3).
Aufwendungen vor Eintritt des Versicherungsfalles gem. Ziff. 9 werden
nicht ersetzt.

13.4 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit der
Zahlungsort außerhalb der Staaten liegt, die der Europäischen Wäh-
rungsunion angehören, gelten die Verpflichtungen des Versicherers
mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in dem der Euro-Betrag bei einem in der
Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist.

Ergänzende Bestimmungen

14. Kündigung nach Versicherungsfall

14.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn

14.1.1 vom Versicherer eine Zahlung von Sanierungskosten geleistet
wurde oder

14.1.2 dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-
sicherungsschutz fallenden Anspruch auf Erstattung der Kosten für
Sanierungsmaßnahmen/Pflichten gerichtlich zugestellt wird.
Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Schriftform spätestens
einen Monat nach der Zahlung von Sanierungskosten oder der
Zustellung der Klage zugegangen sein.

14.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versicherungs-
periode wirksam wird.
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang
beim Versicherungsnehmer wirksam.

15. Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung oder Erlass von
Rechtsvorschriften

Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehender
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften (siehe Ziff. 6.3) ist der Versicherer
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es
nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in
welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat.

16. Obliegenheiten bei unmittelbarer Gefahr eines Umweltschadens und
nach Eintritt eines solchen

16.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich nach
Kenntnis durch den Versicherungsnehmer anzuzeigen, auch wenn noch
keine Sanierungs- oder Kostentragungsansprüche erhoben wurden.

16.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es ferner, den Versicherer
jeweils unverzüglich und umfassend zu informieren über:
- seine ihm gem. § 4 Umweltschadensgesetz obliegende Information

an die zuständige Behörde;
- behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanierung

eines Umweltschadens gegenüber dem Versicherungsnehmer;
- die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten ent-

standenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder Sa-
nierung eines Umweltschadens;

- den Erlass eines Mahnbescheids;
- eine gerichtliche Streitverkündung;
- die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder gerichtli-

chen Verfahrens.

16.3 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Abwen-
dung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers
sind zu befolgen, soweit es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist.
Er hat dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße Schaden-
berichte zu erstatten und ihn bei der Schadenermittlung und -regulie-
rung zu unterstützen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versiche-
rers für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt werden.

16.4 Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschä-
den sind unverzüglich mit dem Versicherer abzustimmen.

16.5 Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zu-
sammenhang mit Umweltschäden muss der Versicherungsnehmer
fristgemäss Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht.

16.6 Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren
wegen eines Umweltschadens hat der Versicherungsnehmer dem Versi-
cherer die Führung des Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gericht-
lichen Verfahrens beauftragt der Versicherer einen Rechtsanwalt im
Namen des Versicherungsnehmers. Der Versicherungsnehmer muss
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte ertei-
len und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.



17. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

17.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem
Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann
der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab Kenntnis von
der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein
Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässig-
keit beruhte.

17.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt,
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei grob
fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen.
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat
bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehenden
Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der
Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für
den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer
die Obliegenheit arglistig verletzt hat.
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der
Versicherer ein ihm nach Ziff. 17.1 zustehendes Kündigungsrecht
ausübt.

18. Bestimmungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die
Haftpflichtversicherung (AHB)

Folgende Bestimmungen der AHB gelten auch für die Umweltscha-
densversicherung:
- Ziff. 8 bis 15 (Beginn des Versicherungsschutzes/Beitragszahlung)
- Ziff. 16 bis 18 und Ziff. 20 bis 22 (Dauer und Ende des

Vertrages/Kündigung)
- Ziff. 23 und 24 (Obliegenheiten)
- Ziff. 27 bis 33 (Weitere Bestimmungen)

Teil II - Zusatzbaustein 1

Versicherungsschutz für Zusatzbaustein 1 besteht nur, soweit dies bean-
tragt und im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Umfang der Versicherung

1.1 Abweichend von Teil I Ziff. 10.1 besteht im Rahmen und im Um-
fang der Umweltschadensversicherung Versicherungsschutz auch für
Pflichten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gem. Umweltscha-
densgesetz
- an geschützten Arten oder natürlichen Lebensräumen, die sich auf

Grundstücken einschließlich Gewässern befinden, die im Eigentum
des Versicherungsnehmers stehen, standen oder von ihm gemietet,
geleast, gepachtet oder geliehen sind oder waren.

- an Boden, der im Eigentum des Versicherungsnehmers steht, stand
oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen ist oder
war, soweit von diesem Boden Gefahren für die menschliche Ge-
sundheit ausgehen.
Für darüber hinausgehende Pflichten oder Ansprüche für Schäden
an diesen Böden kann Versicherungsschutz im Rahmen und Um-
fang dieses Vertrages und Teil III (Zusatzbaustein 2) vereinbart
werden.

- an Gewässern, die im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen,
standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen
sind oder waren.

Soweit es sich hierbei um Grundstücke, Böden oder Gewässer handelt,
die vom Versicherungsnehmer gemietet, geleast, gepachtet oder gelie-
hen sind oder waren, findet Ziff. I 1.1 letzter Absatz dann keine An-
wendung, wenn der Versicherungsnehmer von einer Behörde in An-
spruch genommen wird.

Das gleiche gilt, wenn er von einem sonstigen Dritten auf Erstattung
der diesem auf der Grundlage des Umweltschadensgesetzes enstandenen
Kosten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtli-
chen Inhalts in Anspruch genommen wird.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des Ver-
sicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht abwei-
chend von Teil I Ziff. 6 und 7 kein Versicherungsschutz.

1.2 Abweichend von Teil I Ziff. 10.2 besteht im Rahmen und Umfang
der Umweltschadensversicherung Versicherungsschutz auch für Pflich-
ten oder Ansprüche wegen Umweltschäden gem. Umweltschadensge-
setz am Grundwasser.

2. Nicht versicherte Tatbestände

Die in Teil I genannten Ausschlüsse finden auch für diesen Zusatzbau-
stein Anwendung.
Nicht versichert sind darüber hinaus

2.1 Kosten aus der Dekontamination von Erdreich infolge eines auf
Grundstücken, die im Eigentum des Versicherungsnehmers stehen,
standen oder von ihm gemietet, geleast, gepachtet oder geliehen sind
oder waren, eingetretenen Brandes, Blitzschlages, einer Explosion, eines
Anpralls oder Absturzes eines Flugkörpers, seiner Teile oder seiner
Ladung. Dies umfasst auch die Untersuchung oder den Austausch von
Erdreich, ebenso den Transport von Erdreich in eine Deponie und die
Ablagerung oder Vernichtung von Erdreich.
Versicherungsschutz für derartige Kosten kann ausschließlich über eine
entsprechende Sach-/Feuerversicherung vereinbart werden.

2.2 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, die von unterirdischen
Abwasseranlagen (z. B. Kanalisation, Öl-, Benzin- oder Fettabscheider)
ausgehen.

2.3 Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, für die der Versiche-
rungsnehmer aus einem anderen Versicherungsvertrag Ersatz bean-
spruchen kann.

3. Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbeteiligung

Versicherungsschutz besteht je Versicherungsfall und zugleich für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rahmen der in Teil I
(Grunddeckung) Ziff. 11 vereinbarten Versicherungssumme und der
dort genannten Selbstbeteiligung.

Teil III - Zusatzbaustein 2

Versicherungsschutz für Zusatzbaustein 2 besteht nur, soweit dies bean-
tragt und im Versicherungsschein ausdrücklich dokumentiert wurde.

1. Umfang der Versicherung

Abweichend von Teil I Ziff. 10.1 und über den Umfang des Zusatz-
bausteins 1 des Teils II hinaus besteht im Rahmen und Umfang dieses
Vertrages Versicherungsschutz für weitergehende Pflichten oder An-
sprüche zur Sanierung des Bodens wegen schädlicher Bodenverände-
rungen gem. Bundesbodenschutzgesetz, wenn der Versicherungsnehmer
Eigentümer, Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder Entleiher des Bodens
und Verursacher des Schadens ist oder war.
Versicherungsschutz besteht ausschließlich für
solche schädlichen Bodenveränderungen, die unmittelbare Folge einer
plötzlichen und unfallartigen, während der Wirksamkeit des Versiche-
rungsvertrages eingetretenen Störung des bestimmungsgemäßen Be-
triebes des Versicherungsnehmers sind. Teil I Ziff. 3.2 findet keine An-
wendung.
Soweit der Versicherungsnehmer Mieter, Leasingnehmer, Pächter oder
Entleiher des Bodens ist oder war, findet Ziff. I 1.1 letzter Absatz keine
Anwendung.
Für Grundstücke, die der Versicherungsnehmer nach Beginn des Ver-
sicherungsverhältnisses erwirbt oder in Besitz nimmt, besteht abwei-
chend von Teil I Ziff. 6 und Ziff. 7 kein Versicherungsschutz.



2. Versicherte Kosten

In Ergänzung zu Teil I Ziff. 5.2 sind die dort genannten Kosten für die
Sanierung von Schädigungen des Bodens auch dann mitversichert, so-
weit von diesem Boden keine Gefahren für die menschliche Gesundheit
ausgehen.
Versichert sind diese Kosten jedoch nur, sofern sie der Versicherungs-
nehmer nach einer Betriebsstörung
- aufgrund behördlicher Anordnung aufwenden musste oder
- diese Kosten nach Abstimmung mit dem Versicherer aufgewendet

wurden.

3. Nicht versicherte Tatbestände

3.1 Nicht versichert sind Kosten i. S. d. Ziff. 2, soweit die Schädigung
des Bodens des Versicherungsnehmers Folge einer Betriebsstörung
beim Dritten ist.

3.2 Die in den Teilen I und II enthaltenen Ausschlüsse finden auch für
diesen Zusatzbaustein Anwendung.

4. Versicherungssumme/Maximierung/Selbstbeteiligung

Versicherungsschutz besteht je Versicherungsfall und zugleich für alle
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres im Rahmen der in Teil I
(Grunddeckung) Ziff. 11 vereinbarten Versicherungssumme und der
dort genannten Selbstbeteiligung.
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